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Siebente (Schluß-) Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Montag, den 18. Juli 1921.

(Beginn 10 Uhr 15 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Bericht der „Kommission flir die Taubstummen-, Blinden-, Hebammen-und Fürsorgeerziehungs-

anstalten" über das Ergebnis der Untersuchung,betreffenddie Beschuldigungengegen die Pro-
vinzial-Hebammenlehranstaltzu Köln und ihren Leiter Professor Dr. Frank.

3. Antrag der I. Fachkommission,betreffend Schadloshaltnng der Bevölkerungdes besetzten Ge¬
bietes für die ihr durch die Besatzung erwachsendenSchäden, Schadenersatzleistuugflir die
Kommunal-, Provinzialbeamten und Abänderung des Okkupationsleistungsgesetzes.

4. Antrag der II«, Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdemokratischen Partei, betreffend
Bildung einer Proviuzial-Lehrerkammerfür die Lehrkräfte der Provinzialverwaltung.

5. Antrag der II a Fachkommissionzu dem Antrag der sozialdemokratischcu Partei auf Erlaß
einer zeitgemäßenDienstanweisungfür die Lehrkörperaller Provinzial-Lehranstalten unter Mit¬
wirkung der Lehrerkammer.

6. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Besoldungen und anderen per¬
sönlichen Ausgaben für die bei der Laudesversicherungsanstalt „Rheinprovinz" beschäftigten
Provinzialbeamten für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921.

7. Autrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genusseu-
schaftsvorstandesder RheinischenlandwirtschaftlichenBernfsgenossenschaftfür das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1921 bis 3l. Dezember 1921.

8. Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Sterbekasseder Beamten der Rheinischen Provinzialverwaltung und Aeuderung des Reglements
über die dienstlichen Verhältnisseder Provinzialbeamten der Rheinprovinz vom 12. März 1909,

9. Antrag der II a Fachkommission zu dem Antrag der sozialdemokratischenPartei auf Aenderung des
8 2 der Aufnahmebedingungenfür die Schülerinnen in den Provinzial-Hebammenlehranstalten.

10. Antrag der Ha Fachkommission zu deu Autlägen der sozialdemokratischen Partei und der un¬
abhängigen sozialdemokratischen Partei, betreffendBewilligung von Freistellen für Schülerinnen
in den Hebammenlehranstalten.

11. Antrag der II a Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammenweseneinschließlich
der Hebammenlehranstaltenzn Köln und Glberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921
bis 31. März 1922.

12. Antrag der Ha Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blinden-Unterrichts-
anstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus), sowie den
Unterstützungsfondsfür Bliude für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März
1922.

13. Antrag der I. und III. Fachkommission zu dem Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,
betreffend Erhöhung der Straßeimntcrhaltnngsrenten.
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14. Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplander Provinzialstraßenverwaltungnebst
Anlage ^, Voranschlagüber die Verwendung der Eisenbahnnnttel
Anlage L. Voranschlagüber die Verwendung der Mittel zur Unterstl.tzuugdes Gememde-

und Kreiswegebaues
filr das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

15. Antrag der IV F chkommissionzu dem Antrag der Gutsverwaltung des RittergutesGrtttern
zu Hückelhoven auf Uebernahmeder Kosten der Regulierung und der dauerndenUnterhaltung
des Roerflusses auf den Provinzialverband.

16. Antrag der Ha Fachkommission, betreffend die Provinzlaltomnusstonen^ N^;^al-
17. Antra der I. Fachkommission zu dem Vorberichtzu

Verwaltung der Rheinprovinz sowie zu deu zu demselben gehörenden
einzelnen Verwaltungszweige nnd Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. Apnl 1921 b,s
31. März 1922

Hauptchaushaltspla«flir die Proviuzialverwaltungfür das Rechnungsjahrvom 1. April 1921

18. zu dem Antrag der V. K. P.. betreffend Entschädigung für
Lowusf^ und f«ir Verdienstverlustder
bei Sitzungen außerhalb der Landtagstagung. „.«,.<. 5< .«.. ^«

19. Antrag der I. Fachkommission zn dem Antrag der V. K. P betreffendErsatzwahlfür das
aus dem Provinzialansschuß ausgeschiedene Mitglied.Beigeordneter Koch-Remsche^

20. Antrag der Geschäftsordnungskommission zn dem Bericht der vom Pwvmzlallandwgg °'
Kommission,betreffendden Entwnrf einer neuen Geschäftsordnnng ür den Pr°vu^

21. Antrag der Wahlprilfnngskommission.betreffendEinsprüche gegen tue am 20. Februar 19^1
stattgehabten Neuwahlen der . ^.

«itzm.« „ich. »ff.„,.l°». w.rd.n <»»n, !»ll w P'""»°/^^

agesordnung: Landesbauinspektorensind nicht mehr zulässig.
l!' Me Vertretu? der Landesbauinspektorenerfolgt in Behinderuugsfallen durch d.e

IN ^^7^kanten Stellen für Landesbauinspektorenim Etat zu streichen und diese

Aell5 n " in solche Vorstandsstellenfür Landesbanamter umzu-
^«>,°sn z,ie durch aeeignete Landesbauselretärezu besetzen smd.

vorzunehmen."
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VorsitzenderVielen: Die Sache würde bei Punkt 14 verhandelt werden.
Schriftführer AbgeordneterWeyers: Iusatzantrag zu dem Antrag, betreffend Erlaß einer

Dienstanweisungfür die Lehrkörper aller Provinzialanstalten, Drucksache Nr. 45:
„Im letzten Satze sind die Worte „unter Mitwirkung der" zu streichen und durch die

Worte „durch die" zu ersetzen."
VorsitzenderVielen: Der Autrag kommt zu dem betreffenden Punkte der Tagesordnung.
Schriftführer AbgeordneterWeyers: „Der 61. Provinziallandtag beauftragt den Pro-

vinzialausschuß,bei der Neichsregierungdringende Vorstellungendahin zu erheben,daß Zur Förderung
des Wirtschaftslebensund zur Steuerung der Arbeitslosigkeitin den davon betroffenen Gebieten die
Bauarbeiten für die 1914/15 genehmigteBahn im Bezirk Vergisch-Gladbach—Wipperfürthmit
möglichster Beschleunigungin Angriff genommen wird." (Antrag der AbgeordnetenDr. Köttgen
und Genossen.)

VorsitzenderVielen: Wenn sich kein Widerspruch erhebt, daß wir die Sache noch auf
die Tagesordnung fetzen, nehme ich Ihr Einverständnis an.

Schriftführer Weyers: „Unter Bezugnahme auf die von Jahr zu Jahr vorgebrachte»
berechtigten Wünsche der Registratnrbeamtender Rheinischen Provinzialverwaltnng um Anstellungauf
Lebenszeit bitten wir nochmals ergebenst, in der diesjährigen Sitzung des Rheinischen Provinzial-
landtags die lebenslängliche Anstellung der Verwaltungs- und Registratursekretiire beschließe»
zu wollen.

Wir bemerke»ergebenst, daß nunmehr sämtliche Provinzialbeamten ans Lebenszeit ange¬
stellt werden, mit Ausnahme der oben genannten Beamtengrnppen. Der Antrag dürfte damit hin¬
reichendbegründet sein.

Fachgruppe der Verwaltungs- und Negistratursekretäre."
VorsitzenderVielen: Der Antrag würde dem Provinzialausschuß überwiesen werden.
Dann können wir uns vielleicht jetzt über die geschäftlicheBehandlung heute morgen schlüssig

werden. Ich möchte Ihnen vorschlagen, daß wir ohne eine Mittagspause durchtagen,nm möglichst
früh am Nachmittag zum Schluß zu kommen, weil doch heute verschiedene Damen und Herren
heimfahren möchten. Wenn sich kein Widersprucherhebt, nehme ich Ihr Einverständnis an.

Ich erteile dann zu Punkt 2:
Bericht der Kommission für die Taubstummen-, Blinden-, Hcbammen-
und Fürsorgeerziehungsanstalteu über das Ergebnis der Untersuchung,
betreffend die Beschnldigungen gegen die Provinzial-Hebammenlehranstalt
in Köln und ihren Leiter Professor Dr. Frank,

das Wort Herrn AbgeordnetenLoenartz,
Abgeordneter Loenartz: Meine Damen und Herren! Der 60. Provinziallandtag hat

die Kommission für die Taubstummen-, Blinden-, Hebammenlehr-nnd Fürsorgeerziehnngsanstalten
beauftragt, das seit vielen Jahren angesammelte Material, sämtliche Vorkommnisse nnd Urteile,
betreffenddie Hebammenlehranstaltin Köln und die Beschuldigungengegen ihren langjährigen Leiter,
zu prüfen und dein Provinziallandtag über das Ergebnis Bericht zu erstatten.

In Erledigung dieses Auftrages habe ich im Namen der Kommission diesen Bericht zu
erstatten. Gestatten Sie mir zunächst zwei kurze Vorbemerkungen: erstens in der Hinsicht, daß
jedes derartige Untersuchungsverfahrendurch eine Kommission des Provinziallandtages seine Mängel hat,
weil die im gerichtlichen Verfahren gebräuchlichen Mittel nicht zu Gebote stehen; das ist vor allen
Dingen die Möglichkeit,das Erscheinender Zeugen zu erzwingen und die Zeugen zu beeidigen.
Ferner hat die Kommissionden Beschluß gefaßt, daß diese Angelegenheitnicht bloß durch Vekaunt-
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gäbe der Beschlüsse der Kommissionhier erledigt wird, sondern daß mit Rücksicht auf die starke
Beunruhigung, die seit Jahren in dieser Angelegenheit in die Bevölkerung hineingetragen wird,
im Interesse der Beteiligten selbst und vor allen Dingen im Interesse der Provinz und der Anstalt,
die durch die Angriffe schwer geschädigt worden ist, es notwendig ist, auf das sehr umfangreiche
Material etwas naher einzugehen und nicht bloß die Berichte der Kommissionwiederzugeben.
Mit Rücksicht auf die Geschäftslagedes Hauses will ich mich aber dabei, soweit es irgend möglich ist,
der Kürze befleißigen,

Die Vorgänge, um die es sich hier handelt, geheu zurück bis zum Jahre 1897. Trotz
der laugen Zeitspanne ist ein Eingehen auf diese Vorgänge erforderlich,sowohl auf Grund des vor¬
erwähnten, ziemlich weit gefaßten Beschlusses des 60. Provinziallandtages, worin es heißt, daß die
sämtlichen Vorgänge nachgeprüftwerden sollen, als auch deswegen,weil diese weit zurückliegenden
Vorgänge sich wie ein roter Faden durch alle die Beschuldigungenhindurchziehen,die bis zum
heutigen Tage erhoben werden, und weil diese Vorkommnisseauch gerade in den letzten Monaten
uoch in der „RheinifchenRepublik" zum Gegenstandvon Angriffen wieder gemachtworden find.

Im Oktober 1897 hat der Leiter der Hebammenlehranstalt,Dr. Frank, an einer Frau Detmer
eine Operation vorgenommen: die fast vollständige Ausschälung der Gebärmutter. Von dieser
Operation wurde behauptet, daß sie erstens iudikationslos, d. h. ohne die nötige Veranlassungvor¬
genommenworden sei, es habe eine gewöhnliche Auskratzung genügt, und zweitens, daß sie ohne
Einwilligung der Kranken vorgenommenworden sei. Auf Grund einer von Dr. Grotthoff, der
Assistenzarzt bei Frank war, und auf den ich noch zu sprechen kommen muß, erstatteten Strafanzeige
uud auf Grund eines Strafantrages der Frau Detmer wegen fahrlässiger Körperverletzunghat
zunächst die Staatsanwaltschaft in Köln die Einleitung eines Strafverfahrens abgelehnt. Dann
ist auf die Beschwerde der Frau Detmer am 5. Dezember 1902 durch das Oberlaudesgerichtin Köln
die Erhebung der öffentlichen Anklage angeordnet worden. In dem daraufhin eingeleitetenUntcr-
suchungsverfahrenfind eine Reihe von Aerzten gutachtlich gehört worden. Es ist auch ein Gutachten
des Medizinalkollegiumsder Rheinprovinz herbeigeführt worden, welch' letzteres sich zu Gunsten
des Herrn Dr. Frank aussprach, während im übrigen die Ansichten der Aerzte auseinandergingen,
die sich teils für, teils gegen die Zulässigkeitdieser Operation aussprachen. Auf Grund des
Ergebnisfes der Vornnterfuchung hat dann das Landgericht Köln am 10. Juni 1903 mangels
tatsächlicher Verdachtsgründeden Dr. Frank außer Verfolgung gesetzt.

Die Kommissionhat sich einstimmigauf den Standpunkt gestellt, daß sie zur Nachprüfung
des Falles Detmer außerstandesei mit Rücksicht darauf, daß bereits im Jahre 1902/03 die Ansichten
der Sachverständigenauseinandergegangensind, und ferner mit Rücksicht darauf, daß es sich um
rein medizinisch-wissenschaftlicheFragen handelt.

An die Operation der Frau Detmer knüpft sich der Fall Eberhart gegen Frank, Eberhart
war Frauenarzt in Köln und als folcher von der Frau Detmer zu Rate gezogen und in dem
Vorunterfuchungsverfahrengegen Dr. Frank als Sachverständiger vernommen worden. Er war
einer derjenigen Aerzte, die sich gegen die Zulässigkeit der Operation ausgesprochenhatten.
Pfingsten 1903 fand nun der gynälologifche Kongreß in Würzburg statt, auf dem Dr. Cberhart
den Fall der Frau Detmer ohne Namensnennuug zur Sprache brachte. Er erörterte in längeren
Ausführungen im Anfchluß an diese Operation die Frage, ob die Ausschälung des nteru» zweck¬
mäßig sei. Nach seinem Vortrage stellte sich Dr. Frank als den Operateur vor und gab eine in
tatfiichlicherBeziehungin verschiedenenPunkten abweichendeDarstellnngdes Falles. Der gynäkologische
Kongreß beschloß auf Grund der Mitteilung des Dr. Frank, daß das Untersuchungsverfahrenfchwebe,
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von einer weiteren Erörterung des Falles abzusehen. Im Anschluß an diesen Kongreß veröffent¬
lichte nun Herr Dr. Eberhart eine Broschüre: „Klarstellung des auf dem Gynäkologenkongreßin
Wllrzburg besprochenenFalles Detmer-Frank", worauf Dr. Frank mit einem Aufsatz in der
Münchener Medizinischen Wochenschriftantwortete. Anfang 1906 ließ nun Dr. Eberhart die
Broschüre: „Ein Kampf ums Recht, einige wichtigemedizinische und medizinisch-juristische Fragen,
erläutert an dem Prozesse Detmer-Frank" erscheinen, in der er den Dr. Frank nach Darstellung
des Falles u. a. wegen verschiedener angeblich unwahrer Angaben der wissentlichen Unwahrheit
bezichtigte und ihn wiederholtals „Lügner" und „Verleumder" bezeichnete. Ans den von Dr. Frank
gestellten Strafantrag wurde Eberhart von der Strafkammer des LandgerichtsKöln am 24. Oktober
1906 wegen Beleidigung des Dr. Frank zu 200 Mark Geldstrafe verurteilt. Die hiergegen ein¬
gelegte Revision des AngeklagtenDr. Eberhart ist durch Urteil des Reichsgerichtsvom 8. Februar
1907 zurückgewiesen worden. Alsdann ist wegen dieser Bestrafung in vorschriftsmäßigerWeise bei
dem ärztlichenEhrengericht für die Rheinprovinz und die Hohenzollern'schen Lande Anzeige erstattet
und Dr. Eberhart in der Sitzung des Ehrengerichts vom 11. Mai 1908 wegen Pflichtverletzung
gemäß § 3 des Gesetzes vom 25. November 1899 mit einer Warnung bestraft worden. Auf die
von Dr. Eberhart eingelegteBerufung hat der ärztliche Ehrengerichtshofin Berlin in der Sitzung
vom 8. Juni 1909 das Urteil des ärztlichen Ehrengerichts bestätigt

In allen diesen Entscheidungenist eine Feststellung darüber, ob Dr. Fraut sich tatsächlich
einer wissentlichen Unwahrheit schuldig gemacht habe, nicht erfolgt, vielmehr ist die Verurteilung
lediglich auf die in der Bezeichnung „Lügner" und „Verleumder" liegende formelle Beleidigung
gegründet. In diefer Beziehung heißt es in dem Urteil des ärztlichen Ehrengerichts:

„Zunächst ist es hinsichtlich der angeblichunwahren Ausführungen des Dr. Frank in dem
DetmerfchenFalle wegen der Länge der Zeit an sich fast unmöglich, glaubwürdig festzustellen erstens,
was Dr. Frank behauptet hat, und zweitens, ob diese Behauptungen wissentlich falsch sind. Dies
mit einiger Sicherheit festzustellenist umfo fchwieriger,als 1. die betreffendenWorte, die nur im
Zusammenhange verständlich,meist nicht niedergeschrieben sind, nnd 2. in der DetmerschenSache
zwei Aerztegruppen sich schroff gegenüberstehen;die einen, die zu I)r. Frank, und die anderen, die
zu dem Angeschuldigtenhalten. Es kann daher nicht ausbleiben, daß die eine Gruppe mehr nach
der einen Seite, die andere mehr nach der anderen Seite hin die Tatsachen und die Ansichten
färbt, fo daß nach Ablauf von Jahren ein objektives Urteil kaum mehr zu fiudeu fein dürfte.
Es ist aber auch gar nicht erforderlich, zu beweist», ob Dr. Frank in dem einen oder anderen
Falle wissentliche Unwahrheiten vorgebracht hat, denn selbst, wenn dies der Fall sein sollte —
obwohl ein Beweis nicht erbracht ist —, so bleibt die Beleidiguug des Angeschuldigtendurch die
Schrift „Kampf ums Recht" bestehen und kann selbst die Annahme, daß die Schrift in Währung
berechtigterInteressen des Angeschuldigtenerfolgt ist, seine Straffreiheit nicht herbeiführen."

Die Kommissionhat zu dieser Angelegenheitfolgenden Beschluß gefaßt:
„Von einer Untersuchungder in dem Streite Eberhart gegen Frank erhobenenBe¬
schuldigung,daß sich der Professor Dr. Frank bei den Verhandlungen über den Streit¬
fall wiederholt der wifsentlichen Unwahrheit schuldig gemacht haben solle, wird Abstand
genommen, weil diese Frage in den verschiedenen gerichtlichen und ehrengerichtlichen
Verfahren nicht geprüft worden ist und mit Rücksicht auf die Lauge der inzwischen
verflossenen Zeit (die Vorgänge gehen bis zum Jahre 1897 zurück) sowie mit Rücksicht
darauf, daß es sich bei verschiedenen der in Betracht kommendenBehauptungen um
medizinisch-wissentschaftlicheFragen handelt, zu bereu Beurteilung die Kommission nicht
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in der Lage ist, eine Klärung ausgeschlossen erscheint. Es ist nach Ansicht der Kom¬
missionheute, nach Verlauf von mehr als 20 Jahren, nicht mehr möglich, einwandfrei
festzustellen,welche Behauptungen von der einen oder der anderen Seite anfgestellt
worden sind, und, wenn sich tatsächlichdie eine oder audere Behauptung als unrichtig
erweisen würde, den Beweis der wissentlichen Unwahrheit zu führen."

Ich komme nun zur Erörterung des gleichsfallsweit zurückliegendenFalles Dr. Grotthoff
gegen Dr. Frank. Der Tatbestand ergibt sich aus dem eingehenden, auf mehrtägige»Verhandluugeu
gegen Dr. Grotthoff als Angeklagten beruhenden Urteil der Strafkammer des LandgerichtsKöln
vom 31. Oktober 1904. Es heißt dort folgendermaßen:

„Der Angeklagte(Dr. Grotthoff) ist vom 1. August 1899 ab als I. Assistenzarztan der
RheinischenProvinzial-Hebammenlehranstalt in Köln, deren damaliger und jetziger Leiter Direktor
Dr. Frank ist, angestellt gewesen. Die Anstellung erfolgte auf Vorschlag und Empfehlung des
Dr. Frank. Dr. Grotthoff und Dr. Frank haben von Anfang an in bestem Einvernehmen
gestandenund ihre Tätigkeit ausgeübt. Im Jahre 1900 meldete sich Dr. Grotthoff auf Anraten
des Dr. Frank auf die Direkiorstelleder neu errichteten Provinzial-Hebammenlehranstaltzu Elber-
feld. Dr. Frank stellte ihm zu diesem Zwecke ein sehr günstiges Zeugnis aus." Dr. Grotthoff
erhielt die Stelle in Elberfeld nicht, sondern erhielt vom Landeshauptmann den Bescheid,daß er
wegen seines jugendlichen Alters nicht berücksichtigt worden sei. Nun nahm Dr. Grotthoff an, daß
das auf eine Intrigue des Dr. Frauk zurückzuführensei. In dem Strafverfahren ist festgestellt
worden, daß diese Annahme unzutreffend ist. Aber in Dr. Grotthoff entwickelte sich aus dieser
Annahme eine Erbitterung gegen Dr. Frank, wie in dem Urteil festgestelltworden ist. Und es
heißt hier: „Dr. Grotthoff mifchte fich in die dem Direktor zustehende Verwaltung ein; er fnchte,
liberal! Unregelmäßigkeiten,besonders in der Verpflegung und iu deu Lieferungenfür die Anstalt
ausfindig zu machen. Er verdächtigte insbesondere die WirtschafterinFrau Puller und den Nendanteu
der Anstalt Schmitz. Er warf dem Dr. Frank vor, daß dieser von all diesen angeblichen Unregel¬
mäßigkeiten Kenntnis habe und sie begünstige. Schließlichwurde das Verhältnis zwischen den beiden
s« gespannt, das Auftreten des Dr. Grotthoff gegen Dr. Frank so schroff, daß auf den Antrag des
Letzteren die Provinzialverwaltung deu bei ihr beschäftigten Assessor Nerenbrock mit der Untersuchung
der Beschwerdendes Angeklagten über die angeblichenUnregelmäßigkeitenbeauftragte. Dieser
Kommissar hat am 30. Mai 1900 — ich muß das etwas eingehendervortragen, weil immer
behauptet wird, es sei niemals von der Provinzialverwaltung ein Untersuchungsverfahrenveranlaßt
worden — zunächst den Dr. Grotthoff über alle Veschwerdepnnkte ans das ausführlichstein elf-
stündiger Verhandlung, sodann auch den 0r. Frank, mehrere Aerzte, die Frau Puller und den
Rendanten Schmitz vernommen. Nach dieser Untersuchungwurde dem I)r. Grotthoff am 12. Juni
1900 feiteus der Provinzialverwaltung gekündigt. Durch weiteres Schreiben vom 15. Juni wurde
" sodann sofort am 16. Juni im Interesse des Dienstes entlassen. Infolge der feitens der Provinz
vurgenommenenUntersuchungwar Dr. Grotthoff der Körperverletzungan Hebammenschülermnen,
der Körperverletzungim Amte, verdächtiggeworden. Er ist von der Strafkammer in Köln rechts¬
kräftig zu einer Geldstrafe von 120 Mark verurteilt worden. Seine Revision gegen dieses Urteil
wurde verworfen. Während dieses gegen Grotthoff schwebenden Verfahrexs wegen Körperverletzung
im Amte am 10. Mai 1901 machte er bei der Staatsanwaltschaft eine Anzeigegegen Dr. Frank,
worin er diesen einer Reihe strafbarer Handlungen, insbefonderedes Diebstahls, der Körperverletzung
im Dienste, der fahrlässigen Körperverletzung einer Patientin, der Frau Detmer, ferner der
Begünstigung«on Unregelmäßigkeitenund Unterschlagungen,der Urkundenfälschung, der Beseitigung
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von Urkunden, der Verleumdung und unsittlicher Angriffe auf die Wirtschafterin Frau Puller-
bezichtigte. Auch in dem hierauf gegen Dr. Frank eingelegten Vorverfahren ist Grotthoff in mehr¬
tägiger Verhandlung durch das Amtsgericht ausführlich als Zeuge vernommen worden. Die
Staatsanwaltschaft hat das Verfahren gegen Dr. Frank eingestellt. Die dagegen eingeleitete
Beschwerde des Dr. Grotthoff ist zurückgewiesen worden. Nach Ablehnung dieser Beschwerden hat
I)r. Grotthoff nicht geruht. Er hat weitere Eingaben gerichtet an den Oberpräsidenten, an deu
Vorsitzenden des ProvinZiallandtages, au den Vorsitzenden des Pruvinzialausschusses,an den Kultus¬
minister, an den Iustizminister uud au den AbgeordnetenTrimboru. Und als er auf alle diese
Eingabe» hin an die zuständige Stelle verwiesen wurde, hat er am 8. Februar 1903 an alle
Provinziallandtags-Abgeordneten ein Schreiben gerichtet, in dem er die Beschuldigungenwiederholte
und in dem er wiederum den Dr. Frank vor allen Dingen des Diebstahls, der Begünstigung von
Unterschlagungennamentlich von Lebeusmitteln und der Begünstigung sonstigerUnregelmäßigkeiten
in der Anstalt — schlechtes Esfen, schlechte Behaudluug usw. — bezichtigte. Nun stellte Dr. Frank
Strafantrag.

In diesem Verfahre» ist nun in mehrtägiger Verhandlung der ganze Stoff eingehend
erörtert uud erledigt worden, derselbe Stoff, der heute immer wieder in den Blättern zum Gegen¬
stand der Angriffe gegen Dr. Frank gemachtwird. Ich darf vielleichtbemerke«,daß mir der Herr
Generaldirektor Adams — ich sage „Generaldirektor", nicht „Abgeordneter", weil er in seiner
Eigenschaft als Landesrat tätig gewesen ist — mitgeteilt hat, daß er damals als Vertreter des
Landeshauptmanns der Verhandlung beigewohnt hat, und daß diese Verhandlung eine ganze Woche
gedauert hat, so daß man nicht behaupten kann, daß nicht die nötige Gründlichkeitauf das Ver¬
fahre» verwandt worden sei. Da ist unter anderem folgendes festgestellt worden:

„Dr. Grotthoff wäre aber auch dann freizusprechen— es wurde zunächst der § 193,
betreffend die Wahrung berechtigter Interessen, erörtert und verworfen —, wenn die dem Dr. Frank
vorgeworfenenehrenrührigen Tatsachen bewiesen wären. Er hat zwar bei Beginn der Verhandlung
erklärt, daß er den Beweis der Wahrheit nicht erbringen wolle und könne, weil wegen Länge der
Zeit die Beweismittel nicht mehr herbeizuschaffenwären. Nichtsdestowenigerist der Angeklagte
während der mehrtägigen Verhandlung an erster Stelle bestrebt gewesen, den Beweis der Wahrheit
der ehrenrührigen Tatsachen zu erbringen. Dies Bemühen des Angeklagten ist aber erfolglos
geblieben. Die Verhandlung und Beweisaufnahme hat zu dem Ergebnis geführt, daß diese Tat¬
sachen nicht nur nicht erwiesen sind, sondern gerade die Unwahrheit der Beschuldigungennachgewiesen
ist, so daß das Gericht keinen Anstand nimmt, zu erklären, daß Dr. Frank bezüglichsämtlicher
Beschuldigungengerechtfertigtist."

Dann heißt es weiter zu dem Strafmaß:
„Angeklagter— immer Dr. Grotthoff — ist, wie das Gericht nach der Verhandln'

überzeugt ist, von einem leidenschaftlichen Haß gegen Dr. Frank erfüllt. In dieser Beziehung mag
noch darauf hingewiesen werden, daß Angeklagter,wie er selbst zugibt, sich noch neuerdings an der
Abfassungeiner gegen Dr. Frank gerichteten Schmähschriftdadurch beteiligt hat, daß er dem Ver¬
fasser das Material hierzu geliefert hat. (Gemeint ist offenbar die Broschüre „Theorie und Praxis"
von Hubert Blllthesen, die im Jahre 1904 in Köln erschienen ist.) Dieser leidenschaftliche Haß
hat den Dr. Grotthoff so erfüllt, daß ihn das ruhige Denken und die Ueberlegungverläßt, wen»
es sich um die Beurteilung von Vorfällen und Angelegenheitenhandelt, die mit Dr. Frank in
Berührung stehen. Er hat sich in die Frank'scheSache „verbohrt", wie ein ihm wohlwollender
Kollegevon ihm sagt. Wie sehr er sich verbohrt hat, ist daraus ersichtlich, daß er persönlich—
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sei« Verteidiger hat es abgelehnt, auf den Nachweis der dem Dr. Frank vorgeworfenen Beschuldi¬
gungen einzugehen, und sich auf die Prüfung des Vorhandenseinsdes 8 193 St.-G.-B. beschränkt —
auch uach der Beweisaufnahmeund trotz des Ergebnissesder Beweisanfnahmealle Beschuldigungen
ausrechterhalten hat, auch solche Beschuldigungen,deren Unbegründetheitvon keiner Seite bezweifelt
werden kann, wie die Beschuldigung,daß in dem irrigen Ansatz des Einheitspreises der Eier für
65 Pfennig eine Unterschlagungzu erblicken sei.

Bei Vernbung der Tat befand fich Angeklagterin einem krankhaftenGeisteszustande,der
aber nicht derart war, daß hierdurchseine freie Willensbestimmungausgeschlossen wurde.

Bei Abwägung aller dieser Umstände hielt es das Gericht für angemessen, den Angeklagten
«och mit einer Geldstrafe, aber mit der in diesem Falle höchst zulässigen Geldstrafe zu bestrafen."

Demgemäß ist Dr. Grotthoff zu einer Geldstrafe von 600 Mark verurteilt wurden.
Meine Damen und Herren! Die Kommissionhat sich einstimmig auf den Standpunkt

gestellt,daß, nachdem durch dieses Urteil vi-. Frank vollkommen gerechtfertigt ist, keine Veranlassung,
aber auch abgesehen davon mit Rücksichtauf die inzwifchenverflosseneLänge der Zeit leine
Möglichkeitvorliegt, auf eine Nachprüfung der Beschuldigungen des Ui-. Grotthoff gegen Dr. Frank
«ochmals einzugehen.

Aus der neueren Zeit stammen die Anschuldigungendes früheren AssistenzarztesEich.
Dieser war in der Anstalt vom 1. Inli 1919 bis 1. Angust 1920 beschäftigt. Am 11. März
1920 hat er eine Meldung über die Zustände in der Hebammenlehranstalteingereicht,in der er
den Leiter der Anstalt beschuldigte,daß dieser in einer Anstalt, die einem öffentlichen Interesse
dienen soll, zum Schaden der Allgemeinheituud zu seinem persönlichen Vorteil eine umfangreiche
Privatstation eingerichtethabe.

Im einzelnenbehauptet Eich folgendes:
1. Professor Frank habe aus einer ganzen Anzahl von Zimmern, uud Zwar aus vier Zimmern

der Mädchenstationund aus zehn Zimmern der gynäkologischenStation, Betten entfernt uud
die Zimmer mit je einem Bett für seine Privatpatienten bestellt. Auf oicfe Weife habe er
die Allgemeinheit,namentlichdie ärmere Bevölkerung, für die diefe Betten bestimmt gewesen
seien, geschädigt. ^

2. Es seien Patienten der III. Klasse, die die Anstalt aufgesuchthätten, häufig iu einer mit
der Stellung des Arztes nicht zu vereinbarendenWeise zum Fortgehe» veranlaßt worden.

3. Professor Frank habe die während des Krieges geschlossenePoliklinik nicht wieder eröffnet,
weil mit dem Betrieb der Poliklinik die Ueberweisunggeeigneter Kranken der III. Klasse in
die gynäkologischeAbteilung verbunden gewesen wäre. Eine solche Ueberweisunghabe Pro¬
fessur Frank vermeidenwollen, um die Zahl der Patienten III. Klasse niedrig zu halten.

4. Hinsichtlich der Anstaltswäsche und Anstaltswindelnfeien die Privatpatienten vor den Kranken
der III. Klasse bevorzugt worden.

5. Der Röntgenapparat sei vom Direktor fast ausschließlichfür seine Privatpatienten benutzt
worden, jedoch seien dafür keine Abgaben in die Anstaltskassegeflossen.

6. Von den 12 für die Anstalt angestelltenWärterinnen verwende Professor Frank 10 bezw. 8
für seine Priuatstation.

7. Professor Frank habe nicht für das nötige Ausbildungsmaterial für die Schülerinnen nnd
nicht für die Anstellung der etatsmcißigenZahl von Assistenzärztengesorgt, obwohl gerade
mit Rücksicht auf die Notlage der Aerzteschaft eine stärkere Anstellung vou Aerzteu erforderlich
gewesen sei.

41
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Es hat nun auf diese Eingabe hin auf Anordnung des Herrn Oberpräsidcnten der
Regicrnngs- uud Medizinalrat in Köln am 2. Oktober 1920 eine unvermutete Besichtigungder
Anstalt vorgenommennnd am 4. Oktober 1920 einen eingehendenBericht erstattet, in dem er auf
die verschiedenen Beschuldignngcneinging. Ich kann den Bericht naturgemäß hier nicht ganz vor¬
tragen, ich muß mich darauf beschränken, das Schlußcrgebnis zur Verlesung zu bringen:

„Auf Grund der von mir, soweit es möglich war, nachgeprüftenErklärungen des Direktors
und der Ergebnisse der Besichtigung der Anstalt muß ich meine Ueberzeugungdahin anssprechcn,
daß die gegen den Direktor Professor Dr. Frank erhobenen schweren und znm Teil seine Ehre
antastendenVeschuldiguugeu in leichtfertigerWeise erhoben nnd nicht begründetsind. Ganz besonders
ist hervorzuheben, daß sich die Beschuldigung,Professor Frank habe nur zu seinem persönlichen
Vorteil nnd unter Schädigung der Interessen der in der Anstalt untergebrachtenminderbemittelten
Fraueu uud Mädchen eine umfangreiche Privatstation in der Hebammeuaustalt eingerichtet nnd
betrieben, als haltlos herausgestellt hat.

Die Entfernung des früheren Assistenzarztes Eich aus seiner Stellung muß nach den
Erklärungen des Direktors als völlig gerechtfertigtangesehenwerden. Der Direktor war, wenn er
seine Autorität wahren wollte, gezwungen, die Eufernung des Assistenzarztesaus seiner Stellung
und der Anstalt zu verlangen.

Die Hebammenlehranstaltbefindet sich wie früher in einem sehr guteu Zustande uud gegen
ihre Leitung durch Professur I)r. Frank ist nichts einzuwenden."

Weiterhin hat sich mit den Beschuldigungendes Dr. Eich die Kölner Stadtverordneten-
Versammlung beschäftigtuud eine Kommissioneingesetzt, die folgendes niedergeschrieben hat:

„Die von der Kölner Stadtverordneten Versammlung zur Untersuchungvon Mißstänocn
in der Provinzial-Hebammcnlehranstalt eingesetzte Kommission trat am 8. November d. I. iu der
Anstalt zu einer Sitzung zusammen. Auf Wunsch der Kommissionwurde der Vorsitz von dem
Unterzeichnetenübernommen.

Die Kommissionbestand aus:
1. Beigeordnete» Professor Dr. Krautwig,
2. Kreisarzt Dr. Lohmer (Zentrum),
3. Iustizrat Schnitzler (lib. Arbeitsgemeinschaft),
4. Heß (Deutschnlltioual),
5. Dr. Poppelreuter (Mehrheitssoz.),
6. Fräulein Ackermann (U. S. P,).

Das von Dr. Poppelrenter vorgetragene Material bestand ausschließlich in den aus den
Angaben Eich bekanntenBeschwerden über Bennchteilignngvon Patientinnen III. Klasse ans Kosten
derjenigen der I. und II. Klasse. Insbesondere wurde vorgebracht,daß die Zahl der Patientinnen
I. und II. Klasse unverhältnismäßig hoch gewesen sei, daß Säle III, Klasse zur Belegung mit
I. und II. Klasse verwandt worden seien, daß die II l. Klasse schlechter mit Wäsche,uamentlich
Windeln, versorgt wurden sei als die anderen Klassen, daß eine Frau III. Klasse wegen Ueber-
fülluug im Badezimmer habe liege» müssen uud daß Paticutiuueu auf Liegestühle gebettet worden seien.

In der Konnnission wurden keine speziellen Fälle namhaft gemacht, die zum Beweise
einer Behauptung hätte dienen köuuen. Die Verhandlungenbeschränkten sich ausschließlich auf die
allgemeinenBefchwerdeu.

Es wurdeu aus den Büchern die Belegnngsziffernverschiedener Jahrgänge ermittelt, sowie
der Rendnnt Mölders, der Oberarzt, die Hebamme Seligmauu, die Hebamme Fuchs, die Ober-
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Hebamme Engels, die WäscheansgeberinSchwesterKatharina zu den Klagen gehört. Der Direktor
der Anstalt kam ausgiebig zu Wort. Die Konnnission faßte das Ergebnis ihrer Ermittlungen in
fügendem zusammen:

„Der gegen die Anstalt erhobene Vorwurf der Schädigung der III. Klasse durch Bevor¬
zugung der I. und II. Klasse und damit der Schädigung stadtkölnischcr Interessen ist Gegen¬
stand der Erörterung der Kommissiongewesen, Tatsachen, die diesen Vorwurf als berechtigt
erscheinen lassen, haben sich nicht ergeben."

Diese Entschließungwurde einstimmiggefaßt bis ans Fräuleiu Ackermann, welche erklärte,
'hr nur zustimmen zu köuneu, wenn zum Ausdruckgebrachtwürde, daß bezüglich der Wäschevcr-
teiluug die Interesse« der III. Klasse besser hätten gewahrt werden müssen.

Gezeichnet:Zillikens."
Meine Damen und Herren! Die von Ihnen beauftragte Pruvinzialkommissiou ist in eine

selbständigePrüfung der Beschuldigungendes Dr. Eich eingetreten. Sie hat in langstündigen
Verhandlungen den vi-. Eich und in seiner und des Professor Dr. Frank Gegenwart die von beiden
benannten Zeugen vernommen. Es ist eine ausführlicheNiederschrift darüber aufgenommen worden,
auf die ich Bezug nehmen muß. Ich will nur das Ergebnis der Beschlüsse, die einstimmig gefaßt
süid, hier mitteilen; es ist nach den Punkten geordnet, wie ich sie Ihnen vorgetragen habe:

«1. Der Vorwurf, daß Professor Dr. Frank Privatpatienten in unzulässigerZahl zum Nachteil
der Patienten III, Klasse aufgenommenhabe, ist nicht erwiesen. Zu der in Frage kommenden
Zeit (Rechnungsjahr 1919) bestaud noch leine Anordnung des Landeshauptmanns über die
zulässige Zahl der Privatpatienten. Eine solche ist erst am 2. Inli 1920 dahin erlassen
worden: „Die Anzahl der Pcusiouärinuen soll für die Folge in der I. Klaffe 6 und in der
II. Klasse 8 im allgemeinen,das heißt von Notfällen abgesehen,nicht übersteigen, wobei ich
Wert darauf lege, daß gerade Frauen des Mittel- und Bcmutenstandes zur Entbindung
in die II. Klaffe aufgenommenwerden." Vorher, also zu der hier in Betracht kommenden
Zeit, bestandennur die Verfügungen des Landeshauptmanns vom Februar 1909 und März
1910, wonach Privatpatienten in die Anstalt aufgenommenwerden sollen „nach Maßgabe
der verfügbaren Räume" uud wonach vom Landeshauptmann auf die Belegung der Anstalt
mit Privatpatienten aus Gründen der Verminderungder Zuschüsse der Provinz zu den Kosten
der Anstalt das größte Gewicht gelegt wurden ist,

2. Der Vorwurf, daß die Aufnahme von Patienten III. Klasse in unzulässigerWeise abgelehnt
worden sei, ist nicht erwiesen. Wenn in den von Dr. Eich behaupteten vereinzeltenFällen
eine Aufnahme seitens des Assistenzarztes I)r. Fuhrmann nicht stattgefundenhat, fo ist durch¬
aus nicht von der Hand zu weisen, daß dies deshalb geschehen ist, weil diese Fälle wegen
der Eigenart der Erkrankung sich zur Behandlung gerade in der Hebnunuenlehranstalt,die
kein Krankenhaus zur Behandlung aller vorkommenden Frauenkrankheitenist, nicht eigneten.
Ueber die Eignung der Fälle zur Behandlung in der Provinzial-Hebammenlehranstaltmuß
das pflichtmäßigeErmessender Aerzte entscheiden.

3- Der Vorwnrf, daß Professor Frank die Poliklinik nicht wieder eröffnethabe, um die damit
dcrbnudcneÜberweisung von Patienten Hl. Klasse zugunsten der Privatpatienten niedrig zu
halten, ist nicht erwiesen. Es ist festgestellt,daß die Wiedereröffnung der Poliklinik, das
heißt der geburtshilflichenPoliklinik mit Hebammcnschülerinnen,im Einverständnis mit dein
Landeshauptmann nicht erfolgt ist, weil bei dem damaligenPreise für desinfizierende Mittel,
für Medikamenteund Verbandstoffedie Ausgaben außerordentlichhoch gewesen wären, weil
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ferner in den ärmeren, namentlich für die Poliklinik in Betracht kommenden Bevölkcruugs-
krcisenein großer Mangel an Bettzeug und Wäsche herrschte, so daß die Anstalt bei der
eigenen Knappheit nicht in der Lage gewesen wäre, anszuhclfeu, wie dies bei dem Betrieb
der Poliklinik erforderlich gewesen ist. Inzwischen ist die poliklinischeSprechstunde ein¬
gerichtetworden, um eine höhere Belegung der gynäkologischen Station zu erzielen.

4. Der Vorwurf, daß Anstaltswäschebezw. Windeln in unzulässigerWeise für Privatpatienten
verwandt worden seien, erscheint begründet. In der in Betracht kommenden Zeit waren für
jeden Privatpatienten pro Tag acht Windeln und zwei Deckchenvorgesehen, die den Kindern
der Privatpatienten zugeteilt wurden. Diese Windeln wurden von den übrigen abgezählt
gesondert gehalten. Die Windeln für die Patienten III. Klasse kamen in einen Korb uud
wurden benntzt, soweit der Vorrat reichte. Wenn einmal die Windeln für die Privat¬
patienten nicht ausreichten, su wurden die fehlende:! vuu den für die III. Klasse bestimmten
Windeln genommen, so daß sich natürlich die Zahl der für diese zur Verfügung stehenden
Windeln verringerte. Alsdann wurden die fehlenden Windeln durch Zellstoff ersetzt. Es
herrschte damals eine große Knappheit an Windeln. Dieses früher geübte Verfahren ist zu
mißbilligen, da die Anstaltswäschein erster Linie den Patienten II l. Klasse Zur Verfügung
stehen muß, während die Privatpatienten für ihre Wäsche selbst zu sorgeu haben. Seit
einem Jahr besteht diese Einrichtung nicht mehr; vielmehr müssen jetzt die Privatpatienten
sowohl ihre Bettwäscheals auch die Wiudeln für die Kinder selbst mitbringen. Jetzt kommt
es nur noch vereinzelt vor, daß in einem Notfall, wenn die Privatpatienten die Anordnung
nicht befolgen, Wäscheund Windeln von der Anstalt gestellt werden. Zurzeit ist genügend
Wäschefür die Patienten III Klafft vorhanden.

Ob Professor Dr. Frank von der gerügten Einrichtung Kenntnis hatte, kann nicht mit
Sicherheit festgestellt werden.

5. Der Vorwnrf, daß der Röntgenapparat, fast ausschließlichfür die Privatpatienten benutzt
wurden sei und hierdurch der Anstalt große Kosten erwachsen seien, ist nicht in vollem Umfang
erwiesen. Hierzu ist folgendes festgestellt: Bis zum 11. September 1920 wurde für die
Benutzung des Röntgenapparates von dc,i Privatpatienten eine Vergütung vou 3 Mark für
jede Aufnahme erhuben, die in eine von der Röntgcnschwestcrgeführte Kasse floß. Der
benutzte elektrische Strom ist nicht besonders gemessen wurden. Die Einnahme von 3 Mark
hat im allgemeinendazn ausgereicht, die Kosten der Instandhaltung des Apparates aufzu¬
bringen. Bei den Unkosten find jeduch die Kosten des elektrischen Stromes nicht berücksichtigt
worden, weil eine selbständige Messung des verbrauchtenStroms nicht möglichwar.

Einmal reichte der Kassenbestand nicht, als nämlichgrößere Ausgaben dnrch Beschaffung
von Glasröhre» nutwendig waren. Damals mußten aus der Austnltskasseetwa 400 Mark
zugelegt werden. In drei Jahren ist der Röntgcnapparat von 12 Privatpatienten benutzt worden.

Bis zum 11. September 1920 hat alsu die Provinz für die Kosten der Benutzung
des Röntgenapparates durch die Privatpatienten die erwähnten 400 Mark und die Kosten
des verbrauchtenStromes, die nicht ermittelt werden können, zugesetzt, was von der Kom¬
mission mißbilligt wird.

Am 11. September 1920 ist eine Verfügung des Landeshauptmannes ergangen, wonach
für den Röntgenapparat ein besonderer Strummesser eingebaut wurden ist, über jede Benutzung
eine Aufzeichnungzu machen ist und die Benutzungsgebührenvon der Anstaltskassezu ver¬
einnahmensind. Seitdem ist der Röntgenapparat von Privatpatienten noch nicht benutzt
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worden, so daß die Anstaltskasseseit dem 11. September 1920 keine Einnahmen aus der
Benutzungdes Rüntgenapparates zu verzeichnen, dagegen die Unkosten ganz aufzubringenhat.

6. Zu dem Vorwurf, daß Professor Dr. Frank von den 12 angestellten Wärterinnen 10 bezw.
8 für seine Privatstation verwende, ist folgendes festgestellt: Nach Angabe der Hebamme
Fränlein Seligmann ist es Ende 1919 einmal vorgekommen, daß von den 12 Wärterinnen
eine im Ifolierhause erkrankt war, für die sie eine Vertretung nicht erhalten konnte; eine
Wärterin war auf der Mädchenstation, eine auf der Frauenstation, während die übrigen 9
auf der 1. und 2. Station beschäftigt waren. Die OberhebammeFrau Engels, der die Ver¬
teilung der Wärterinnen untersteht, hält diese Angaben nicht für zutreffend und behauptet,
die Wärterinnen würden auf die drei Stationen so verteilt, wie das Bedürfnis es erfordere.
Hierbei fei zu berücksichtigen, daß auf der 2. und 3. Station die Hebammenschülerinnendie
Pflege unter Aufficht der Hebammenund Aerzte mitübernehmen,während auf der 1. Station
ausschließlich Wärterinnen pflegen.

Bei der hieraus sich ergebenden Frage, ob diese unterschiedlicheBehandlung aus sozialen
Gründen der Beseitigung des Klafseunnterfchiedeszu beanstanden ist, ergibt sich Ueberein¬
stimmung, daß es dem Takte und dem pstichtmäßigen Ermessen der Anstaltsleiter überlassen
werden mnß, die Wärterinnen und Schülerinnen den Bedürfnissen der Anstalt und Kranken
entfprechendzu verteilen, wobei es wünschenswertist, alle Klafsenunterschiede zu vermeiden
und nur die Lage des einzelnenFalles für die Art der Pflege entscheidend sein zu lassen.

7. Der Vorwmf, daß Professor Dr. Frank nicht für das nötige Ausbildungsmaterml für die
Schülerinnen uNd nicht für die Anstellung der etatsmäßigen Zahl der Assistenzärztegesorgt
habe, die schon die Notlage der Aerzte als solche notwendigerscheinen lasse, ist nicht begründet.
Für die Zahl der Anstaltsärzte ist nicht die Notlage des Aerztestandes,fondern das Bedürfnis
der Anstalt entscheidend. Daß dieses eine größere Zahl von Aerztenerfordere, ist nicht dargetan."

Soweit diese AngelegenheitEich.
Ich komme nunmehr zu deu Zeituugsangriffen, die feit September 1920 von der „Rhei¬

nischen Republik", der „SozialistischenRepublik" und der Zeitschrift „Zentralblatt für Parität der
Heilmethoden„Freie Heilkunst" gegen Professor Dr. Frank gerichtetworden sind. Soweit festzu¬
stellen war, gehen sämtlicheVeröffcntlichuugeuauf die Artikel der „RheinischenRepublik" zurück,
^n der Nummer vom 11. September 1920 beschäftigt sich diese mit dem Prozeß Grotthoff, der
bereits im Jahre 1904 zn Gunsten des Professor Dr. Frank und zu Ungunstcn des Dr. Grotthoff
rechtskräftigerledigt worden ist. Die Nummer vom 2. Dezember1920 befaßt sich mit den soeben
behandeltenBeschuldigungendes Dr. Eich und behauptet, ohne Angabe von Bcweismaterial, daß
ProfessorFrank dnrch Benutzung der Anstaltsbettcn für feine Privatklinik sein jährlichesEinkommen
>nn 300—350 000 Mark erhöht habe. Die Nnmmer vom 23. Dezember1920 befaßt sich wieder
"üt den alten Vorwürfen, nennt den Professor Frank „nach Ieuguifsen namhafter Aerzte" einen
"Stümper" und veröffentlichtohne Namensnennung einen Brief einer Privatpatient!« I. Klaffe
nns Köln vom 12. Dezember 1920, den ich nicht vortrage, weil er nach der übereinstimmenden
Meinung der Konnnissionnichts Wesentlichesenthält. In der Nummer vom 4. Dezember 1920
wird unter der Kritik des Berichtes der Kommissionder Kölner Stadtverordneten-Versammlungein
Eingehen auf die Tatsachen vermißt, und es werden die bereits erörterten Beschuldigungendes
^r. Eich wiederholt — also alles die alten, langst abgetanen Sachen. Die Nummer vom
18' Dezember1920 fordert den Professor Frank unter der Bezeichnung„dickfelligerMitteleuropäer"
"nd „feiger Kneifer" zur Erhebung der Beleidigungsklageauf, macht ihm jetzt den Vorwurf der
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Unterschlagung von 300—350000 Mark und bringt unter der Angabe „Zeugen vorhanden",
„Beweis-Eid", vier Fälle vor, in denen Dr, Frank sich grober Kunstfehler bei der Entbindung
bezw. Operation schuldig gemachthaben soll. Irgendwelchenähere Angaben, die eine Ermittelung
ermöglichen, enthalten diese Mitteilungen nicht. Von einem der Fälle ist lediglichbehauptet, daß
er „seinerzeitder Staatsanwaltschaft in Köln angezeigt worden sei"; von einem anderen Falle, in
dem Dr. Frank, als er sich unbeobachtet geglaubt habe, in die Wnnde bezw. die von einem
Assistenzarztgemachte Naht Zigarrenasche geschüttethabe, weil dieser die Naht so schön gemacht
und er sich darüber geärgert habe, daß er das nicht konnte, wird angegeben, daß dieser Fall sich
im Jahre 1900 ereignet habe.

In einem einzigen Falle, nämlich in dem Briefe vom 20. Oktober 1920, ist ein bestimmter
Ieitpnnkt angegeben, so.daß eine Nachprüfung möglich war. Die Briefschreiberin, deren Name
gleichfallsnicht genannt wird, soll ebenso wie verschiedene andere Gebärende am 12. Januar 1920
auf einen Wagen gebettet und im Entbindungszimmer untergebracht worden sein, weil kein Bett
III. Klasse frei gewesen sei. Auf Grnnd des Verpflegungsrapports von diesem Tage und der
Aussage des Reudauten Mölders stellte die Kommission fest, daß am 12. Januar 1920 die
Anstalt nur von 138 Personen belegt war, und daß noch 32 Krankenbetten frei waren, ferner
daß von 80 Schttlerinnenbetten 32 frei waren, da die Anstalt nur von 48 Schülerinnen besucht
war, uud daß im Nutfalle noch die freistehenden Betten der Schülerinnen mitbenutztwerden. Die
Angaben in dem Brief, der allein ein bestimmtes Datum hat, daß am 12. Januar 1920 kein
Bett III. Klasse frei gewesen sei, kann hiernach nicht stimmen.

Hiernachblieben von den in den Zeitungsangriffen vorgebrachten Fällen, da die annähernd
20 und mehr Jahre zurückliegenden Fälle wegen der Unmöglichkeiteiner sachgemäßen Aufklärung
nach dem Vefchlusseder Kommissionauszuscheidenwaren, nur 3 bis 4 Fälle ununtersucht, in
denen es jeglicher positiver Angaben, betreffendZeit und Beweismittel, ermangelt.

Nun hatte die „RheinischeRepublik"' am 18. Dezember 1920 folgenden Artikel „Znr
Tagung des Provinziallandtags" gebracht:

„Das Kennzeichen deutfcher parlamentarischerKörperschaftenist ihre geschwätzigeUnsachlichkeit.
(Heiterkeit.) Sie tritt auch in erfchreckenderWeife auf bei der Tagung des — selbstver¬
ständlich— aus preußischen Elementen oder solchen Leuten, die zu ängstlichsind, ihre anti¬
preußische Gesinnung offen zu bekennen, zusammengesetztenProvinziallandtages. Dieser
Landtag hat phrasenhafte Reden der Provinzialbeamten angehört, er hat die deutfche aus¬
wärtige Politik in den Kreis seiner dilettantischenBetrachtungen gezogen."

Dann werden einige LiebenswürdigkeitenMitgliedern dieses Hauses gegenüber verteilt,
und dann heißt es:

„Inzwischen gestatten wir uns, für den Fall, daß der Provinziallandtag wider Erwarten
sachliche Arbeit leisten sollte, ihm zwei uns besonders am Herzen liegende Angelegenheiten
zur besoudereuBeachtung zu empfehlen."

Dann kommt unter Nnmmer 2 dasjenige, was uns angeht:
„Will der Provinziallandtag vielleicht so nett sein (man muß den Preußen sehr liebenswürdig
entgegenkommen,wenn man von ihnen Kampf gegen die Korruption verlangt) (Heiterkeit) -^
und den Herrn Dr. Frank von der Provinzial-Hebammenlehranstaltkritisch betrachten. Wir
sind gerne bereit, unser umfangreichesMaterial, das in eine,« »veniger korrupten Staate als
Preußen eine welterschütterndeErregung hervorgerufenhätte (Heiterkeit),einer Untersnchungs-
tummission zur Verfügung zu stellen. Insbesondere richten wir einen dringendenAppell an die
Frauen des Landtages, ihren unglücklichen Schwestern — endlich! — zu Hife zu kommen."
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Der Prvviuzmllaudtng, meine Dame» uud Herren, ist so nett gewesen und hat den
Beschluß der Untersuchung gefaßt, und die Kommission hat entsprechend diesem Anerbietenbeschlossen,
«nach Möglichkeitin eine Nachprüfung der Beschuldigungeneinzutreteu und zu diesem Zwecke den
Herrn Landeshauptmann zu bitte,,, die Redaktion der „Rheinischen Republik", die in ihrem Artikel
vom 18. Dezember 1920 sich bereit erklärt hat, ihr „umfangreichesMaterial einer Untersuchungs¬
kommissionzur Verfügung zu stelle,,", um Überlassung dieses Materials zu ersuchen und ihr
anheimzugeben,die Namen und Adressender in Betracht kommenden Zeugen und Einsenderder in
der Zeitung veröffentlichten Briefe mitzuteilen, da andernfalls eine Klärung nicht möglich erscheint,
insbesondere gilt dieses Ersuchen um genane Angaben über die in der „Rheinischen Republik" von,
4. Dezember 1920 unter 1, 2 uud 3 und vom 18. Dezember 1920 unter II 1, 2, 3, III 1
angeführten Fälle. Auch wäre es wünschenswert,wenn die in den, Artikel vom 4, Dezember1920
erwähnte» „namhaften Aerzte" genannt würden. Feiner wäre der „Rheinischen Republik" anheim¬
zugeben,die Schreiberin des Briefes: Köln, 20. Oktober 1920, der aus der „Rheinischen Republik"
>n dem „Zentralblatt für Parität der Heilmethoden" von, 15. Iauuar 1921, Seite 61, abgedruckt
O, gleichfallsnamhaft zu machen.

Schließlich wäre die „Rheinische Republik" zu ersuchen,etwaige weitere Exemplare ihrer
Zeitung mit Beschuldigungengegen Professor Dr. Frank außer den Nummern vom 11. September,
2. Oktober, 23. Oktober, 4. und 18. Dezember 1920, der Untersuchuugskommission zugänglichzu
zu machen,da der Kommissionweitere Exemplare nicht vorliegen."

Von diesem Beschlußder Kommissionhat der Herr Landeshauptmann am 2. Juni 1921
der Redaktion der .RheinischenRepublik" Mitteilung gemachtund ihr „anheimgegeben,die Namen
und Adressender in Betracht kommenden Zeugen und Einsender der in der Zeitung veröffentlichten
Briefe mitzuteilen, da andernfalls eine Klärung nicht möglich erscheine." Darauf hat der Redakteur
Smccts am 6. Iuui 1921 geantwortet, daß er das Material nicht aus der Hand gebe, da er mit den
Behörden zn schlechte Erfahrungen gemacht habe, und den Vorschlaggemacht,er wolle die Unter-
inchungskommission zn einer Konferenz einladen, zu der auch Aerzte und Zeugen erscheine,, würden
und bei der die KommissionEinblick in das Material nehmen könne. In Beantwortung dieses
Schreibens hat der Landeshauptmann am 13. Juni 1921 dem RedakteurSmcets von der Sitzung
°er Kommissionvom 21. Iuui 1921, die iu Köln stattfand, Mitteilung gemacht und ihn einge¬
laden, sich zn der Sitzung zwecks Vorlage des Materials einzufindeuuud die Zeugen, denen bare
Auslage,, und nachgewiesener Verdienstausfall erstattet würde, zu bestelle,,. Der Proviuzialausschuß
hat zu der Sache den besonderenBeschlußgefaßt, daß den Zeugen ihre Auslagen ersetzt werden
sollten, und es ist Herrn Smeets von dem Herrn Landeshauptmann geschrieben worden,daß er in
ber Kommission erscheinenund sein Material vorlegen könne, ohne es aus der Hand zu gebe,,.
Hierauf hat der Redakteur Smeets — das Schreiben des Landeshauptmanns ist vom 13. Juni —
bereits am 15. Juni 1921 geantwortet, daß es seinen Zeugen „„möglich sei, sich an dem bezeich¬
neten Tage in der Hebammenlehranstalt in Köln einzufiuden; er sei der Auffassung,daß sowohl
Datum wie Ort der Verhandlung am praktischsten zum Gegenstandmündlicher Verhandlung gemacht
werde, nnd ersuche, einen Bevollmächtigte,,zu diese», Zwecke bei ihm vorzusprechen.

Meine Damen und Herren! Die Kommissionhat sich auf den Standpunkt gestellt, daß
^ ihrer nicht würdig sei, dem Herrn Redakteur Smeets nachzulaufen(Zustimmung), und sie hat
"»stimmig diesen Vorschlagabgelehnt mit folgender Begründung:

„Nachdemder Redakteur Smeets sich erboten hatte, sein „umfangreiches Material einer
Üntersnchnngstummission zur Verfügung zu stellen", und nachdem seinem Wunsche, das
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Material nicht aus der Haud zu geben, durch den Vorschlag, das Material in der
Sitzung vorzulegen, ohne es aus der Hand zu geben, in vollem Umfang Rechnung
getragen war, wäre es Sache des Redakteurs Smeets gewesen,die angeboteneNach¬
prüfung des Materials in der Sitzung zu ermöglichen. Einen Grund, weshalb er
selbst zu der Sitzung nicht erscheinen will, hat der Redakteur Smeets nicht augegeben.
Nach der Geschäftsordnungfür die Proviuzialkommissionenwerden Zeit und Ort der
Tagung von dem Vorsitzenden mit dem Landeshauptmann,nicht aber mit dritten Personen
vereinbart. Zudem hält die Kommission eine Verhandlung durch einen Bevollmächtigten
nicht für fachdienlich".

In der Kommission ist feiner noch das in Köln im Jahre 1904 erschienene Buch von
Hubert Balthesen: „Theorie und Praxis" zum Gegenstand der Erörterung gemacht, und es ist
festgestellt worden, daß das Buch im wesentlichen eine Wiedergabeder alten Fälle Detmer, Eberhart
und Grotthoff enthält.

Es erübrigt, kurz auf einen Fall einzugchen, den letzten, der erst neuerdings der Kommission
nach Fassung des Beschlusses des Provinziallandtages zur Untersuchungvorgelegt worden ist. Es
handelt sich um die Beschwerde eines Kölner Kaufmanns, über die zunächst der Landeshauptmann
Ermittelungen angestellt hatte. Da der Beschwerdeführermit dem ihm gewordenen Bescheide nicht
zufrieden war, wünschteer die Entscheidungder Kommission, Die Beschuldigungrichtete sich in
diesem Falle nicht gegen Dr. Frank, der damals beurlaubt war, sondern gegeu den Oberarzt der
Anstalt, Dr. Simons.

Sie lautet dahin:
1. Die am 20. Oktober 1920 in der Anstalt an den Folgen einer Operation verschiedeneGattin

des Beschwerdeführers sei am Abende vorher trotz außergewöhnlich starker Blutungen 2 V« Stunden
lang ohne ärztlicheHülfe gewesen.

2. Der Oberarzt Dr. Simons habe sich eine'- Pflichtverletzungdadurch schuldig gemacht,daß er
vom Beginn der Operation bis zum eingetretenenTode nicht ununterbrochenbei der Kranken
geblieben sei, sondern sich zu Unrecht entfernt habe.

Die Kommissionhat den Beschwerdeführerund in seiner Gegenwart alle benanntenZeugen
in mehrstündigerVerhandlnng eingehendvernommen. Auch hier muß ich auf die Niederschriftver¬
weisen und mich darauf beschränken, das Ergebnis des einstimmig gefaßten Kommissionsbeschlusses
vorzutragen:

„1. Der Vorwurf, daß Frau D. am 19. Oktober 1920 von etwa 9 bis IIV2 Uhr abends ohne
ärztliche Behandlung gewesen sei, ist nicht erwiesen. Positive Angaben aus eigener Wissen¬
schaft können weder Herr D. noch seine Schwester machen. Dagegen behaupten die sämtlichen
übrigen vernommenenZeugen, daß der Arzt um 9 oder 9'/2 Uhr zur Stelle gewesen sei.
Die Kommissionnimmt an, daß Frau D. etwa um 8V2 Uhr nach eingetreteneuWehen in
das Entbindungszimmer überführt worden ist, daß dort Fruchtwafser, vermischt mit Blut, in
erheblichemUmfange abgegangen ist, daß dann der Boden gereinigt, Frau D. entkleidet,
gewaschen und zu Bett gebrachtworden ist, daß die OberhebammeFrau Engels eine äußer¬
liche Untersuchungvorgenommenund den Auftrag gegebeu hat, den Arzt zu rufen, nnd daß
dann der Oberarzt Dr. Simons alsbald erschienen ist. Den Widerfpruch in der von der
damaligenSchülerin Fräulein SchönebornniedergeschriebenenGeburtsgeschichte und den Angaben
der OberhebammeFrau Engels sowie des Oberarztes Dr. Simons glaubt die Kommission
dahin aufkläre,, zu follen, daß die Schülerin Schönebom, die die Geburtsgeschichtcerst mehrere
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Tage nach dem Tode der Frau D. niedergeschrieben hat und die nach ihrer eigenen Angabe
keine Uhr zur Stelle hatte, sich in der Angabe der Anfangszeit „? Uhr" geirrt hat. Dafür
spricht der Umstand, daß nach ihrer eigenen Angabe die Ueberführung in das Entbindungs¬
zimmer nach dem Abendessen stattgefunden hat, daß aber das Abendessen erst um 7 oder
7Vs Uhr eingenommen wird, ferner der Umstand, daß auch nach der Angabe des Fräulein
Schöneborn zwischen der Ueberführung in das Entbindungszimmer und dem Hinzukommen
des Arztes nur das Neinigen des Bodens, das Auskleidender Wöchnerin,deren Waschung,
ihr Zubettbringen und die Untersuchungdnrch die OberhebammeFrau Engels gelegen hat.
Auch Fräulein Schünebornbekundet, daß der Arzt sofort zur Stelle gewesenund gekommen sei,
als die Schülerinnen zu Vett gegangenseien, was um 9 oder 9'/ü Uhr geschehe".

Meine Damen und Herren! Sie sehen hieraus, daß es sich im wesentlichen um eine
Differenz in den Zeitangaben und ganz offensichtlichbei einer der Zeugen um einen Irrtum
in bezug auf die angegebene Zeit gehandelt hat.

«2. Der Vorwurf des Herrn D., daß der Arzt sich dadurch einer Pflichtvergesseuheit schuldig gemacht
habe, daß er nicht die ganze Zeit von der Entbindung bis zum Eintritt des Todes bei der
Krankengeblieben, sondern sich nach der Aussage der Wärterin Warth zu einer anderen Geburt
begeben habe, ist nicht erwiesen. Nichtig ist nach der Aussage des Fräulein Warth, daß der
Oberarzt Dr. Simons die Kranke verlassenhat, weil er zu einer anderen Geburt gerufen
wurde. Die Einlassung des Oberarztes Dr. Simons, daß dies geschehen fei, nachdem die
Blutungen bei der Frau D, gestillt waren uud weil er zu einem dringendenFall gerufen
worden sei, ist nicht widerlegt. Nach der Angabe des Fräulein Warth ist der Oberarzt
Dr. Simons sofort wieder erschienen, als er gerufen wurde, weil sich herausstellte, daß der
Iltoru» nicht hart werde.

Hiernach kommt die Kommission zu dem Ergebnis, daß in dem Falle D, eine Pflicht¬
verletzung des Arztes oder eines Angestellten nicht nachgewiefen ist, und daß vor allen Dingen
die Beschwerde des Herrn D., seine verstorbene Frau sei während der Dauer von 2V2 Stunden
trotz starker Blutungen ohne ärztliche Behandlung gewesen,nicht erwiesen werden konnte."

Meine Damen und Herren! Hiernach kommt die Kommissionzu folgendem Gesamt¬
ergebnis: Eine ernente Nachprüfung der etwa 20 Jahre zurückliegenden Fälle Detmer, Ebcrhart
»nd Grotthoff ist nicht mehr möglich. Im Falle Grotthoff hat die mehrtägige Verhandlung vor
der Kölner Strafkammer im Jahre 1904 zn einer vollständigen Rechtfertigung des Professor
^-. Frank geführt. Die Beschuldigungenaus der neueren Zeit sind mit Ausnahme der von der
Kommission gerügten Mihstande bezüglich der Wäscheverteilunguud der Vereinnahmung der Kosten
der Benutzung des Nöntgeuappamts uicht erwiesen. Die erwähnten Mißstände sind seit etwa
Jahresfrist abgestellt.

Namentlich ist in keiner Weise festgestellt, daß Professor Dr. Frank bei seinen Maßnahmen
s« seinem persönlichenVorteil und zum Schaden der Allgemeinheit, insbesondere der Patienten
Ul. Klasse, gehandelt habe.

Eine durch die Frauen-Mitglieder der Kommissionvorgenommene Besichtigung der Anstalt
"gab, daß alles in bester Ordnung vorgefundenwurde und daß die Anstalt nicht übermäßigbelegt
war, sondern im Gegenteil noch eine Reihe von Betten frei waren.

Bemerkt sei noch, daß der Herr Landeshauptmann inzwischen gegen den Stadtverordneten
Neuhnuser, der in der Kölner Stadtverordnetenversammlungden Professor Dr. Frank mit den
Ausdrücken „Verbrecher" und „Mörder" bezeichnet hatte, Strafantrag wegen Beleidigung gestellt
hat. Die Sache wird also noch ein gerichtliches Nachspielhaben.

42
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Zum Schlüsse möchte ich ausdrücklich hervorheben,daß sämtliche Beschlüsse der Kommission
in Gegenwart von Vertretern aller politischenParteien dieses hohen Hanfes gefaßt und einstimmig
angenommenworden find,

VorsitzenderGielen: Das Wort hat die AbgeordneteFräulein Otto.
AbgeordneteFräulein Otto: Meine Damen uud Herren! Der Untersuchungsausschuß,

der vom 60. Provinziallandtng eingefetzt würde, um die Vorkummniffein der Hebammenlchranstalt
zu prüfen, hatte sich keine leichte Aufgabe gestellt. Darüber müssenwir uns alle klar sein, denn
der Untersuchungsausschußhatte ja kein Recht, irgendeinerPerson einen Eid abzunehmen. Außerdem
tonnte er die Presse nicht zwingen, ihm die Gewährsleute, die sie in den Zeitungen angaben, zn
nennen. Wir stehen auf dem Standpunkt, uud ich habe dieseu Standpunkt in der Kommission
vertreten, daß die alten Streitfragen, die 24 Jahre, ja fogar 30 Jahre zurückliegen, uns eigentlich
nicht mehr befchäftigenkönnen. Uns kam es lediglich darauf an, festzustellen,inwiefern die
III. Klasse gegenüberder II. und I. Klasse benachteiligtwar, inwiefern die Anstalt ihren fozialcn
Aufgaben nicht nachgekommen ist. Die Anstalt soll nicht mir tüchtiges Hebaminenmaterinl heran¬
bilden, sondernsie foll vor allen Dingen auch eiue Entbindungsanstalt sein nnd hier voll und ganz
in Anspruch genommenwerden. (Landeshauptmann !)>-. von Neuvers: Gott bewahre!) Die dau-
erudeu Klagen über die Behandlung der Patienten der III. Klasse, die Unstimmigkeitenzwischen
den Aerzten, das Geraune und das Gemunkel, das unter der Bevölkerungkursiert, hat jedenfalls
nicht dazn beigetragen, das Ansehen der Anstalt zu heben.

Bei einem Gange durch die Hebammenlehranstalt,den ich, bevor der Untersuchungsausschuß
zusammentrat, gemachthabe, ist mir besonders die Trennung zwischen den ehelichen und unehelichen
Mütteru aufgefallen. Für uns kann es nicht darauf ankommen, ob in irgendeiner Form da von
irgendeiner Seite ein Unterfchiedgemachtwird. Für uns mnß es darauf ankommen,daß bei der
Frau in ihrer schweren Stunde kein Unterschied gemacht wird, ob sie eheliche oder uneheliche
Mutter ist, denn Mutterschaft ist Mutterschaft. Hier mnß mit gewissen Sitten, Gewohnheitennnd
Gebräuchengebrochen werden. Der Begriff der Schande der uneheliche» Mutterfchaft muß namentlich
in diesen Anstalten abgeschafft weiden. Ich wiederholenoch einmal, daß in dieser schweren Stunde
die Frau sich nicht davon treiben lassen soll, ob es eine eheliche oder uneheliche Mutter ist.

Nun hatte schon die „SozialistischeRepublik" in der Nummer vom vorigen Dienstag zu
den Fragen des Untersuchungsausschusses Stellung genommen. Ich habe es nicht für gut befunden,
daß man, bevor der Provinziallandtag zu diesen Fragen Stellung genommen hat, in ein schwebendes
Verfahren eingreift. Ich habe es etwas leichtsinnigvon der „SozialistischenRepublik" gesunde»,
daß sie hier Dinge aufrollt, die sie doch wahrscheinlich nicht von ihren, Kummijsionsmitglied,von
dem Mitglied, das nun als ausgesprochenesParteimitglied in dem Untersuchungsausschußsaß,
bekommen hat. Wenigstens kann ich mir das nicht denken; sie wird vielmehr ihre Kenntnissevon
irgend einer anderen Person bekommenhaben, die nicht Mitglied des Untersuchungsausschusses
gewesen ist, denn die Frau Abgeordnete Plum, Mitglied der kommunistischenPartei, hat die Beschlüsse
der Kommissionausdrücklich mit anerkannt.

Ich habe es nur bedauert, daß bei dem besonderen Fall des Kölner Kaufmanns, der nur
eben so ungefähr zum Schluß erwähnt wurde, kein Fachmann zugegenwar, der in die Beurteilung
der Fragen mit eintreten tonnte. Der Herr Dr. Simons, Oberarzt der Hebammenlehranstalt,
hat in der anderen Sache, als er gegen Professor Frank vernommen wurde, eine viel größere
Zurückhaltungbewiefen als er e3 in dieser Frage, wo es um die Verteidigung seiner Person ging,
getan hat.
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Der Punkt, den Herr Dr. Eich anführte, betreffs der unterschiedlichen Behandlung von
Patienten der III, Klasse gegenüber den Patienten der I. Klasse ist wohl insofern erwiesen, als
eine Schwester erklärte, daß es tatsächlich vorgekommen ist, daß die Patienten der III. Klasse während
des Krieges weniger Windeln nnd weniger Dcckchcn für ihre Kinder bekommen haben als die Patienten
der I. Klasse. Man hätte hier gerade den Patienten der III. Klasse gegenüber eine größere
Berücksichtigung verlangen müssen,da ja die Patienten der III. Klasse keine gefüllten Wäscheschränke
»ach Tradition haben wie die Patienten I. und II. Klasse, die sich ihre Wasche hätten mitbringen
können. Ich fragte die Schwester,was denn nun, wenn keine Windeln übriggebliebenwären, die
Kinder der III. Klasse bekommen hätten. Da zuckte sie mit den Schultern und erklärte: Sie sind
m Zellstoff eingewickelt wurden. Dies soll ja eigentlichgesundheitlich nicht nachteilig sein. Aber
das soziale Gefühl hätte hier sagen müssen, das Menschenkind, das geborenist, ist gleich zart, ob
es nun das Kind eines Arbeiters oder das Kind eines Kommerzienrats ist — das, was für die
Kinder der III. Klasse gut war, auch für die Kinder der I. und II. Klasse gut genug gewesen wäre.
Es ist bedauerlich,daß diese Anordnung von der Vorsteherin eines Ordens gegeben wurde, von der
man mehr soziales Gefühl hätte vorausfetzendürfen, denn sie hat ja selbst das Gelübdeder Armut
abgelegt. Entweder muß man voraussetzen,daß sie weltfremd geworden ist nnd die Lage der
Patienten ber III. Klaffe nicht verstehen kann infolge ihrer klösterlichen Abgeschiedenheit, oder aber
man muß ihr hier das soziale Mitgefühl absprechen. Wenn Herr Professor Frank die Maßnahme
mit getroffenhätte, so wäre dies nicht unr bedauerlich, sondern im höchsten Grade unverantwortlich,
weil er ja in erster Linie für die Patienten der III, Klasse da ist. Wcnn die seit einem Jahre
damals von der SchwesterOberin getroffene Einrichtung nicht mehr besteht, so ist das auch wohl
auf den Drnck zurückzuführen,der von verfchiedcnen Seiten ansgeübt wurde. Aus Nentabilitäts-
gründen gestatte jedenfalls die Verwaltung das Halten der Patienten I. und II. Klasse; aber sie
hat damit nicht eine Bevorzugung dieser Patienten vorgesehen.

Dann ist mir noch ein Fall besonders krasser Art aufgefallen, und den möchte ich doch
hier erwähnen, daß tatsächlich eine Frau, die fchwer trank eingeliefert wurde, im Badezimmergelafseu
wurde und daß auf die Frage, warum man sie nicht ins Bett gebracht hätte, die Schwester erklärte,
daß die Frau doch bald sterben würde, und daß es zum Esfen gefchellt hätte. (Hört! Hört! links.)
Ich habe nicht die Absicht,mich in die Einrichtungenirgend welcher Art eines Klosters einzumischen.
Aber ich glaube doch, wenn auch die Ordensregel der Schwestervorgeschrieben hat, hier die Kranke
zu verlassen,daß es ihr großes Vorbild ihr wahrhaftig nicht zur Zünde angerechnethätte, wenn
su zuerst die schwerkrauke Frau versorgt hätte. Ich will die Schwester persönlichdamit nicht
angreifen, ich will ihr keinen Vorwurf machen; das System zwingt sie, so zu handeln. Und gegen
dieses System, das die Menschen zwingt, Handlungen vorzunehmen,die ihnen Persönlich nicht immer
lMehm sind, kämpfen wir. Nicht in der Befolgung gewisser Vorschriftenund in der Einhaltung
gewisser Formeln besteht das Christentum, sondern praktisches Christentum foll iu der Weise geübt
werden, daß man sein Mitgefühl zuerst den Notleidenden nnd Kranken zeigt. Ich habe die feste
Ueberzeugung und weiß das auch von Leuten anderer Weltanschauungals der meinigen, daß sie
sich wohl bewußt sind, daß viele Mängel in diesem System herrschen, und ich weiß auch, daß man
das System gewiß ändern wird, denn die katholische Kirche ist in der Beziehungsehr wandluugs-
f"hig. Wir müssen verlangen, daß das geistliche Pflegepersonal sich nicht zuerst als Ordensmann
und Ordensfrau fühlt, fondein vor allen Dingen als Krankenpfleger und Helfer für die Notleidend.»
und Schwachen. Ich will nicht die Hilfe der christlichen Charitas herabsetzenoder schmälern.
Aber cs war nicht ausschließlichgnt, was hier gemacht worden ist. Das weiden Sie, meine
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Damen und Herren, gewiß nicht leugnen. Die Verwaltung soll nicht nur die Aufgabe haben, das
Hebammenmaterialheranzubilden und ans die weltlichen Pfleger acht zu geben, oder, besser gesagt,
sie zu kontrollieren,sondern sie soll sich auch um das Pflegepersonalder geistlichen Orden kümmern.

Während der Berichterstattung hörten wir, daß ein Teil der Wärterinnen in der I. und
II. Klasse verwandt worden wäre, weil die Schülerinnen hauptsächlichals Wärterinnen in der
III. Klasse verwandt wurden sind. Wir sind alle einstimmigzu der Ueberzeugunggekommen, daß
es Sache des persönlichen Taktes des Direktors sein muß, wie er seine Schülerinnen, wie er seine
Wärterinnen verteilt. Denn praktisch genommenist es doch dasselbe: Die Schülerinnen bekommen
eine sechsmunatige Ausbildung und die Wärterinnen eine ncunmonatige Ausbildung. (Inrnf:
Umgekehrt!)

Was die Kasse des Röutgenappamtes betrifft, die eine Privatkassc gegenüberder Anstalts¬
kasse war, so möchte ich scharf kritisieren, daß es in einer solch großen Anstalt nicht zulässig ist,
daß eine besondere große Unterkasse gegenüberder Anstaltskassebesteht.

Aber ich möchte doch behaupten, daß tatsächlichdurch die Anwürfe in den verschiedenen
Pressen der Anstalt bezüglich der Patienten großer Schaden erwachsen ist. Ich möchte mich ganz
kurz fassen. Ich möchte noch einmal wie zn Anfang meiner Ausführungen sagen, daß es nns
nicht darauf ankam, die alten Vorwürfe gegen Profefsor Frank, worüber sich die Fachleute nicht
einig waren, festzustellen,sondern es kam uns darauf an, festzustellen,inwiefern die Patientinnen
der III. Klasse benachteiligtworden sind.

Namentlich möchtenwir hervorheben, daß der Unterschiedzwischen den ehelichen und den
unehelichen Müttern insofern aufgehobenwird, als man auch eine uneheliche Pflegerin dort anstellt.
Der Paragraph, meine Damen und Herren, der nicht zuläßt, daß uuehelicheMütter augestellt
werden, muß aus den Aufnahmebedingungender Schülerinnen heraus. Uns allen nmß daran
liegen, die Mißstände zu beseitigen. An Personen darf eine so wichtige Sache nicht scheitern. Es
handelt sich hier um das Wohl der Allgemeinheit, das wir im Auge haben müssen. Wäre Herr
Dr. Frank wirklich, wie er immer behauptet, für die Proletarier eingetreten, dann hätten solche
Sachen in seiner Anstalt nicht vorkommen dürfen. Das Geranne und Gemunkel, das über die
Anstalt herrscht, wird zunehmen, wenn Herr Professor Frank Leiter dieser Anstalt bleibt. Es
besteht tatsächlich eine große Abneigung gegen diese Anstalt, wie Herr Professor Frank auch selbst
zugibt. Die letzten Ereignisse, mit denen sich die Presse befaßte, werden wachsen. Ich möchte
sagen: Es ist fast zur Massenpsychose geworden, daß die Mütter sich weigern, in die Hebammen«
lehrcmstllltzu geheu. Ich sagte ebeu, daß dem Ansehen der Anstalt die Angriffe der verschiedenen
Feinde nicht genutzt haben. Die Anstalt hat große soziale Aufgaben zu erfülle», und als solche
muß sie von dem Vertrauen der gesamten Bürgerschaft getragen werden. Wir haben die Aufgabe,
dieses Vertrauen zu stützen. Dieses Vertrauen darf nicht an Personen scheitern. Und wenn Herr
I)r. Frank diejenigePerson ist, an der das Vertraue» zu der Anstalt scheitert und derentwegen
die Mütter sich weigern, in die Anstalt hineinzugehen,und das Geranne und Gemnnkel über die
Anstalt noch zunimmt, müssenwir die Allgemeinheitüber die Person setzen. (Sehr richtig! links)
Wir müssenverlangen, daß Herr Dr. Frank im Interesse der Anstalt entlassen wird.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Damen und Herreu! Ich möchte doch

einige Punkte hier klarstelle». Nach de» Ausführungen der Vorrednerin könnte man annehmen,
die Hebammenlehranstaltin Köl» sei eine Klosteranstalt, die von einer Klostergenosfenschaft geleitet
wird. (Hört! Hört! rechts.) Das ist absolut »icht der Fall. Die Hebnmmcnlehranstaltwird



ttl. RheinischerPruviuziallaudtag, 7, Sitzung nm 18. Juli 1921, 333

von privaten Pflegerinnen, privaten Schülerinueu und privaten Hebammen geleitet. Die einzige
Berührung mit einer Klostergenossenschaft besteht darin, daß einer Genossenschaftder Auftrag
geworden ist, die Küche und die Wäsche zu besorgen. Selbstverständlichkommt es da uicht auf
die christlichen Gesichtspunkteau, das sind rein technische Aufgaben. Allerdings kann es vorkomme!,,
baß die Schwester, die die Wäsche zur Ausgabe bringt, auch mit den Kranken in Berührung kommt.
Das ist aber auch das einzige.

Dann ist es so hingestelltworden, als ob die Anstalt in erster Linie eine Entbindungs¬
anstalt sei. Das ist nicht richtig. Die Aufgabe der Hcbammenlehranstaltist, Hebammenheranzu¬
bilden uud das für die Heranbildung der Hebammen uötige Material zu schaffen. Sie ist aber
»icht eine Entbindungsanstalt für die Stadt Köln, ebensowenig wie die ElberfelderAnstalt für die
Stadt Elberfeld. Das ist ein großer Irrtum.

Was ist nach den Ausführungen eigentlich geblieben? Es ist geblieben,daß einmal eine
Kranke ins Badezimmer gebracht worden ist, während andere Räume noch zur Verfügung waren.
Das mag sein; den Fall kauu ich uicht beurteilen, das weiß ich nicht. Alles andere, was da
herangebrachtworden ist, hängt mit dem Fall Frank gar nicht zusammen.

Mit dem Fall Frank hängt insbesonderedie Aufnahme von ehelichenund unehelichen
Müttern nicht zusammen. Dieser Vurwurf hätte an einer änderen Stelle gemacht werden müssen,
beim Etat, aber nicht bei der Untersuchunggegen Direktor Frauk. (Sehr richtig! in der Mitte.)

Dieselbe Geschichte liegt bei anderen Punkten vor, so z. B, bei der Frage, ob man
Drdcnsgenossenschaften nehmen soll usw. Das sind alles Punkte, die hier nicht hineingehören,
sondern au auderer Stelle zu erörtern wären.

Wenn die Anstalt augeblich iu Mißkredit gekommen ist, so entsprichtdem durchaus uicht
die Tatsache, daß die Anstalt überhaupt kaum geuttgcudPlätze für die sich Meldende» bietet. In
Mißkredit ist sie nur durch die Mitteilungen der Zeitungen gekommen, die absolut unzulässigsind,
wo nur Gerede gemachtwordeu ist. (Sehr richtig! rechts.) Mau hat Dr, Frank an den Galgen
gehängt, ohue daß mau eine Berechtigungdazu hatte. Wenn die Anstalt in Mißkredit gekommen
ist, so ist das das Verschulden gerade der sozialdemokratischen Zeitung. (Zustimmung rechts.
Abgeordnete Fräulein Otto: Welche sozialdemokratische Zeitung meinen Sie, Herr Landeshaupt-
Mann?) Ich meine die „Republik". (AbgeordneterEberle: Dann haben Sie sich im Wort ver¬
griffen!) Ich meine natürlich die „Republik".

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr AbgeordneteBambergcr.
AbgeordneterBamberger: Meine Damen uud Herren! Sie gestatten mir auch einige

Worte zu der ganzen Materie, die hier aufgeworfenworden ist.
Zunächst ist in dem Bericht der Kollegin Fräulein Otto eiu kleiner Fehler unterlaufen.

Sie hat die Kommission, die mit der Materie sich befassenmußte, eine Untersuchungskommission
genannt. Das stimmte eben uicht. Wir waren nicht eine Untersuchungskommission.Der Herr
abgeordnete Haas hat, wenn ich nicht irre, eine Untersuchungskommission beantragt. Und diese
Kommission ist zunächst abgelehnt worden. Infolgedessen mußten wir uns mit einer Materie
fassen, für die wir eigentlich an uud für sich gar uicht zuständig waren. Das war der erste
Nachteil, der uns erwuchs.

Das Material, das uns zukam, war außerordentlichgroß, außerordentlich inhaltreich.
Bor allen Dingen handelte es sich darum, recht viele Broschüren zu studiere». Ich muß sagen:
Nach dem Studium der Broschürenhat man doch manchmalzu der Meinung kommen müssen, als
ob das, was uns als Anklage vorgelegt wurde, durchaus nicht immer zwingend war, Es handelt
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sich hauptsächlichum Anwürfe, die von Detmer, Grotthoff und Dr, Eich ausgehen. Die ersten
Fälle liegen so außerordentlichweit zurück, daß es wirklich der Kommissioneine absolute Unmög-
lichkeit gewesen wäre, Licht in das Dunkel zu bringen. 21 bis 27 Jahre liegen tatsächlich manche
Angriffe zurück. Erst der Fall Eich war geeignet, irgendwie Licht in das Dunkel zu bringen.

Zunächst einiges zu den Zeugen. Wir hatten gar keine Möglichkeit, die Zeugen eidlich
zu veruehmcu. So ist beispielsweise mir der Eindruckerwachsen, als ob Herr I)r. Simons — ich
will den Ausdruckeinmal gebrauchen— ein bißchengekneift hätte bei seinen Aussagen. Aber wir
konnten ihn durchaus uicht dazu zwingeu, auszusagen, wie wir es dachten. Ich stellte das nnch
damals in der Kummissionssitzung fest. Aber es war durchaus nichts zu machen, da wir nicht in
der Lage waren, ihn zu zwingen, eine eidliche Aussage zu macheu.

Eingetreten für seiue Behauptungen ist zunächst eigentlich nur Herr Dr. Eich. Der ist
wirtlich mit einer Anklage gekommen und hat sein Material auch vorgebracht. Und aus dem, was
er vorgebrachthat, ist doch allerhand geblieben,und zwar ciuiges von dem, was wir überhaupt als
positives Ergebnis haben feststellen können. Der Herr Redakteur Smeets, der sich als Zeuge erbot
und ein ganz umfangreichesMaterial anbot, ist also nicht erschienen. Gerade auf ihn hatten wir
große Stücke gesetzt, aber er ist, wie gesagt, nicht erschienen. Es war doch eigentümlich,daß er,
nachdemer aufgefordert war, uoch angab, den Behörden sei nicht zn tränen. Ja, meine Damen
und Herren, wir waren zunächst keine Behörde. Nun ist doch auch die Zeit eine wesentlich andere
geworden. Wir hätten dem Herrn Smeets sicherlich sein Material nicht abgenommen und nicht
unterschlagen,diese Befürchtung brauchte er iu Wirklichkeit nicht zu haben. Denn heute ist auch iu
der Provinzialversammlung ein anderer Geist und eine ganz andere Art nnd Weise der Arbeit
möglich geworden.

Nun einiges zu dem Professor Dr. Frauk selber. Herr Professor Dr. Frank hat uns,
die Kommission, in eine recht nnangcnehmc Lage versetzt, das muß von voruhcrciu klargestellt
werden. Es wäre mir persönlichsehr viel lieber gewesen, wenn ich mich mit solchen Fragen über¬
haupt uicht hätte befassen muffen. Die Aufgabe, in einem Untersuchungsausschußmitzuwirken,ist
ohnedies eine undankbare Aufgabe, und die Aufgabe war für uus doppelt unangenehm, weil fie so
plötzlich kam und weil sie von solchen ausgeübt wurde, die iu dem Stoff nicht so drinstanden, wie
sie eigentlichdrinstehcn mußten.

Es ist an Tadel doch einiges geblieben. Znnächst die eigentümliche Art und Weise der
Behandlung des Röntgenapparates. Zweitens ist tatsächlich erwiesen und festgestellt, daß die Wäsche,
die für die Patienten III. Klasse bestimmt war, für die Patienten II. und I. Klasse verwandt
worden ist. Meine Damen unD Herren, es macht doch einen sehr schlechten Eindruck, wenn mau
die Schwester fragt: Was war denn der Fall, wenn Wäsche nicht mehr vorhanden?, nnd man
dann einfach als Antwort ein Achselzuckenbekommt. Dann muß man doch sagen: Es ist ein
außerordentlichunangenehmesund unbequemesGefühl, das den Menschenbeschleicht.

Weiter die unterschiedliche Behandlung der ehelichenund uneheliche»Mütter war auch
durchaus keiue glückliche. Es erscheintmir überhaupt manchmal so, als ob dem Herrn Professur
Dr. Frank in der Art und Weise der Verwaltung die glücklicheHand gefehlt hat. Es ist doch
eigentümlich,daß gerade gegeu die Kölner Anstalt immer nnd immer wieder Anwürfe gekommen
sind und daß die Elberfelder Anstalt von folchen Anwürfen v.-rschont gebliebenist. Das muß doch
auch zu denken geben. Dieses Gemunkel und dieses Gerauuc gegen die Anstalt schädigtuns alle,
die Provinz, die Pruvinzialanstalten und nicht zum mindesten den Professor Frank. Ich muß
wirtlich sagen: Es hat mich mehr als eigentümlichberührt, daß Herr Professor Frank nicht' längst
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die Konsequenzengezogen und versucht hat, in irgend einer Anstalt ein Unterkommenzu finden.
Meine Damen und Herren, das wäre doch auch für Professor Frank das bessere Teil gewesen.

Und weiter. Das Verwendender Ordensschwestern in den Anstalten hat mich auch ganz
unbehaglich berührt. Ich habe mir die Frage vorgelegt: Was tun die Schwester»eigentlich hier?
Der Herr Landeshauptmann hat ja die Sache schon etwas klargestellt. Aber bei den Piovinzial-
llüstaltenhat man tatsächlich den Eindruck, als ob sie zum größten Teil Versorgungs-und Vetiitigungs-
anstalten katholischerOrden seien. (AbgeordneteFräulein Otto: Sehr richtig!) Das muß doch
einmal gesagt werden. Das mag ja in früherer Zeit recht und üblich gewesen sein, aber in der
heutigen Zeit hat es leine Berechtigungmehr. Ich habe auch deu Eindruck gewonnen, als ob die
Schwesternnicht in jeder Weise ihren Aufgaben gewachsen gewesen seien, Das war nach meiner
Ansicht auch der Gesamteindruck der Kommission. Wie gesagt, die Einrichtung, die Schwesternin
der Weise zu verwenden,ist auch scharf zu tadelu.

Dann noch eins. Nach all' den Angriffen, die gegen Herrn Professor Frank erhuben
worden sind, ob sie stimmten oder nicht stimmten, war seine Stellung, soviel ich beurteilen kann,
doch im Laufe der Zeit in Wirklichkeit an der Anstalt Köln unhaltbar geworden,und Herr Frank
hätte nach meiner Ansicht die Konsequenzen ziehen müssen. Er hätte dann vor allen Dingen den
Ausschuß vor mancherleiUnannehmlichkeiten bewahrt. Das zum Schluß,

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr, von Renvers: Ich habe mich eben in einem Wort vergriffen.

Ich wollte nicht sagen „sozialdemokratischeZeitung", sondern „Republik." Das möchte ich richtigstellen.
Eben ist gesagt worden: Warum zieht denn ProfessorFrank nicht die Konsequenzen und geht?

Meine Herren, das ist eine starke Zumutung für Professor Frank. Wenn er sich unschuldig fühlt,
und das tut er, kann er doch diesen Anschuldigungengegenüber nicht ohne weiteres verschwinden;
dnnn muß er das doch durchführen.

Weiter ist gefragt worden: Warum geschieht das uur in Köln und nicht in Elberfeld?
Seit über 20 Jahren wild die Hetze gegen die Kölner Anstalt getrieben. Es find immer wieder
dieselben Personen, die sie anregen und schüren. Daher erklärt es sich. In Elberfeld find der¬
artige Hetzer bisher noch nicht gewefen, (Lachen links.)

Vorsitzender Gielen: Das Wort hat Frau AbgeordneteNiedieck.
AbgeordneteFrau Niedieck: Nach deu Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns kann

ich mich wesentlichkürzer fassen, als ich es erst beabsichtigt hatte. Ich möchte nur noch einmal
unterstreichen,daß die katholischen Schwestern, die hier anscheinend so kolossales Acrgernis erregen,
slu die Hauswirtschaft uud für die Wäsche angestellt sind, und daß es unverantwortlichvon ihnen
üewcseu wäre und auch jetzt sein würde, wenn sie sich irgendwie um die Pflege der Wöchnerinnen
bekümmernwürden. Das ist nicht ihre Aufgabe, sondern Aufgabe der Hebammen, Wärterinnen
und Schülerinnen. Die Anklage richtete sich auch gegen die Leitung der Anstalt im allgemeinen
"~ das steht in der Zeitung —, nicht etwa gegen die dort anwefenden wenigen katholischenSchwestern,

Ich muß uun vou meinem Standpunkte aus sagen, daß meine Freunde es ablehnenmüssen,
auf Grund von Geranne uud Oemnntel, das wir außerordentlichbedauern, das wir auch uicht
Utttiuachcn, jemand Jahre hindurch und immer wieder von neuem anzugreifen, obwohl etwas Tat¬
sächliches gegen seine Person überhaupt uicht gefunden und festgestellt wurde. AnständigeMenschen
lehnen derartige Dinge ab. Wir verlangen, daß, wenn jemandem etwas vorgeworfenwird, die
Sache untersuchtwird, und wenn sie untersuchtwurde, und die Sache klargestellt ist, dann soll das
Geranne und Gemunkelauch verschwinden uud aufhören.
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Bezüglich der Wäsche gebe ich zu, daß eiu Fehler gemacht worden ist. Das billigen auch
wir durchaus nicht. Es ist nicht in der Ordnung, daß die Kinder der WöchnerinnenIII. Klasse
bei der Wäscheverteilunganders behandelt werden als die Kinder der I. uud II. Klasse, Aber
trägt daran vielleichtallein die Ordensschwesternschaft schuld, haben die Kinder ihre Wäsche irgend¬
wie im Verborgenen getragen? Da sind doch die Aerzte, die Wärterinnen, die Hebammen durch
die Räume gegangen/ Anscheinendhaben diese sich nicht so stark daran gestoßen. Es ist also
nicht allein Schuld der Schwestern, daß die Dinge so gehaudhabt worden sind.

Dann ist gesprochen worden von der Trennung der ehelichen und der uuchelicheu Mütter.
Ehe die Kommissionssitzungenstattfanden, sofort nachdem ich meinen Ausweis bekommenhatte,
nach dem 59. Provinziallandtag, bin ich in Köln in der Hebammencmstaltgewesenund habe
mich mehrere Stunden dort aufgehalten. Bei der Gelegenheit habe ich gefragt: Wie wird das
gehaudhabt? Es wurde mir geantwortet: Die ehelichen Mütter wollen nicht mit den unehelichen
Müttern und umgekehrt wollen die unehelichennicht mit den ehelichen Müttern zusammen sein,
wenigstensin der großen Mehrzahl.

Es mag sein, daß eine Anzahl von unehelichen Müttern nicht das Gefühl hat. Aber es
gibt uneheliche Mütter, verehrte Anwesende, die heute noch, Gott sei Dank, eine kleine Scheu
haben, wenn sie ein uneheliches Kindchenzur Welt bringen. (Zurufe links: Die sind aber selten!
Das sind aber Moralbegriffe!) Das sind eben Ansichten; meiue Ansichtendarüber werden Sie
nicht ändern.

Es wurde weiter gesagt, die Anstalten seien Versorguugs- und Betätigungsanstalten für
katholischeSchwestern. Ja, warum werden die katholischenSchwestern in die Anstalten hinein
genommen? Das kann ich Ihnen gut erklären: Weil bekannt ist, daß die katholischen Schwestern
ganz besondersbillig wirtschaften im Verhältnis zn allen übrigen Schwestern. Ich könnte Ihnen
dafür Vergleiche zwischen den katholischenund evangelischen Krankenhäusern uud den städtischen
Krankenanstalten hier in Düsseldorf anführen. Wenn Sie Vergleicheziehen, was da gebraucht
wird für deu Tag und den Kopf der Insassen, so ist der Unterschied ganz enorm. Wenn sich
daher die Provinz auf den Standpunkt stellt, daß sie die Steuerkraft der Steuerzahler nicht mehr
in Anspruch nehmen will, als es durchaus notwendigist, dann kann ich das nnr durchaus begrüßen-
(AbgeordneterGerlach: Diese Lohndrückereiist aber kein Idcalzustand!) Es hiiugt uicht nur am
Lohn, Herr Gerlach, es hängt auch an der ganzen Art, wie die Schwestern wirtschaften. Sie
wirtschaften eben billiger und kümmern sich mehr um die Dinge; sie rechnen auch uicht so mit
der Stundenzahl, wie das von anderen vielfach beliebt wird. Das macht eiueu große» Unterschied.

Wenu wir alles zusammenfassen,was überhaupt au Klage» gegen die Anstalt erhoben
werden kann, bleibt nach meinem Empfinden nur übrig: erstens die Sache mit der Wäsche, die
wir nicht gutheiße» können, zweitens, daß die Wärterinnen mehr für die Patienten I. und II-
Klasse in Anspruch genommenworden sind als für die Patienten III. Klasse. Es ist das in der
Kommissionanch gerügt uud angeordnet worden, daß dieses in Zukunft anders gehandhabt werden
soll. Von allem anderen, was gegen die Anstalt vorgebrachtwurden ist, ist anch nicht das mindeste
bewiesen,

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Frau Abgeordnete Plum.
AbgeordneteFrau Plum: Meine Herreu und Damen! Zuerst möchte ich das zurück¬

weisen, was die AbgeordneteOtto sagte, daß vielleichtvon einem Kommissionsmitgliededer kom¬
munistischen Partei vorgegriffenwurden sei. Ich habe ihr schon im Lanfe der Woche gesagt, daß
dies auf einem Irrtum beruht. Was aber die Anstalt an sich anlangt, so kaun ich mich den

^.
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Ausführungen der Fräulein Otto nur durchaus anschließen,weil sie durchaus nichts weiter vor-
geführt hat, als was auch in der Anstalt erwiesen worden ist.

Wenn hier die Frau AbgeordneteNiedieck sagt, daß in der Anstalt die Ordensschwestern
die Arbeit billiger machen als andere, so mag sie darin von ihrem Standpunkte aus recht haben,
"ber nach unseren Gesichtspunktenkönnen wir die Ordensschwestern nur als die Lohndrückern»««,
"er anderen Berufsarbeiter betrachten. (Sehr richtig! links. Lachen rechts.) Wenn hier vom
Herrn Landeshauptmann gesagt wurde, daß die Ordensschwesternnur in der Küche und bei der
Wäsche beschäftigtseien, so sind uns eine ganze Menge Ordensschwestern vorgeführt worden, die
nicht allein in der Küche tätig waren, auch nicht allein bei der Wäscheausgabe,sondern es war
auch eine Ordensschwestervorhanden, die die Kasse der Röntgenuntersuchungengeleitet hat, die
zugeben mußte, daß für eine jede Rüntgenuntersuchungder I. und II. Klasse eine Entschädigung
b°n 3 Mark bezahlt worden ist. Meine Damen und Herren! Sie können sich selbst ein Bild
darüber machen, ob eine Entschädigung von 3 Mark für Leute der I. und II. Klasse für eine
solche Untersuchunggenügt, ob hier nicht vielmehr die Untersuchungen zum größten Teil auf Kosten
der Provinz gemachtwurden.

Was die Wäfche anlangt, so stimme ich ebenfalls mit Fräulein Otto überein. Ich habe
"uch in der Kommissionschon gesagt, daß das Klassensystem, welches in den Anstalten heute noch
Maßgebend ist, nnter allen Umständen zn verschwinden hätte. Die Leute, die in der Lage sind,
Aufnahme in einer Anstalt zu suchen, um in der I. Klasse verpflegt zu werden, könnten die näm¬
liche Gelegenheit in vielen Privatanstalten haben, dazu brauchten sie die Provinz nicht.

Dann wird erwidert, wir mühten die I. und II. Klasse belegen, weil dadurchdie Anstalten
"er Provinz erhaltungsfähig bleiben, weil diese Klassen einen Ueberschußabwerfen. Ich meine,
gerade für die Arbeit, die in einer solchen Anstalt geleistet wird, wäre die Provinz in allererster
Linie berufen, die Kosten allein aufzubringen.

Herr Professor Frank hat sich in der schärfsten Weise verteidigt; das ist sein gutes Recht.
Aber auch hier schließe ich mich den Ausführungen der AbgeordnetenOtto an: Wenn Herr Pro¬
zessor Frank Ruhe hätte haben wollen, weil schon 20 Jahre gegen ihn opponiert worden ist, fo
hätte er schon längst ein Betätigungsfeld irgendwo anders finden können als gerade in Köln.

Wenn hier gesagt wird, die „Republik" ist schuld daran, die Zeitungen sind schuld daran,
°aß diese Unruhe entstanden ist, so glaube ich nicht daran, sondern es ist jetzt schon soviel hängen
gebliehen,daß sich das andere, die Zeitungen usw., überhaupt erübrigt. Auch wir schließen uns
dem an: Wenn Ruhe und Ordnung in der Anstalt wieder eintreten sollen, dann mag Herr
^> Frank sein Tätigkeitsgebietirgendwoanders hin verlegen,aber nicht mehr in der Anstalt bleiben.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Fräulein Otto.
AbgeordneteFräulein Otto: Ich möchte nur ein paar Worte zur Richtigstellungsagen.

D« Herr Landeshauptmann hat mich vielleicht nicht ganz richtig verstanden. Ich habe nicht gesagt,
daß die Hebannnenlehranstaltnur eine Entbindungsanstalt sein solle, sondern daß die Hebammen-
Lehranstalt die Aufgabe habe, außer gute Hebammenschülerinnenheranzubilden, auch eine Entbin¬
dungsanstalt zu sein.

Wenn der Herr Landeshauptmann behauptet, daß die Frage der unehelichen und ehelichen
Mütter nicht hierher gehöre, so ist es mir doch gestattet, als Abgeordnetemeine Beobachtungen,
^ ich in der Hebannnenlehranstaltgemachthabe, hier wiederzugeben,und dazu gehört auch diese
Beobachtung,Herr Landeshauptmann.

Wenn Frau Niedieck sagt, daß die uneheliche Mutter nicht mit der ehelichen Mutter und
°'e eheliche Mutter nicht mit der unehelichen Mutter zusammenliegenwolle, so bedanre ich das

43
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aufs schmerzlichste, denn für mich ist die unehelicheMutterschaft einer Mutter keine Schande.
(Heiterkeit,) Meine Herren, lachen Sie nicht, denn gerade den Männern kann man da manche
Vorwürfe machen. Dieselben Ausnahmegesetze, die wir gegen die Frauen haben, müßten eher noch
für die Männer gemacht werden. (Sehr richtig! links.) Ich möchte sagen, daß gerade von Ihrer
Seite, Frau Abgeordnete Niedieck,diese falschen Anschauungen genährt werden, indem Sie die
uneheliche Mutterschaft als Schande hinstellen. Für mich ist Mutterschaft Mutterschaft, ob unehelich
oder ehelich. Beide, sowohl die eheliche wie die uneheliche Mutterschaft, tun dem Staate gegenüber
ihre Pflicht und verdienen den Schutz des Staates.

Weuu der Herr Landeshauptmann sagt, daß die Klosterschwestern als solche eigentlich nicht
die Aufgabe hätten, in der Anstalt zu pflegen, so haben sie sich aber zum mindestensehr darum
gekümmert,Herr Landeshauptmann.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterFarwick,
Abgeordneter Farwick: Diejenigen Mitglieder des hohen Hauses, die ebenso wie ich

nicht Mitglieder des betreffendenAusschusses sind, werden ohne Zweifel durch die Ausführungen,
die hier gemacht worden sind, heute auch nicht klüger gewordensein.

Aus dem Referat des Berichterstatters und den Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Bamberger, denen beiden ich für meinen Teil das Zeugnis geben muß, daß sie sich wirklich mit
der Sache beschäftigt haben, hat mich besondersdie Ausführung des Herrn AbgeordnetenBamberger
interessiert, daß ein gewisser Herr Smects bestimmteAnschuldigungengegen die Anstalt und ihre
Leitung vorgebrachthabe und daß, als man dann auf diesem von ihm in der Zeitung und sonst
in Aussicht gestelltem Material die Untersuchunghabe aufbauen wollen und den Herrn Smeets
vorgeladen habe, dieser nicht erschienen sei und auch sein Material nicht zur Verfügung gestellt
habe. So ist es doch wohl richtig? (Abgeordneter Bamberger: So ungefähr!) Da ist der
Gedanke bei mir aufgetaucht, wer oder was ist diefer Herr Smeets? Ist Herr Smeets ein Mann,
der die deutsche Staatsangehörigkeit hat, dann verstehe ich nicht, wie er eine deutsche Behörde
attackierenund dann, wenn diese ihn als Zeugen vorlädt, einfach nicht erscheinen kann. Was ist
das denn für eine sonderbareArt? Und wie ist eine solche Attacke, eine solche Anschuldigungzu
bewerten? Ist er aber nicht deutscher Staatsangehöriger, dann weiß ich nicht: Wie kommt eine
deutsche Behörde dazu, auf die Anschuldigungeneines Ausländers, der keinen behördlichen Charakter
hat, den man weiter nicht kennt, der eine Privatperson ist — ich lasse mich aber belehren, wenn
er keine Privatperson sein sollte deutsche üffentlichrechtliche Institutionen und Personen anzu¬
greifen. Das erinnert so ein ganz klein wenig daran, daß vor vielen Jahren deutsche Gerichte
sich bemüßigt fühlten, deutsche Ordensleute zur Rechenschaftzu ziehen auf die Aussage eines —
nehmen Sie die harten westfälischen Ausdrücke nicht übel — versoffenen ausländischenTrunkenboldes
hin. So hieß es damals, (Zuruf Melich: Jetzt werden wir aber schlauer!) Nein, meine Herren,
schlauerbrauchen Sie nicht zu werden; ich nehme an, daß Sie schon schlau genug sind.

Ich hätte gewünscht, daß der Ausschuß, wo mit so schwerem Geschütz hier geschossen
werden sollte — eigentlich ist das Ganze ausgelaufen wie das Hornberger Schießen — etwas
konsistenteres Material beigebrachthätte. Ob eine Ordensschwester da gestanden und 3 Mark für
den Röntgenapparat für die Anstalt eingenommenhat, das interessiert wirklich nicht. Und ob
irgendwo ein Wäschekorb eine Windel zuviel oder zu wenig enthält, interessiert auch nicht. Aber
diese gewaltigen Materialien von Anschuldigungenhätte ich gerne entweder belegt gesehen, und
zwar Schritt für Schritt uud Tatsache für Tatsache, denn dann hätte die Provinzialverwaltung
ihre Entscheidungbezüglichdieser Anstalt treffen müssenund treffen sollen, aber das Material ist.



61. Rhei nischer Provinziallaudtag, ?, Sitzun g am 1 8. Juli 1921. 339

wie wir heute hören gar nicht vorgelegt worden; der Krön- und Throuzeuge ist gar nicht erschienen.
Ja, was sollen wir denn bei diesem Hornberger Schießen weiter machen als Schluß, und in
Zukunft uus vorsehen,nicht mehr auf — es ist soviel von Wäscheheute hier gesprochen worden —
das Gerede jeder Waschweiberei einzugehen,

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterKnab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren! Zu der AngelegenheitFrank sandte

unter dem 6. März d. Is. ein gewisserJohann Königs aus Köln an den Herrn Minister für
Volkswohlfahrt ein längeres Beschwerdeschreiben.Darin brachte er eine ganze Reihe von Tatsachen.
Unter anderem führte er auch eiuen Ausspruch au, den der damalige Vorsitzendedes Ehrenrates
der Kölner Aerzteschaft,Herr Gehcimrat Dr. Rheinstetter nach Prüfung des Anklagematerialsgegen
Dr. Frank machte. Und zwar hat Dr. Rheinstetter dort gesagt: „Frank ist ein notorischer Lump,
er darf mir nicht über die Schwelle kommen. Sollten die übrigen Mitglieder des Ehrenrats mir
dennochznmuteu, über ihn zn verhandeln, so werde ich mein Amt als Vorsitzender niederlegen,"
Der Berichterstatter Königs fügt weiter hinzu: „Rheinstetter hat den Vorsitz niedergelegt. Seine
Aussage ist nachher gerichtlichfestgestelltworden." Der nachfolgende Ehrenrat hat in der Sache
nicht verhandelt. Don Ausspruch über Dr. Frank führt ausgerechnet ein Mann an, der an der
ganzen Sache unbeteiligt ist. Dr. Rheinstetter hat sich ein treffendes Urteil über den Charakter
des Herrn Frank mit diesem Ausspruch gebildet.

Ich möchte Ihneu nur folgendes mitteilen: Ich habe die Gelegenheitwahrgenummeuund
vor etwa IV2 Monaten ungefähr fünf Stunden laug die Provinzial-HebammeulehraustaltKöln
besichtigt. Ich habe dabei vou Herrn Frank eiuen ganz eigentümlichen Eindruckgewonnen. Schon
zu Beginn der Besichtigung, bei der Herr Frank führte, ohne daß er wußte, welcher Partei ich
angehöre, stellte er sich hin, hielt große Ncdeu über seiu volkstümlichempfindendesHerz uud ver¬
suchte alle Mittel, um mich einzuseifen. Als dcmu Herr Frauk mich später fragte, welcher Partei
ich angehöre und erfuhr, ich sei Kommunist, sagte er: „Die Kommuuisteusind mir genau so lieb
wie die vom Zentrum und von den Deutschnationalen". Meine Damen uud Herren, dieser
Ausspruch des Herrn Frank ist an und für sich belanglos. Aber ich bezweifle,ob das ehrenhaft
gedacht ist, gegen die innere Ueberzeugungfür ein Mitglied des Provinzialausschufses— in dieser
Eigenschaftwar ich dort — einen derartigen Nusspruch zu macheu. Uud Sie werden auch durch
alle Gerichtsverhandlungenuud alle Kommissionssitzuugen,die in den letzten 20 Jahren in dieser
Angelegenheit abgehalten wurden, in dieser Beziehung immer etwas anklingen hören, auch von
unbeteiligter Seite. Sie werden dieses Urteil auch bestätigt finden, wenn Sie sich einmal die
Mühe machen, bei den Professoren der Universität Bonn, besonders bei den Kollegen des Herrn
Dr. Frank von der medizinischen Fakultät, umzuhören. Das ist meines Emchtens eiu Punkt, der
bei der Betrachtung dieses Gegeustaudcs uicht außer acht gelassen werden darf. Herr Frank hat
sich nach meinem Eindruckunter den stäudigeuAngriffe« der letzten 20 Jahre äußerlich reformiert,
er ist geschmeidiger, anpassungsfähigergeworden; innerlich ist er aber derselbe geblieben. Das zeigt
schon der Ansspruch, den er mir gegenübergetan hat.

Die Angelegenheit Frank, die seit 20 Jahren soviel Staub aufgewirbelt hat, würde längst
erledigt sein — das ist auch die Ansicht der Herren von der Universität Bonn --, wenn Herr
Frank dasselbe getan hätte, was vor einigen Monaten ein Professor der Berliner Universität getan
hat, indem er gegen sich selbst ein Disziplinarverfahren beantragte. Von dem Moment, wo sich
seine Schuldlosigkeit erwies, sind alle Gerüchte gegen ihn verstummt. Wenu Herr Frank sich
wirklich schuldlos gefühlt hatte, mußte er bereits vor 20 Jahren fchon ein Disziplinarverfahren
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gegen sich selbst beantragen. Dann wäre die ganze Sache erledigt oder auf das richtige Maß
zurückgeführt worden. Heute wird sich nichts mehr daran ändern lassen, denn die Gesamtheit der
Bevölkerunghat den Eindruck: „Elend wird in der Anstalt gewirtschaftet",mag es zum Teil auch
nicht berechtigt sein. Der Ruf der Anstalt leidet unbedingt darunter. Das weiden auch unsere
politischenGegner aus Köln uns bestätigen müssen.

Wir hegen aber jetzt die Erwartung, daß durch deu Strafantrag, den Herr Landeshaupt¬
mann gegen unseren Parteifreund, den kommunistischen Stadtverordneten Neuhäuser-Kölngestellt hat,
endlich die Sache einmal aufgerollt wird. Denn die Kommissionhat ja nach dem eigenen Ein¬
geständnis der Kommissionsmitgliederkein Recht gehabt, Untersuchungenim gerichtlichen Sinne
anzustellen beziehungsweiseVereidigungen vorzunehmen. Die Aussprüche verschiedener „Zeugen"
waren recht dehnbar. Man suchte auf allen möglichen Umwegeneiner direkten und glatten Antwort
zu entgehen, besonders vou seiteu des Oberarztes Dr. Simons, der ja ausführte: „Ich kann mich
nicht gegen Herrn Frank aussprechen, schon aus meinem kollegialenVerhältnis zu ihm. Anderer¬
seits will ich auch nicht für Herrn Frank sprechen." Man konnte ferner einige Zeugen nicht
zwingen, zu erscheinen. Das wurde auch eben hier vou Sprechern der Rechten festgestellt. Die
ganze Angelegenheit wird erst erledigt werden, wenn ein volksgerichtlichcs Verfahren gründlich in
die Sache hineinleuchtet. Das liegt im Interesse der Anstalt, die jetzt in deu Augen der Massen
nicht als das erscheint,was sie unbedingt sein muß.

Ich möchte nun noch kurz richtigstellen, was hier behauptet wurde, die Ordensschwestern
hätten sonst keine Befugnisse. Ich bin selbst davon Zeuge geworden, wie Ordensschwesternauch
die Aufsicht ausübten und zwar während der Essens- und Beschäftignngszeit der schwangeren
Mädchen. Nun weiß doch jeder, wie eine Ordensschwestersich zu dem Begriff „schwangeres
Mädchen" innerlich stellt. Selbst ohne Beispiele kann man sich doch vorstellen, wie der Ton ist,
in dem die Schwestern mit den Mädchen verkehren.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterBamberger.
AbgeordneterBamberger: Sie gestatten mir noch einige Worte zu der ganzen Materie.
Das Lob, das mir einer der Herren Vorredner gespendet hat, daß ich sachlich geblieben

sei, könnte ich eigentlich zurückweisen. Es ist geradezu beleidigend, wenn man mir zusagen will,
daß ich sachlich gebliebensei. (Oho-Rnfe.) Das tonnte doch leicht so zu verstehen sein: Man ist
an meinen Parteigenossen gewohnt, daß wir im allgemeinen unsachlich sind. In dem Sinne darf
ich es wohl zurückweisen.

Es wurde hier der Gedanke der ehelichen und unehelichen Mutterschaft vorgebracht. Es
tut mir wirklich leid, daß gerade Frau Niedieck fo scharf urteilte, die doch in der Kommission
manchmal so schöne Aeußerungengetan hat. Meine Damen und Herren, es ist doch wirklich ^
ich muß mich da den beiden Vorrednerinneu, Frau Plum und Fräulein Otto anschließen — wirklich
hart und unbarmherzig, in dem Stile zu sprechen. Immer wieder malen Sie Schreckbilder an die
Wand, stellen Sätze ans, aus deuen Sie zu den gewagteste» Schlüsse»kommen. Herr Abgeordneter
Gessinger hat neulich eine derartige Rede gehalten, die mich so ein bißchenan den sagenhafte»
bayrischenAbgeordneten Josef Filser, der durch seine zwerchfellerschütterndenBriefe weltberühmt
gewordenist, erinnert hat. Er ist in dieser Rede auch für die christliche Ehe aufgetreten. Er hat
eigentlicheinen Kampf gegen Windmühleuflügel unternommen. Wer hat denn Angriffe gegen die
christlicheEhe unternommen? Damals doch kein einziger Mensch. Und dann, wer ist ihm irgendwie
m die Parade gefahren? Niemand. Aber weshalb verteidigen Sie die Ehe so warm?

Nun gestatte ich nur eine andere Frage. Was sollen diejenigenMädchen tun, die nicht
dazu kommen, eine Ehe zn schließen? Wolleu Sie über diese Mädchen wirklich hart nnd unbarrn-
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herzig den Stab brechen? Sie tun das, wenn Sie betonen, daß Sie die Mütter noch immer in
zwei Kategorien teilen, wenn Sie den Unterschiedauch noch so fein betonen. Ja, meine Damen
und Herren, wenn Sie das noch als „fein" empfinden, so muß ich sagen, ich habe dafür keinen
Ausdruck. Im Gegeuteil nehme ich an, Wß es eher eine Nückständigkeit von Seiten der Mütter ist.

Noch etwas anderes. Die beiden Zeugen, die wirklich sachlich und klar und scharf
geblieben sind, sind Eich und Düsseldorf gewesen. Sie haben wirklich Material gebrachtund aller¬
hand getan, um zur Aufklärung beizutragen. Die anderen Zeugen sind entweder nicht erschienen
ober haben uns die Sache mehr verwirrt, als sie es schon war. Wenn die einzelnen Fälle bis zu
2? Jahren zurückliegenund dabei eigentlichvor ein Forum von Fachleuten gehören, so muß ich
sagen: Wie kann man uns als Laien, die wir so plötzlich vor eine solche Materie gestellt werden,
zumuten, Klarheit und Licht in die Angelegenheitzu bringen?

Was Herr AbgeordneterKnab gesagt hat, dem habe ich auch schon in der Kommission
Ausdruck gegeben. Ich habe gesagt: Es ist mir eigentümlich gewesen, daß Herr Frank nicht gegen
fich selbst ein Disziplinarverfahrenbeantragt, und daß die Verwaltung das im Interesse des Herrn
Professor Frank nicht getan hat. Das ist nicht geschehen. Aber es ist mir von feiten der Ver¬
waltung auch erklärt worden, daß man manchmal den unbehaglichen Eindruck gehabt habe, deu wir
selber auch gehabt haben,

Nun hat einer meiner Vorredner recht gehabt, wenn er sagte: Die Sache geht aus wie
das Hornberger Schießen. Aber damit die Sache nicht so ausgehe, ist es doch nötig, daß wir zu
irgendeinempositiven Ergebnis kommen. Und das einzigepositive Ergebnis ist dasjenige, daß Sie
l'ch mit dem Antrage, den unfere Fraktion gestellt hat, den Ihnen gleich Frau Becker begründen
wird und den Sie damals mit so erdrückender Mehrheit ablehnten, heute etwas geuauer und gründ¬
licher befassen, nämlich mit dem Antrage auf Schassung der 20°/« Freistellen.

Meine Damen uud Herren! Ich fasse das jetzige Wiederaufgreifendes Falles Frank
nicht unr als eine bloße Stänkerei auf, nein, ich fasse es als ein Symptom auf. Es ist im Früh¬
jahr dieses Jahres vorgekommen,und Aerzte haben es immer und immer wieder bestätigt, daß
außerordentlichviele Frauen in der letzten Zeit während des Wochenbettsgestorben sind. Infolge¬
dessen ist in die Bevölkerungeine Unruhe, eine Angst hineingetragenworden, und aus dem Grunde
ist man meiues Erachtens auch wieder gegen die Anstalt in Köln aggressiv geworden,weil dieses
Gefühl immer weiter in der Bevölkerung um sich gegriffen hat. Außerdem ist die Zahl der
Geburten erfreulicherweise stark in die Höhe gegangen. Es hat an Hebammengemangeltusw. usw.
Aus all den Gründen wäre es sehr wichtig und wesentlich, wenn Sie sich unseren Antrag, betreffend
2l)°/o Freistellengewährung,einmal näher ansähen, nicht so gleichgültigüber ihn hinweggingenund
'hn schließlich annähmen. Dann würde aus der ganzen Sache, da ja doch in wenigen Wochen
jedenfalls Herr Professor Frank seinen Posten infolge seines Alters verlassen wird, auch etwas
wirklich Praktisches und Positives herauskommen.

Vorsitzender Vielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterOlbertz.
AbgeordneterOlbertz: Nach den ausführlichen und klaren Ausführungen, die uns der

Herr Berichterstatter gegeben hat, ist auch nicht der Schatten eines Beweiseseiner Anklagegegen
Herrn Dr. Frank geblieben, uud es ist mir unbegreiflich,wie man daraufhin noch die Zumutung
h'er an ihn richten kann, er möchte sein Amt darangeben oder ein Disziplinarverfahren gegen sich
beantragen. Die gerichtlichen Verhandlungen und die Verhandlungen vor dem Ehrengericht sind
ebenso durchaus günstig für Herrn Professor Frank verlaufen. Ich wiederhole: Ich begreife nicht,
'°>e man hier ein derartiges Ansinnen an den Herrn noch stellen kann.
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Wenn sodann die eheliche und uneheliche Mutterschaft hier angeführt und bemängelt wurde,
daß eine Trennung zwischen den ehelichenund unehelichen Müttern in der Anstalt stattfindet, so
fällt dies durchaus nicht, wie es den Anschein erwecken könnte, irgendwieden dort befindlichen Ordens¬
schwestern zur Last. Aber erklärlich ist diese Treunuug durchaus, wenn man die Empfindungen der
ehelichen Mutter gegenüberder unehelichen Mutter betrachtet. (Zuruf Hoffmann: Das ist mittel¬
alterlich!) Daß wir uns darüber nicht einigen können, wissen wir; unsere Anschauungengehen
dafür zu weit auseinander. Ob Sie das nun mittelalterlich und Ihre Anschauung neuzeitlich
nennen, mag dahingestelltbleiben; die Tatsache besteht jedenfalls.

Was dann die Bezahlung der Röntgenaufnahmen mit 3 Mark betrifft, so ist es auch so
dargelegt worden, als wenn das irgend eine Angelegenheitder Röntgeuschwestergewefen sei. Das
ist durchausnicht der Fall. Das ist eine Angelegenheit,die die Anstalt betrifft, womit die Schwester
durchaus weiter nichts zu tun hat, als daß sie die 3 Mark in Empfang nimmt und sie in der
Rechnung aufführt.

Es bleibt dann noch die kleine Windelgeschichte übrig. Es ist auffallend, wie die einen
so reichlichen Stoff geliefert hat. Wie verhält sich denn die Sache? Es ist Mangel an Wäsche,
an Stoffen, an Windeln vorhanden, und man sucht nach einem passenden Ersatz, und dieser Ersatz
wird, wie wir ihn bei taufendenVerwundeten während des Krieges zur Anwendunggebrachthaben,
in dem Zellstoff gefunden. Nun wird bemängelt, daß der Zellstoff nicht in allen drei Abteilungen
gebraucht worden ist, sondern nur bei der III. Klaffe. Ich meine, die Sache erklärt sich doch sehr
leicht. Bei dem Mangel an Windeln muhte man den Ersatz da verwenden,wo er am reichlichsten
gebrauchtwurde; das war selbstverständlich bei der am meisten belegten III. Abteilung. Es war
dies lediglicheine einfachere Verteilnng des nötigen Stoffs, wenn man ihn nur in einer Abteilung
brauchte, und zwar dort, wo er am meistengebraucht wurde. Alfo, auch diefe Sache ist nicht so
gravierend, daß man sich darüber besonders aufregen sollte.

Ich meine, nach den Darlegungen, die wir heute durch den Berichterstatterbekommen haben,
bleibt weder ein Vorwurf für den Leiter der Anstalt, den Direktor Frank, noch für das Personal
in irgend einer, auch nur erwähnenswertenWeise übrig. (Bravo!)

Vorsitzender Vielen: Das Wort hat die AbgeordneteFräulein Kohl.
AbgeordneteFräulein Kohl: Meine Herren und Damen! Nachdem der Herr Bericht¬

erstatter mitteilen konnte, daß die Stellungnahme zu der Angelegenheitin der Kommission einstimmig
erfolgt ist, wäre eigentlich Stoff zu einer Debatte gar nicht mehr vorhanden gewesen,wenn man
sie auf dem Boden gelaffen hätte, auf dem sie stand. Aber man ist davon abgewichen, hat die
ganze Sache verfchoben und eine Reihe grundsätzlicher Fragen in die Erörteruug hineingebracht,die
man erfahrungsgemäß überall und an jeder Stelle, wo sich eine Gelegenheit dazu bietet, in die
Debatte hineinzerrt, Fragen von denen Sie auf der Linken ebenso gut wissen, daß Sie mit uns
nicht darüber einig werden, wie wir umgekehrt Ihnen immer wieder erklären müssen,daß uns in den
Auffafsungenetwas trennt, über das wir nicht hinwegkommenwerden. Man sollte es vor allem
bei der Erörterung persönlicher Angelegenheiten— und die lagen hier vor — vermeiden,solche
grundsätzlichen Auffassungenhineinzubringen. Ferner sollte man bei solchen Erörterungen, besonders
nach dem Fiasko, das die Urheber der Verdächtigungerlitten haben, doch peinlichst vermeiden,wiederum
eine Rede mit der schönen Wendung: „Es soll gesagt worden sein" anzufangen. (Sehr richtig!),
wie das eben wieder einmal von einem Vorredner geschehen ist. Wir haben doch aus der Bericht¬
erstattung genugsamerkannt, wie unverantwortliches ist, ans ein bloßes Gerede hin Dinge in die
Welt zu streuen, durch die die Oeffentlichkeit in unnötiger Weise aufgeregt wird. Wir haben uns
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nicht mit dem zu befassen, was gesagt sein soll, sondernwer hier auftritt, soll behaupten können:
Was ich vorbringe, verhält sich so und so. Bitte, stellen Sie die Sache ab. Prüfen Sie zum
mindesten vorher, was gesagt worden ist. Sonst kann man überhaupt nicht diskutieren. Wir sind
M den acht Tagen, die wir hier sind, doch wahrhaftig nicht in der Lage, alles nachzuprüfen,was
irgendwiegesagt worden sein soll.

Ebenso verhält es sich mit der eben in der Debatte hervorgetretenenMeinung bezüglich
der Stellung der Schwestern zu den schwangeren Mädchen. Auch da hat sich der Redner sehr
vorsichtig ausgedrücktund gesagt: „Man weiß ja. welche Auffassungdie von den Mädchen haben,
und man kann sich denken, in welchem Ton sie mit ihnen sprechen werden". Das ist wiederum

.die berühmte Methode, Verdächtigungenauszustreuen, die man nicht beweisen kann. (Zuruf Abge¬
ordneter Knllb: Das sind doch keine Verdächtigungen!) Ich möchte demgegenüberfeststellen,daß
die katholischen Schwestern die ersten gewesen sind, die Zufluchtstätten für schwangere Mädchen
eingerichtet haben.

Und was speziell die Kritik an Frau Niedieckangeht, so darf ich Ihnen vielleichtfür
Frau Niedieck ein Wort sagen, indem ich Ihnen erzähle, daß sie seit Jahren sich persönlich mit
der Fürsorge für solche Mädchen befaßt, daß sie sie in ihr eigenes Haus aufgenommenhat. wenn
an anderer Stelle kein Platz für sie war. Vielleichterforschen Sie einmal Ihre Lebensgeschichte
dahin, ob Sie auch solche Taten der Barmherzigkeitzu verzeichnen haben. (Zuruf links: Erzählen
wir hier gar nicht!) Selbstverständlich,Sie nehmen sich das Recht, zu erzählen, was Sie wollen.
Da werden Sie mir wohl gestatten, dasselbe zu tnn; das Recht lasse ich mir von Ihnen nicht
nehmen. (Zuruf: Fräulein Schulmeister! und andere Zurufe.) Meine Herren, wenn Ihre Position
«in bißchen stärker wäre, brauchten Sie nicht durcheinanderzu schreien. Dann könnte ich Sie
nämlich verstehen. So haben Ihre geistreichenBemerkungen keinen Zweck. (Zuruf Hoff: Sie
gehen doch nicht darauf ein! Abgeordneter Knab macht einen Zuruf.) Herr Knab. wir kennen
'Ms doch lange genug; Sie wissen ja, daß ich Sie richtig einzuschätzen vermag.

Die gleicheVerschiebungtritt auch immer wieder bei der Beurteilung der Frage des
unehelichen Kindes ein. Auch da sollten wir ehrlich genug sein, zuzugeben, daß wir zu einer
Einigung nicht kommen. Es gibt keine Versöhnungzwischen einer durch ein christliches Sittengesetz
gebundenenMoral und Ihrer freien Auffafsung. Geben wir das doch zu. Es gibt aber wohl
eine Versöhnung in der Praxis der Behandlung solcherMenschen, die in eine unglücklicheLage
hineingekommensind. Es ist mit dem christlichen Standpunkt, auch mit der Verurteilung der
unehelichen Mutterschaft als solcher, sehr wohl vereinbar, daß man dem Mädchen, das in die
unglücklicheLage gekommen ist. mit der grüßten Liebe, der größten Zartheit und dem aufmert,amsten
Taktgefühl alle Hilfe angedeihenläßt. Ich behaupte, daß dies in der Praxis gerade auf unserer
Seite geschieht Wenn Sie immer uud immer wieder kommen und sagen: Man kann sich oenlen,
daß es nicht so ist, so lehne ich das einfach ab. Bringen Sie erst Beweise, dann haben Behaup¬
tungen Wert. . . ^<. «, >v.

Ich kenne die Persönlichkeitdes Herrn Dr. Frank nicht, ich kenne seinen Charakter nicht
und habe nicht die geringsteVeranlassung, mich hier für ihn ins Zeug zu legen Aber das eme
möchte ich dock sagen: Es ist mir unbegreiflich,wie ein Parlament sich dazu berufen fühlen kann.
Gemunkel und Gerede noch dadurch zu unterstützen,daß es unbewiesene Behauptungen immer wieder
aufgreift öffentlich darüber verhandelt und dadurchdem Gemunkel neue Nahrung gibt. Ich meme,
wii hätten im Gegenteil alle Veranlassung, beruhigend auf die Bevölkerung einzuwirken. Wenn
durch gründlicheUntersuchungen- - und das Urteil unserer Kommissionstützt sich auf solche -
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die Haltlosigkeiterhobener Verdächtigungenerwiesen worden ist, so ist es Ehrenpflicht eines jeden,
den zu Unrecht Angegriffenenzu schützen, aber nicht zu sagen: weil er einmal angegriffen ist, helfen
wir mit, ihn zu verurteilen.

Ich weiß auch nicht, wo in Köln die Aufregung iiber die Franksche Anstalt vorhanden ist.
Ich habe auch mit Frauen gesprochen,die dort in der III. Klasse gelegen haben und denen von
Mißständen nichts bekannt war. Tun Sie doch nicht immer, als ob Sie hier im Namen der
Kölner Bevölkerungsprächen. Es mag sich die eine oder andere beklagt haben; es gibt eben Leute,
die nirgendwo zufrieden sind. Dann soll man aber noch nicht gleich sagen: So ist die Auffafsung
der Kölner Bevölkerung. In dieser besteht keine Erregung, die es nötig machte, einen Mann an
den Galgen zu hängen, dem irgendein Unrecht nicht bewiesen ist. Dazu geben wir uns nicht her.
Herr Dr. Frank ist ebensogutein Staatsbürger, den ich schützen muß, wenn er zu Unrecht ange¬
griffen ist, wie jeder andere. Wir geben auf Gemunkel nichts, weil wir es felbst nicht mitmachen.
Verzichten Sie einmal darauf, diese dunklen und unnachprüfbaren Wege zu gehen, dann werden
wir auch leichter über solche Sachen hinwegkommen, (Zuruf links: Das decken wir alles mit dem
Mantel der christlichen Nächstenliebezu!)

Zu der Bemerkung des letzten Redners bezüglichder 20°/o Freistellen muß ich das eine
sagen: Ich war im vorigen Provinziallandtag Mitglied der Kommission; die Anregung zu diesem
Antrage, vielmehr der Antrag selbst ist damals von meinem FraktionskollegenHerrn Küppers ein¬
gebracht worden. (Zuruf links: Das steht nicht zur Debatte!) Der Herr Vorredner hat auch
das Recht gehabt, zu diesem nicht zur Debatte stehendenPunkt zu sprechen. Ich spreche ja nicht
allgemein zu der Sache, sondern antworte nur dem Herrn Vorredner. Herr Hauck, das belieben
Sie doch sonst auch zu tun. Ich möchte nur hervorheben, daß es nicht ein Antrag der Partei
des Herrn Vorredners ist, sondernder Antrag ist im vorigen Provinziallandtag in der Kommissions¬
sitzungvon unserer Partei gestellt worden, und es haben sich damals Angehörige der Linksparteien
gegen den Antrag gewandt. (Zuruf Knab: Der Antrag ist abgelehnt worden!) Bitte sehr, in der
Kommissionhaben sich Ihre Mitglieder gegen den Antrag gestellt. (Zuruf Neefe: Sie haben ihn
fallen gelassen!) Diese Feststellung möchte ich machen. Und wie wir uns jetzt dazu stellen, das
wissen Sie bereits; es hat ja in der Kommissioneine Beratung darüber stattgefunden. Im übrigen
können Sie abwarten, wie die Stellungnahme des Plenums sein wird.

Ich möchte noch einmal sagen, daß das Bedauerlichstean der ganzen Sache die Methode
ist, in der die Angelegenheitbehandelt worden ist. (Zustimmung rechts und im Zentrum. Zuruf
Hoff: Das zu kritisieren, ist eigentlichSache des Vorfitzenden!)

VorsitzenderVielen: Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Zu einer persönlichen
Bemerkung hat das Wort Herr Abgeordneter Farwick.

AbgeordneterFarwick: Als persönliche Bemerkung gestatten Sie mir folgendes zu sagen.
Herr AbgeordneterVamberger hat sich durch meine Worte verletzt gefühlt. Er meint, ich

hätte ihm „Sachlichkeitvorgeworfen". So ähnlich ist es doch. Ich habe ausdrücklich meine Aus¬
führungen auf die fachlichen Ausführungen des Herrn Berichterstatters und des Herrn Abgeordneten
Vamberger aufgebaut. Es gibt fachliche Ausführungen, juristische, psychiatrische, volkswirtschaftliche,
medizinifche Ausführungen usw. Die habe ich beiseitegelassen,sondern nnr Ihre tatsächlichen Aus¬
führungen angezogen, die die des Herrn Berichterstatters ergänzt haben. Sie werden mir zugeben,
daß ich in aller Liebe und Gerechtigkeit von diesen Ausführungen Gebrauch gemachthabe, und ich
habe wirklich geglaubt, ich täte nun einmal etwas Außergewöhnliches. (Heiterkeit.) Aber es scheint
nur, man kaun es Ihnen nie recht machen. Deshalb werde ich in Zukunft doch nicht aufs Wort
verzichten. Ich hoffe aber, daß wir zwei uns ganz gut verstehenwerden.
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Vorsitzender Vielen: Zu einer persönlichen Bemerkunghat das Wort Herr Abgeordneter
Bamberger.

Abgeordneter Bamberger: Gestatten Sie mir auch noch kurz zu einer persönlichen
Bemerkung das Wort, Ich hatte das Gefühl, als ob der Herr KollegeFarwick sich etwa so hätte
ausdrücken wollen: Im allgemeinensind Sie unsachlich, aber hier sind Sie einmal sachlichgewesen.
(Abgeordneter Farwick: Nein!) Sollte das nicht sein, so fallt die Sache ja in sich zusammen.
(AbgeordneterFarwick: Sehr richtig!)

VorsitzenderVielen: Ich erteile dem Herrn Berichterstatterdas Schlußwort.
Abgeordneter Loenartz: Meine Damen und Herren! In der Kommissionhat eine so

vorbildliche — ich möchte sagen — gemütliche Uebereinstimmung und Einigkeit geherrscht,daß ich
Mich außerordentlich wundern muß über den Inhalt der Debatte, die sich an das Ergebnis der
Kommissionsberatungenangeschlossen hat. Von den Dingen, die hier erörtert worden sind, ist in
der Kommissiongar nichts oder nur wenig gesagt worden Das hängt ja auch alles an sich mit
°en Kommissionsberatungensehr wenig zusammen.

Wir als Kommissionhatten nicht darüber zu entscheiden, ob es zweckmäßigist, die unehe¬
lichen und ehelichen Mütter zusammen oder getrennt zu legen. Das hat an sich mit meinem
Bericht sehr wenig zu tun. (AbgeordneterAdams: Sehr gut!)

Nur um zu vermeiden, daß zu dieser Sache etwa aus der Debatte heraus nach dem
bekanntenGrundsatz „8emz>6r »liyuick tmeret" — es bleibt doch immer etwas hängen — nun
Dinge hinausgetragen werden, die als Ergebnis der Kommissionsberatunggegen Dr. Frank gewertet
werden könnten, möchte ich feststellen,daß diese Dinge, die hier vorgebrachtworden sind, mit den
Untersuchungender Kommissionnichts zu tun haben.

Das einzige Sachliche, was hervorgehobenworden ist, was ich in meinem Bericht nicht
erwähnt habe, ist das, wovon Fräulein Otto gesprochen hat, daß eine schwerkranke Frau ein¬
geliefert, auf einen Wagen gebettet und ins Badezimmer geschafft worden sei. Damals war die
Behauptung aufgestellt worden, es seien nicht genug Betten III. Klasse dagewesen und infolgedessen
habe die Frau auf einen Wagen gebettet werden müssen, obwohl sie schwer krank gewesen sei. Die
StationsschwesterGenerosa hat hierzu folgendes gesagt:

„Es ist einmal vorgekommen, daß eine schwerkrankeFrau eingeliefertwurde, die zunächst
ms Badezimmer gebracht wurde, um, wie das «blich ist, gereinigt und neu gekleidet zu werden.
Sie blieb dann etwas länger im Badezimmer, weil das Essen dazwischenkam. Damals war
genügendPlatz vorhanden."

Das ist die Feststellungzu diesem Punkte. Im übrigen, meine Damen und Herren, hat
°ie Kommission, wie Sie gehört haben, mißbilligt, daß die Wäscheverteilungnicht gleichmäßig
gewesen ist. Aber ich möchte denn doch — da darf ich jedenfalls von dem Eindruck des über¬
wiegenden Teils der Kommissionsprechen — sagen, daß die Auffassungder Kommission nicht dahin
ging, daß darin etwa eine materielle Benachteiligungder Patienten III. Klasse gelegen habe. Ich
habe mich persönlich erkundigt, und Herr AbgeordneterOlbertz hat es bestätigt, daß im Kriege bei
°em Mangel an Windeln und Wäsche die Verwendung von Zellstoff allgemein üblich gewesen ist.
Zellstoff ist teurer als Windeln, nebenbei bemerkt. Es war also der Säugling, der Zellstuff
^lam, an sich nicht schlechter gestellt als der andere, der die Windeln bekam. Es war nach meiner
Auffassungnur eine Ungeschicklichkeit,daß man eben nach außen nicht den Schein einer unterschied¬
lichen Behandlung vermiedennnd zunächst Windeln auf die I. und II. Klasse abgeteilt hat und
d°s, was übrig war, plus Zellstoff den Kindern III. Klasse gegeben hat. Ich mochte aber aus-

44
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drücklich feststellen,daß das, was von einer Rednerin gesagt worden ist, daß diese Kinder nun
nichts gehabt hätten und, weil keine Windeln vorhanden waren, kalt uud bloß gelegen Hütten, nicht
den Tatsachen entspricht. Vielmehr hat die Zeugin, die darüber bekundet hat, wie ich das schon
vorgelesen habe, ausdrücklich gesagt: „Wenn einmal die Windeln der I. und II. Klasse nicht aus¬
reichten, wurden für die Kinder dieser Klassen die fehlenden von den für die III. Klafft bestimmten
Windeln genommen,so daß sich natürlich die Zahl der für diefe zur Verfügung stehenden Windeln
verringerte. Alsdann wurden die fehlenden Windeln durch Zellstoff ersetzt." Es ist nicht etwa so
— ich glaube das im Sinne der Kommissionsagen zu müssen — als ob wir eine materielle
Schädigung der Kinder III. Klasse festgestellthätten, sondern es war nur eine formell unrichtige
Behandlung der Sache, weil durch diese Art der Behandlung der Anschein eines Klassenunterschiedes
hätte hervorgerufenwerden können.

Zu den Ausführungen des Herrn Bamberger möchte ich bemerken, daß, wenn er gesagt
hat, die Zeugen seien nicht erschienen, er damit wohl sagen wollte, Herr Smeets und seine Zeugen
seien nicht erschienen. (Abgeordneter Bamberger stimmt zu.) Alle anderen Zeugen, die wir geladen
hatten, sind restlos erschienen.

Ich möchte noch einmal betonen, daß das gewaltige Material aufgeklärt ist. Es ist nicht
etwa so, wie es Herr Abgeordneter Farwick gesagt hat, daß hinter dem Herrn Smeets noch ein
geheimnisvolles großes Material steht. Es ist keins mehr vorhanden, außer den vier Briefen in
denen dem Herrn Dr. Frank Kunstfehler vorgeworfenwerden. Wenn wir diese Falle hätten unter¬
suchen können, waren wir wahrscheinlichdoch nicht in der Lage gewesen in der Kommissionnach
der Richtung zu einem Urteil zu kommen.

Es ist aufgeklärt durch Gerichts- und Ehrengerichtsverfahrendie ganze Geschichte Eberhart
und Grutthoff und durch unser eigenes Verfahren die ganzen Vorwürfevon Eich. In der „Rheinischen
Republik" haben sich immer wieder die Fälle Grotthoff und Eich wiederholt. Wir haben von der
„Rheinischen Republik" deu einen Fall des Briefes, wo ein Datum angegeben war, untersuchen können.
Nicht haben wir untersuchenkönnen vier Falle, in denen — so hieß es in der „RheinischenRepu¬
blik" dem Sinne nach, wenn auch nicht wörtlich — aus Ungeschicklichkeitoder aus Bosheit falsche
Operationen dem Dr. Frank vorgeworfenwerden. Auch da ist nicht unbedingt behauptet, daß ein
Verschuldenvorgelegen hätte in dem Sinne, als ob er das absichtlich gemachthätte, sondern im
wesentlichen sind Kunstfehlerbehauptet, die natürlich von der Kommission nicht genau hätten unter¬
sucht werden können.

Ich möchte feststellen: Es ist alles geprüft und aufgeklärt bis auf die vier Fälle und
alles geprüft und aufgeklärt zu Gunsten des Professur Frank, denn auch bezüglichder Wäschever-
teilnng und der Unkosten des Röntgenapparats — an sich doch harmlose und kleine Sachen -^
ist nicht nachgewiesen, daß Herr Dr. Frank davon Kenntnis gehabt hat.

Nun glaube ich den Eindruck der Kommissiondoch dahin aussprechenzu können, daß wir
alle etwas ganz anderes erwartet hatten. (Sehr richtig! rechts.) Nachdem mit dem Geschütz auf¬
gefahren worden war, kann man wirklichsagen: Die Sache ist ausgelaufen wie das Hornberger
Schießen. (Zustimmung.) Und wenn etwas derartiges so ausläuft, dann ist es allerdings ^"
darin stimme ich mit meiner Vorrednerin übereiu — doch nicht wohl angebracht, nun da noch
ein Soll und Wenn und Aber daranzuhangen, und nach dein Grundsatz LsmpLi-aliyniä Kaorst
Kleinigkeitenderart aufzubauschen. Ich muß für die Kommissionfeststellen, daß Herr Dr. Frank
durchaus in der Sache gerechtfertigtist. (Beifall.)

Vorsitzender Gielen: Ich nehme an, daß durch die Berichterstattungder Kommissionund
durch die Aussprachedie Sache für den Provinziallandtag erledigt ist.
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Ich schlage Ihnen dann vor, den Pnnkt 18 vorwegzunehmen, damit die Liquidationen der
Abgeordnetenerledigt werden können. (AbgeordneterFalk: Drucksache 66/) ^a.

^An^g der I. Fachkommission zn dem Antrag der V.K.P.. betreffend Cut-
schädigung für Lohnausfall während der Landtagstagung «nd für Ver¬
dienstverlust der Kommissionsmitglieder bei S.tzungen außerhalb der

Berichts F°lk: Meine Damen und Herren- Wie in der vorigen
Session, so hatte sich auch jetzt die I. Fachkommission mit der Frage zu beschäftigen,ob der
Ausfall an Lohn uud Vertretungskosten, die namentlichdiejenigen u^e^
haben die auf das Verdienst ihrer Hände angewiesen smd. genügend abgegoltenwerden durch

die Tageg l3 die nach der Bestimm^, die wir getroffenhaben den ^uet^
sollen Die I Fachkommission ist der Auffassung gewesen, daß das n.cht der Fall se und hat
sich auch ebenso einst 7m^g zn der Meinuu bekaunt. daß die Regelung, d.e b.sher zur Ansmerzuug
d. Schädm"^^ den einzelnenBetroffenen hervorgerufenw^^

Wir schlagen Ihnen daher eine Abänderung vor. die Sie m dem DruckstuckNummer 66
unter Nummer 1 sinden Es soll hiernachder wirkliche Lohnausfall vergütet werden. D.e
Fra e w welche West dieser Lohnausfall nachznweiseu ist. soll nach dem Vorschlage w Kommch.on
s° gereM werben, daß die schriftliche Erklärung des Abgeordnetengenügt, um darzutun, ob

""' ^Man^w ^nnn^daß mit der Regelung des Entgelts .^ die Teilnahme au den
Sitzungen des Provinziallandtages die Sache nicht erledigt sei und hat^ w.e .ch S'e as«.s Nummer2
der Drucksachenzu eutuehmen bitt, dieselben Grundsätze für d.e Teilnahme vn K «m^
mitgliede/n an Sitzungen, die außerhalb der

Unter Nummer 3 ist dann - was ich vorhm schon habe e.nfl. ßen lassen - eme ent
sprechende Regelung str diejenigen Abgeordneten getroffen, d.e eme Vertretung haben

stellen müssen . Abgeordnetenrecht ist. muß dem Provinzialbeamten.

" '''°S^ .tt^"Ä^W^^W'°'' «" ,.m« W°.. ««.»' °»' «s. »ich.
der Fall. Dann stelle ich die einmütigeAnnahme fest.

Wir l°mmen^u Punkt 3^ Schadloshaltung der Bevölkerung
?"?? die Besatzung erwachsendenSchäden.
Nadlnl^satzleistn'ng für die^omm^ nnd Provinzialbeamten und Ab-
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so bin ich mir dieser Pflicht ganz besondersbewußt in dieser Frage, die uns alle tief in unserem
Gemüte ergreift und die bei uns allen schmerzlicheEmpfindungenimmer wieder von neuem aufrührt.

Die Tatsache der Besetzung durch Feindesmacht ist für jeden Rheinländer
eine fchmerzliche Tatsache. Wir wissen, daß wir durch den Friedensvertrag genötigt sind, für
unsere Volksgemeinschaftdie Opfer zu tragen, die durch die Besetzungder rheinischen Bevölkerung
nun einmal auferlegt worden sind. Diese Opfer sind, soweit sie auf dem Gebiete des Gefühls¬
lebens liegen, foweit sie in der Einschränkung der Preßfreiheit, des Versammlungs-und des Vereins-
rechts zum Ausdruckkommen, überhaupt nicht zu entschädige». Das müssen wir mit uns abmachen
und haben wir mit uns abgemacht. Nur das eine ist sicher, daß der Druck, namentlich dieser
moralische Druck — er mag so stark sein, wie er will — uns in der Treue zu unserem
Volke und zu unserem Vaterlande nicht erschüttern kann. (Lautes Bravo!)

Meine Damen und Herren! Neben diesem moralischen Druck hat die Tatsache der
Besetzung der rheinischenBevölkerung eine Reihe von materiellen Schädigungen zugefügt,
die sich ausdrückenin der Einquartierungslast, in den Requisitionen, in den Eingriffen in
unsere Verwaltung, in unsere Rechtsprechung, in die Stellenbesetzung und was alles auf
diesem Gebiete liegt. Diese materiellen Schädigungen treffen die Gemeinden oft, sie treffen auch
oft den einzelnen. Auch diese Lasten tragen wir im Interesse unseres Vaterlandes. Es ist nicht
mehr wie recht, daß diese Lasten nicht auf die rheinische Bevölkerung allein abgewälzt
werden, sondern daß sie vom ganzen deutschen Volke, vom deutschen Reiche getragen und,
soweit möglich,entschädigtund ersetzt werden.

Nun hat sich gezeigt, daß die bisherige Reichs- und Staatsgesetzgebung nicht
ausgereicht hat, um in allen Fällen die Schäden zu ersetzen, die der Bevölkerung und den
Gemeinden durch die Tatsache der Besetzungentstehe».

In dem Druckstück, das Ihnen vorliegt, meine Dame» nnd Herren, ist zweimal von der
„Besatzung" die Rede. Das ist irrig; es muß heißen „Besetzung". Es handelt sich um die
Schäden, die sich aus der Tatsache der Besetzungergeben.

Vorstellungennach der Richtung hin, die Reichs- und Landcsgesetzgebung zu ändern, sind
auf manchem Gebiet von Erfolg gewesen. Die Verwaltungspraris hat sich auch den Wünschender
rheinischen Bevölkerung und ihren berechtigtenKlagen nicht immer widersetzt. Aber es ist doch
nicht so, daß man restlos sich zufriedcugebenkönnte. Immer wieder werden Klagen darüber laut,
daß eine Reihe von Unzuträglichkeitcn,die sich aus der Tatsache der Besetzung ergeben, auf nns
allein lasten und nicht vom ganzen deutscheu Volke getragen werden. Deshalb der Wunsch, daß
die gesetzgebenden Körperschaften im Reich und im Staate unter Führung der Regie¬
rung alsbald Gesetzentwürfe zur vollkommenen Regelung dieser Dinge vorlege»
sollen. Darüber sind wir uns dabei klar, und das ist ein Kernpunkt in der ganzen Frage: Wir
Rheinländer wünfchen keine besonderen Privilegien für uns. Wir denke» nicht daran -^
das ist auch bei der Beratung dieses Antrages zum Ausdruckgekommen;sonst dürfte ich es ja hier
nicht vortragen —, daß wir uns auf Kosten unserer Volksgenossen irgendwelche besonderen Vorteile
sichern wollen, sondern es kommt uns lediglich darauf au, das auszugleichen, was wir
nun einmal für Volk und Vaterland unter der Last der Besetzung zu tragen habe».

Im letzten Absatz des Ihnen vorliegende» Beschlnßentwurfs sind Einzelheiten angeführt,
über die man vielleicht verschiedener Meinung sein kann. Es kommt aber, meine Dame» und
Herren, bei der Erledigung dieser Frage nicht sowohl auf diese Einzelheiten an, als vielmehr auf
das Vutum und die Feststellung des Provinzmllandtages, daß trotz guteu Willens im Reich und
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im Staat, auf den wir vertrauen, es mangels genügender Kenntnis der einschlägigen Verhältnisse
bisher nicht überall gelungen ist, den gerechten Ausgleich zu finden, und auf den Wunsch, sobald
wie möglich da Wandel zu schaffen. Auf die Stimmung im Rheinlande, anf die Treue
zu unserem Volke kann diese Gesetzgebung keinen Einfluß haben. Wir würden die¬
selben guten Deutscheu bleiben, wir würden dieselbe Treue unserem Vaterlande
bewahren, auch wenn der Ersatz, von dem ich gesprochen habe, in vielen Fallen noch v,el
kärglicher ausgefallen wäre, als es tatsächlich geschehen ist. (Zustimmung) Was wir
fordern, fordern wir nicht im Interesse der nationalen Stellung der Rheinlander.
sondern fordern wir lediglich als Erfordernis und Ergebnis einer ausgleichenden
Gerechtigkeit. (Zustimmung.) ^ ^ ^55

Dem entsprichtder Entwurf, den ich Ihnen vorzutragen die besondere Ehre habe.
Ich bitte Sie, an den beiden Stellen, wo das Wort „Besatzung" steht, das irrtümlich

hineingekommen ist, dieses Wort durch das Wort „Besetzung"abändern zn wollen. (BerM.)
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld.. Herr AbgeordneterMelich hat das Wort,
AbgeordneterMelich: Meine Damen und Herren! Vom AbgeordnetenFalk ist hier

hervorgehoben worden, daß dieser strittigePunkt schmerzliche Empfindnngenwachrufen würde insofern,
als auf der einen Seite ein außerordentlichermoralischerDruck durch die eben nicht abzuändernde
Tatsache der Besatzung bezw. Besetzung sich bemerkbar macht und auf der anderen Seite dem
einzelnengroße materielle Verluste entstehen.

Ich habe besondershervorzuheben,daß gerade bei der Einschätzung der Abfindungssummeu
für Schäden, die einzelnen durch die Besetzung entstanden sind, außerordentlich großer Unfug
getrieben worden ist. Mein Parteifreund, der ReichstagsabgeordneteFries, hat dem Reichstage
eine ungeheure Fülle von schwerwiegendem Material unterbreitet, in dem einwandfreinachgewiesen
wurde, daß die Summen, deren Festsetzung beispielsweise in einzelnen Fällen sogar einem einzelnen
»erlassen wurden, derart hoch gesetzt wurden, daß sich nachher bei einer objektiven Nachprüfungheraus-
gestellt hat. inwieweit der einzelne mehr unter dem materiellen als unter dem moralischen Druck litt.

Man kann bei der Beurteilung der Frage, wie Herr AbgeordneterFalk schon zum Aus¬
druck gebracht hat. selbstverständlichsehr verschiedener Auffassung sein. Ich möchte ^hnen h,er
einmal die Auffassung vom Arbciterstandpunkteaus illustrieren.

In erster Linie sind wir der Meinnng. daß da, wo einwandfrei festgestelltwird, daß
durch die Besatzung oder BesetzungProletariern bezw. Beamten unverschuldetNachteile entstehen
insofern, als sie ausgewiesen werden oder durch irgendwelcheunvorhergesehenenUmstände ihren
Wohnsitz verlassen müssen und heimatlos ini Reich herumirren. selbstverständlich das Neich ohne
'«iteres die Pflicht hat diesen Leuten unter die Arme zu greifen. Inwieweit aber verschuloeter-
maßen derartige Fälle vorkommen,dafür brauchen Sie bloß die Berichte iu deu Zeituugen der
letzten Zeit zn lesen Da kann man einwandfrei feststellen, daß Beamte, die sich nun emmal nicht
damit abfindenkönnen, unter dem Druck der Besatzung ihr Amt weiter auszuüben, in chauvinistischer
"nd uationalistischerWeise die Besatzungsbehürdeprovoziert habeu. Diese Kategorie von Beamten
wollen meine Freunde uicht unterstützt wissen, sonderndie mögen sich abfinden lassen, wo ste wollen.

Dann verehrte Damen nnd Herren, möchte ich kurz darauf hinweisen, worin der moralische
Druck, den Herr Abgeordneter Fall besonders berührt hat. seinen Ursprung hat Was Heu e
besondersvon den besitzenden Kreisen - wir als Arbeiter empfindenes nicht so har - so
besonders hervorgehobenwird, daß sie sich nicht damit abfinden können, auch emmal «uter emer
Knute zu leben ist letzten Endes nur das Spiegelbild dessen, was ste früher selbst gemachthaben.
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Was die besitzenden Kreise bei jeder Gelegenheit so besonders in den Vordergrund stellen, die imge-
heuren Schäden, die durch die Besatzungin materieller Beziehung entstehen,aber auch in moralischer
Hinsicht diesen ungeheuren Druck, dem sie sich nicht fügen können und wollen, das ist alles eine
meiner Auffassung nach mit unberechtigte«Gründen geheuchelte Entrüstung bis zu einem gewissen
Grade, (Laute Oho-Rufe.) Ich betone mit Recht: geheuchelte Entrüstung, denn wir brauchen
nicht weit zurückzugreifen,wir brauchen nur an die Okkupation von Belgien und Frankreich zu
denken; dort haben Sie jedenfalls nicht das nötige Verständnis für die Entrüstung und das
moralischeEmpfinden der in den besetzten Gebieten lebenden Bevölkernngsschichten gehabt, (Zuruf:
Da war Krieg!) Das ist ganz richtig. Es ist jedenfalls ein Thema, das Sie nicht gerne hören.
Ich bin auch uicht hier, um deu Herren von der Rechten etwas Angenehmes zu sagen, sondern
um Ihnen bei jeder Gelegenheit Ihre alten Sünden vor Augen zu führen, (Ein Abgeordneter
der Rechten, auf die Vertreter der Vesatzungsbehörde weisend: Aber die Herren hören es sehr gern!)
Ob die Herren dort sitzen oder nicht, das spielt für mich keine Rolle, Das werde ich bei jeder
Gelegenheit aussprechen. Aber wenn Sie mir vielleicht irgend etwas unterschieben wollen — klar
zum Ausdruckbringen Sie es nicht, ich verstehe aber Ihre versteckten Vorwürfe — so weise ich
diese Vorwürfe auf die zurück, von denen sie ausgehen. (Sehr gut! bei den Kommunisten.) Uns
kann die Besatzungabsolut uicht wehetuu, denn uns Arbeiter trifft sie nicht, moralisch schon mal
gar nicht. (Znruf rechts: Leider!) Wenn wir schon einmal feststellen wollen, wen die Besatzung
materiell am meisten trifft, ohne den moralischen Druck zu berücksichtigen, so sind es in erster Linie
die Arbeiter. Alles was in dieser Vorlage präzisiert wird, alles was dort für die Geschädigten
— und das sind meiner Auffafsung nach nur die besitzenden Kreise — versucht wird, trägt ja
doch wieder nur die breite Schulter der arbeitenden Klasse.

Ich gehe noch weiter: Man hat sich auch nicht gescheut,während des Krieges in den
feindlichen Gebieten,wo wir vorübergehend die Macht hatten, zu stehlen wie die Naben. (Abgeordneter
Dr. Köttgen: Pfui!) Man hat sich in keiner Weise gescheut, dort herauszuschleppen,was heraus-
znschleppen war. (Pfui-Rufe.) Die Arbeiterschaftmuß heute sehen, wie sie das Konto begleicht;
sie muß das alles heute mit ihrer physischen und psychischen Kraft wieder ersetzen, denn die besitzenden
Kreise leiden keinen Deut darunter. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)

Ich möchte bei der Beurteilung der Frage der Entschädigung durch die Besetzung in den
Vordergrund stellen, daß meine Parteifreunde, nicht allein hier im Landtage, sondernin der gesamten
kommunistischenPartei hier auf einem strikte ablehnenden Standpunkt stehen, denn wir sehen nicht ein,
weshalb die ganze Entschädigung,die letzten Endes doch wieder auf das Konto der Arbeiterklasse
geht, in einem solch' eminent hohen Maße geschieht.

Ich möchte nochmalsmeine Anfangsausführuugen wiederholen,daß wir selbstverständlich da,
wo es einwandfrei festgestelltwird, daß es sich um unverschuldetaus dem besetzten Gebiet aus'
gewiesene Beamte handelt, ohne weiteres dafür sind, daß aus Mitteln des Reichs geholfen wird.

Im übrigen habe ich noch zn erwähnen, daß die I. Fachkommission,die sich mit dieser
Frage intensiv beschäftigthat, meiner Auffafsung nach jedenfalls in der Beurteilung dieser Frage
nicht besonders objektiv vorgegangen ist. Ich vermissehier in dieser Vorlage eine präzisere Auf¬
führung. Es ist hier nicht richtig zum Ausdruck gekommen,wie und unter Zuhilfenahme welcher
Instanzen gehandelt werden soll. Das bemerke ich bloß so nebenbei; im Grunde genommen lehne
ich den Antrag der Fachkommission sowieso ab.

Ich wiederholezum Schluß: Meine Herren, der moralische Druck, den Sie immer wieder
in den Vordergrund stellen, kann uns als Arbeiterklassegar nicht treffen. Wir haben am meisten
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unter dem Krieg gelitten und haben auch weiterhin unter den Auswirkungenund Folgen des Krieges
°m meisten zu leiden. Wir sehen nicht ein, weshalb wir bei diesem moralischen Druck Ihnen als
Tröster Bundesgenossensein sollen. (Sehr gut! bei den Kommunisten.) ^ ^ „,, .

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat der Herr Abgeordnete
von Stedman

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen und Herren! Man sollte meinen daß
wenn ein Kommunist auch nicht zum Ansdruck bringen will und zum Ausdruck zu bringen gedenk .
daß ihm am Wohle des Vaterlandes etwas liegt, ihm zum mindestendoch etwas an dem Wohl¬
ergehen der Gemeinden, der Kommunen,all' der Körperschaften, wo man doch d.e Jacke auf dem
Körper sitze» hat. etwas liegeu muh. Deshalb möchte ich Ihnen von der Notlage der

Meine Damen und Herren! Ich exemplifiziere und möchte die Lage der
schildern, in der ich zu Hause bin. Dort wurde von den Vesatznngsbe orden der Bür nnecher
seines Amtes entsetzt. Es mußte ein stellvertretenderBürgermeister bestellt und na u llch auch
bezahlt werden. Infolgedessendürfte es ein berechtigter Wunschdieser Gememdesen, daß der e
Bürgermeister von feiten des Reichs bezahlt wird, da wir jetzt das Gehalt doppelt zu b ah m
haben. Leider hat der Vertreter des Reichsinteressesdagegen Einspruch erhoben, und es st zur
"irtschaftsgerichtlchen Entscheidung gekommen, die zu Ungunstender Wrger^
s°d°ß diese das doppelte Gehalt für den Bürgermeister tragen muß. obgleich fraglos diese Zustande
mit der Befetzungunseres Gebiets auf das engste zusammenhängen.

Einlweiter Fall In derselben Gemeindewurden auf Anordnung der Besatzungsbehoroe
etwa 30 HilfspolizeimannschastenHals über Kopf eingestellt. Diefe Hilfspolizeimannfchaftendienen
d°zu. den Straßenverkehr zu regeln, eine Maßnahme, die sich notwendig erwiesenhat wegen des
ungeheurenAutoverkehrs, der gerade in der BürgermeistereiEhrenbreitstem. dem Brückenkopf von
Koblenz,herrscht. Diese Hilfspolizeimannfchaftenerfordern neben der Befoldung «uch «och Kleider.
Kost usw. Soweit ich orientiert biu. übersteigt die jahrliche Ausgabe eine Million. E"« Leistungs¬
schwache Gemeinde,m ine Herren, kann heute nicht außer deu kolossalenBelastungen,dn den Gememd n
,°>°ieso schon auferlegt sind, noch eine einseitige Steuer, die durch d e Besatzung ver altn.sse rvo-
gerufen ist. tragen. Anch der Wuusch dürfte Ihnen berechtigt erscheinen, daß solche Kosten ans

^ ^Aw "'aM a'^ andere Sachen. Wie ich eben schon anführte, herrscht in Koblenz-

EhrenbreiA ^n'gan ^ starker Autoverkehr. Die Folge ist. daß die beiden Backen «
«Ä 5ol- beleat sind durch diesen Autoverkehr in einer ganz ungewöhnlichen Weise in Anspruch

genon?2, i nkaUm ! wer^. Was ist'die weitere Folge " »as ^
erhöht, das gewissermaßensowiefo schon eine einseitige S ener darstell, ^ Laudmann d
Bauer der seine Erzeuanisfe nach Koblenz bringt, zahlt dafür eme besondere Steuer, daß cr t>

Brück' be uwü kann Wenn er aber auf dem Markt diesen verhältnismäßig hohen Betrag auf

sei" r 3 ^fsch^eu wollte, dann würde er ansgelacht. Meim Damen und ^em^
diese Brück ng ldfrage längt fraglos mit der Besatzung zusammen Derm wenn^ d.e Brücken
nicht so stark abnutzenwürde, wäre eine Erhöhung des Brückengeldes ncht ° "d g'

^ ,,;„, ^ber dringend, daß der Antrag, der dem hohen Hanse vorliegt, daß o,e ^e,oys

^^t32'^"'»°'.n'.^ °.««... o... m.^...«,
Adelmann.
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Abgeordneter Dr. Graf Adelmann von Adelmannsfelden: Meine Damen und
Herren! Auch meine politischenFreunde stehen durchaus auf dem Standpunkt, daß die Reichs¬
gesetze, die diese Verhältnisse regeln, für uns nicht ausreichen. Wir folgen hierin durchaus den
Ausführungen, die der Herr Berichterstatter hier namens der Fachkommission gemacht hat. Wir
wünschenbaldigst einen Ausbau dieser Gesetze, damit die berechtigtenWünsche, die jetzt hier zur
Sprache gekommensind, und die durch den Vortrag meines Herrn Vorredners an Hand einiger
besonders krasser Fälle beleuchtet werden konnten, die Erledigung finden, wie wir sie wünschen.

Meine Damen und Herren! Es fragt sich nur, welchen Weg wir gehen sollen. Es läßt
sich nicht leugnen, daß der Antrag, wie er uns hier vorliegt, noch gewisse Unklarheitenund Dunkel¬
heiten enthält und daß eine Ueberarbeitung in redaktionellerForm wohl notwendigerscheint. (Sehr
richtig!) Wir glauben, daß wir dasselbe Ziel erreichenwürden, wenn wir, an und für sich von
denselbenWünschen und Grundsätzen ausgehend, die Angelegenheit dem Provinzialnusschuß zur
alsbaldigen Erledigung überweisen würden und wenn im übrigen dem im letzten Absatz angeführten
Wunsche— die I. Fachkommission hat nämlich beschlossen, den Provinziallaudtag zu ersuchen, dem
Provinzialausschnß mitzuteilen, daß er es als seine Pflicht ansieht, den Provinzialbeamtcn, die
durch die Besatzung geschädigt sind, schon jetzt Hilfe zu leisten — Rechnung getragen wird.

Wir bitten also, die Angelegenheitdem Provinzialausschuß zur alsbaldigen Erledigung zu
überweisenund tun dies umso eher, als erst gestern nach Fassung dieses Antrages bekannt geworden
ist, daß die gesetzlichenBestimmungen neuerdings durch ein Verwaltungsverfahren ergänzt werden
sollen, daß sich auf die Regelung der durch die BesetzungentstehendenSchäden bezieht.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Nautnecht.

AbgeordneterBauknecht: Meine Damen und Herren! Ich bin mit dem Antrage auf
Ueberweisungan den Provinzialausschuß, den mein verehrter Herr Vorredner Graf Adelmann eben
vorgetragen hat, durchaus einverstanden. Auch schließe ich mich den allgemeinenAusführungen des
Berichterstatters, Herrn AbgeordnetenFalk, an.

Ich möchte nur wenige Worte zu dem sagen, was der Vertreter der Kommunisten,Herr
AbgeordneterMelich, ausgeführt hat. Zunächst aber noch ein Wort an den Provinzialausschuß
nach der Richtung hin, daß bezüglich der präziseren Fassung, Ergänzung und Abänderung der
erforderlichenGesetzentwürfevor allen Dingen auch das Personenschädengesetz bezeichnetwerden
möchte, was von den verschiedenen Parteien des Reichstages schon des öfteren der Reichsregierung
anempfohlen worden ist. Trotzdem kann immer und immer wieder dieses Gesetz nicht geboren
werden. Es ist dringend notwendig, daß diese vielen Personenschadensverhältnisse,die nicht unter
das Gesetz vom 2. März 1919 fallen und immer noch der Erledigung harren, endlich erledigt
weiden. Es kann da bei schweren Schädigungen — in einer ganzen Reihe erheblicher Fälle
besteht der Ernährer der Familie nicht mehr — auf Grund des Personenschädengesetzesnur
auf dem Wege des Verwaltungsverfahrens durch den Regierungspräsidenten eine bestimmte ein¬
malige Abfindungssumme gezahlt werden. Aber auch diese kann nnr in sog. bedürftigen Fällen
gegeben werden. Daß diese Regelung in dem Personenschädengesetz von Reichswegen durchaus
ungenügendund tatsächlichwenig zeitgemäß ist, das erkennen,wenigstenssoweit ich unterrichtet bin,
die Parteien des Reichstages und, wie ich ohne weiteres annehme, auch die Parteien des Provinz«!-
landtages an.

Der Abgeordnete Melich sagte, daß durch seinen Freund Fries, dem Reichstage mitgeteilt
worden sei, daß viel zu hohe Entschädigungssummenausgegebenworden seien. Das mag im wesent-
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«chen bis zu dein Zeitpunkte der Fall gewesen sein, wo die örtlichenKommissionen,m Mgen
Verfahren noch nicht bestanden haben. Es hat lange Zeit gedauert, bis die Entente bannt ein¬
verstanden war, alle vier Zonen unter einen Hnt zu bringen und ein diesbezüglichesVerfahren
einzurichten. Nachdem aber dieses Verfahren vorhanden ist und die beiden Parteien durch d.e
Etlichen Kommissionenbeteiligt sind, darf man in, allgemeinen annehmen daß den Betroffenen
derartige Entschädigungengewährt werden, die nicht zu hoch und nicht zu niedrig sind. Der Grad¬
messer dafür wird immer schwer zu finden sein. Es wird leicht gesagt w"dm komm, daß der
eine oder der andere zu viel oder zn wenig bekommen habe; das l.egt „.der Natnr der Sach

Eine andere Frage: Der Abgeordnete Melich sagte, ihm

bestraft worden seien, die die Besatznngsbehördeprovoziert hätten. Abgeordneter Mellch S h
"chtig!) Ich w iß nicht ob das so ohne weiteres hier gesagt werden kann, ^ch konnte auch
» umg^ und zwar in Massen. (Sehr richtig! rechts Aus dem
Grunde ist e nicht gerade günstig, wenn von unserer Seite «mer unsere L^
werden. (Zustimmung) Aus dem Grnnde muß man doch als Deutscher anch ,m Parlame.it

^Ich ^i^die Aufgabe uud habe doch sicherlich " deu ^
die es angeht das ^ sagen, was notwendig ist. Ich tue das auch h,er und hab sdrückl ch

gesagt: Es sind mir Fälle bekannt, wo von der anderen Seite auch provoziert wordeu ,st Es ,st
d°ch allgemeiu bekannt, wenn zwei Menschenznsammenkommen, g'bt es Re.bnngen. wch all
Leute vertragen sich. Das ist ganz selbstverständlich.Jede Besatzung und Buchung wird Reibungen
mit der Bevölkerung bringe», uud jeder Verkehr wird Reibuugen erzeugen. Auch w.r sind nicht
'"""er frei davon: Auch wir können mit unseren Beamten nicht immer glatt auskommen. Das
liegt aber nicht in jedem Falle an deu Beamten, das möchte ich dabei zum Ausdruckbringen.

Herr Melich sagte weiter: Uns Arbeiter trifft die Besetzungnicht. Undseme Partei¬
freunde sagten dazu: moralischnicht. (Znruf Melich: Das sind Auffaffungen) Melich hat da
positiv esagt. de wegen wi d rhole ich es wörtlich. Dagegen sage '«^Uns Arb ter tufft
merklich, auch in diesen Insammenhang. uud zwar iusofern. als wir als G^rkfchaftler durch d

Saultione« arbeitslo werlen. Die Erwerbslosenfürforg, die Arbettslo eu- nud A—^rMm^ .
erfolgen zweifellos mit Hilfe des Staates, der Kommunen,der Gemeindenund d r Gewerkfchaften

die von in Anfpmch genommenwerden Wenn ^ a"^
und arm bin. dann bin ich doch auch moralischgetroffen, n.cht um materiell. ^ " MeM
als Arbeiter empfindedie moralische Schädigung viel mehr als wenn ,ch Hnnger leiden muß. Für
einen Menfchen mit natürlichem Empfinden ist das

Wenn Zerr Melich aber sagt, die Be atzung trifft uns allgemein nicht, so st""'" das st

«cht uich.NiI nur ^Sanktionen, sondern allein die Tatsache daß wir
leben, die nns auf Wen uud Steg begegnet, trifft uns auch moral.schund materiell als Staats-

bltrge'r 'md^ Z.^ Kna'b: Es ist nns ganz gleich, ob ws die Orge^
ist!) 5>err Abordnet« Knab es kommt doch auch be, Ihnen vor. daß von der Be atzungsveyoroe

d« ReiM^ eine Annonce gegeben wird, die Ihnen parteipolitischn.cht Paßt,
die ab ."1 I ber als Redakteur uicht deu Mut haben. Ist Ihnen das in Ihrer Orga.,,sat,on
in Ih!?; rtZrest angenehm. Ich sage: Uns ist es
als Parteipresse tri ft es sehr uuaugeuehm. es berührt nns moralisch. Anf den materiellen Urteil
der U> e ^ Parteiprefse verzichten wir von der Seite gerne. Ich w.ll w iter sagen:
Ist " nich^ die betreffendeArbeiterschaft,wenn m Kettw.g em Arbeiter-
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verein ein Konzert veranstalten will und es wird abgelehnt? Das ist allerdings in der neubesetzten
Zone, aber es ist jüngsten Datums. Uns kann es als Arbeiter und Gewerkschaftler auch nicht
gleichgültig sei», wenn bis ins kleinste spezialisierteLohnlisten in den verschiedensten Orten uud
Zonen von den Gewerkschaftsangestellteuuud den Kartellbeamten unserer Gewerkschaften gefordert
werden, uuter Umstände» mit dem ausdrückliche» Wunsch, in dieser und dieser Zeit soll es geliefert
werden, Definitionen, die weder ein Arbeitgeber- noch eiu Arbeitnehmerverband,ein Syndikus oder
Gewerkschaftsbeamterin der Form geben kann, weil ihm das Material nicht zur Verfügung steht.
Man kommt also »ach den verschiedensten Seiten in Gewissenskonflikte,einmal in bezug auf die
Ehrlichkeit, weil man sagen muß: Ich kann es nicht, und weil von der anderen Seite das als
böser Wille ausgelegt werden kann.

Alle diese Fragen sind doch für uns von Nachteil. Ist es uicht von moralischem Einfluß,
»nenn ein Straßenbahnschaffner in Dutzenden von Fällen mit der Besatzung und ihren Truppe»
in Konflikt kommt, weil die Leute das Fahrgeld nicht bezahlen wollen und er von seinem Arbeit¬
geber angehalten wird, die Fahrgäste ohne Bezahlung nicht mitzuuehmen. Solche Fälle kommen
da uud dort immer uud immer wieder vor. Ist es nicht für »ns als deutsche Arbeiter moralisch
empfindlich,wenn Besatzungstruppen den armen Arbeiterkindernhier und dort Suppen verabreichen?
Das trifft uns Sozialdemokrateu als Gewerkschaftleraußerordentlich empfindlich. Ist es nicht in
bezug auf unsere Kultur moralischfür uns von Einfluß, wen» fremde Lesehalle»eingerichtetwerde»,
weil unsere Lesehallen angeblich nicht genügen? Ist es nicht für uns Arbeiter moralisch ganz
besonders empfindlich,wenn wir zweisprachige Kiüofilms vor uns sehen? Ich könnte auf Grund
meiuer zweijährige» Praxis tausend Beispiele anführen, die uns Arbeiter besonders empfindlich
treffen. Es ist durchaus deplaciert, und ich rechne es lediglich dem geringe» Verständnis der
Materie durch den Abgeordnete»Melich zugute (Sehr richtig! links), daß er in dieser lapidare»
Form gesagt hat: Uns Arbeiter trifft die Besatzungnicht, wenn auch seine Parteifreunde den ein¬
schränkenden Zusatz gemachthaben: moralisch nicht.

Vor fünf Minuten erst bekam ich den Antrag zu Gesicht, Wenn ich gewußt hätte, daß
diese Frage zur Sprache komme» würde, so wäre ich jedenfalls in der außerordentlich günstige»
Lage gewesen, unseren Freunden von links zu sageu, wie weit wir moralisch durch die Besatzungs-
behörde und die Besatzung in Mitleidenschaft gezogen find. Richtig ist, daß wir uicht in dem
Maße i» Mitleidenschaft gezogen sind, wie die Verwaltungsbehörden, die die Verantwortlichen
gegenüberder Besatzung sind. Die Leute haben am meisten zu kämpfen: auf der einen Seite ihre
Vorschriften und auf der anderen Seite militärische Befehle, Das ist ein hartes Muß. Bei der
Entscheidungdarüber kann es wohl vorkommen,daß einmal ein Beamter oder ein Landrat mit der
Besatzungsbehördeuicht ganz iu Einklang bleibt.

Stellvertretender Vorsitzender Or, Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterMelich.
Abgeordneter Melich: Meine Damen und Herren! Ich habe nur kurz einige Aus¬

führungen zu machen.
Zunächst möchte ich offiziell Verwahrung dagegen einlegen, daß man mir unterschoben hat,

ich hätte, um mich einzuschmeicheln, zugunsten des anwesendenOffiziers gesprochen. Das ist mir
nicht eingefallen. Ich habe schon betont: ob er hier sitzt oder nicht, spielt für mich keine Rolle.
Ich habe meinen Stcmdpuukt zu vertreten, ganz gleich, wer dabei ist.

Dann hat man hier wieder einmal das interessante Schauspiel erlebt, daß ein inter¬
national sein wollenderSozialist erst Deutscher, dann nochmalsDeutscheruud dann wieder Deutscher
'st- (Zurufe.) Regen Sie sich nur uicht so auf, meine Herrschaften von der sozialdemukratischen
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Partei. Vorgestern ist aus Ihren Reihen das Wort zu uns herübergeflogen: „Die Internationale
ist Kappes!" Wenn einer noch Zweifel hegen will, so braucht er sich bloß Ihre PraM anzu¬
sehen; dann branchen wir hier nicht weiter davon zu reden. (Zuruf links: Das 'st «uch besser!)

Mau stellt die Moral so besonders in den Vordergrund. Man fchemt über d.e Deft-
nierung dieses Wortes doch noch verschiedener Auffassn»«, zn sein. (Lebhaftes Sehr nchtlg! rechts.
Heiterkeit.) Wenn man als Mitschuldiger am Kriege, als Kriegshetzer, sich heute m der Rolle
gefällt, das zn verwerfen, was man früher selbst unterstützthat. so ist das e.ne Moral d.e memer
Auffaffuug «ach vom menschlichen Standpunkte aus gut angezweifeltwerden kann. W.r haben
moralisch genommen,keine Berechtignug. in erster Linie immer auf das h.uzuwe.fe...was nns letzt
drückt; das habe ich in meinen Anfaugsausführungen schon zu illustrieren versucht.

Aber eins mochte ich betonen: Meine verehrten Damen und Herreu w.r haben als
Deutsche - wohl verstanden: als Dentsche- nicht eher das Recht nnd den Anspruch.Moral zu
habe... bis wir den, Auslaud nnd der ganzen Welt einmal zeigen, daß w.r ... uusereu e.genen
Neihen mit denjenigenaufräumen, die überhaupt nicht mehr in e.ue moral.schgenommene Gesell¬
schaft gehören (lebhaftes Sehr richtig! rechts), bis wir mit der S.PPschaftaufräume.,, d.e uns letzt
Hunderttausendevon Marken kostet. Ich habe letzthin schou versucht. Ihueu d.e Kr.egsverbrecher-
pwzesfe in Leipzm vor Angen zu führen. Ehe wir nicht an unsere eigene Brust schlagennach
dem berühnttmchriMch.. Ausspruch: me. °ulr.a, haben wir keine Veranlassnng. uus über audere
aufzuregen. ^ . . ,.,

Ich kann Ihnen die schriftlicheVersichernng geben - das sage ich wieder,.,,, nicht
zugunstendes anwesendenOffiziers -: Wenn wir gesiegt hätten, dann wären m den von uns
besetzten Gebieten ganz andere Maßnahmen ergriffen worden. Finden Sie sich doch eudl.ch e.nmal
dau.it ab. daß wir die Besiegten sind. Wenn Sie sich mit den. Gedanken nicht abfinden können
d°nn „.üfsen Sie es denjenigen, die sich damit abgefuuden habe», die aber bedanerl.cherwe.se ,m
ihren Ideen im Dentsche» Reich »och »icht z»m D,.rchbruchkommen («ans der M.tte: G°
sei Dank!) überlassen das zu sage.,. (Laute Schluß-Rufe.) S,e können Schluß rufen, sov el sie
wollen. Sie. die Si so aufbauschend von Moral sprechen wollen, habe» gar
dazu. Wenn Sie wirklich Moral zeigen wollten, müßte» Sie memer Ansicht nach fl.chtart.g de»
Saal verlasse»,de»» Sie habe» gar keü.e Verechtig„»g.Volksvertreter zu se.n. (H"e..)

Stell «tretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hauck.
A e .^ Dame» nnd Herren! Ich hätte das Wort zu d,eser Frage

"cht geuom^ Vauknechthier uuter all den Dmgeu wovon er
"Mute da s^'ei »oralschen Druck für die Arbeiterschaftbedeuten auch «"geführt hatte
die Besatzuug e deu den Arme» S»Ppe» verabfolge» Ich '"^te h'«zu n«r en.rw>: W
hier ein nwmlischerDrnck ans der Arbeiterschaftlastet. ,° "» desw.len. "'^ ^" ! /t. was
"gentlich das Gewissen der deutschen Behörde» „ud der den scheu ^'^uden K . e fte s M
(Sehr m,t' links) Denn es ist tatsächlich beschämend, daß d.e deutscheu Behörde« «'d d deut-
'chen beAend, Kreist icht i» hinr ichender Weise für die Arme,, sorgen, so daß sich tatsachl ch

die Hn^eVn d.ser Armen annehmen müsse. Mch memer Ehrung m me.. d.e
Armen diese Snvpeu ,nit wärmste». Dank entgegen. (AbgeordneterGerlach: ^h°!) Her Abge^
"dneter G r3 ch üchte hierzu auch be.nerken. daß sich an der Verwluug der S„P e k rteu.
die vo de Zes tzuuMhörden ausgegebeu werden, anch die Arbewrorgan,at,°,,en eell,gen.
(Z»r»f G ach D e Pben sich ja gestränbt!) Insbesondere möchte ,ch h.er gle.ch alls feststellen,
daß anch Verwter e Zentru spartei. znm Beispiel Pfarrer, sich bemühen, von dusen Suppen-
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karten, die von der Bcsatzungsbehördeausgegeben werden, ebenfalls welche für die ihnen anver¬
trauten armen Pfarrangehörigen zu erlangen. Ich möchte um deswillen diesen Vorwurf zurück¬
weisen nud ausdrücklichbetonen, daß das, was hier von der Besatzuugsbehördein Düsseldorf
gegebenwird, von der armen Bevölkerung als besser anerkannt wird als das, was während des
Krieges den Armen als Kriegskostverabfolgt worden ist, (AbgeordneterVerlach: Stimmt ja gar
nicht! Abgeordneter Hoffmann: Stimmt!)

StellvertretenderVorsitzender Dr, Wesenfeld: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bauknecht.
Abgeordneter Bauknecht: Meine Damen und Herren! Meiner Auffafsuug nach ist der

Herr Abgeordnete Hauck über Düsfeldorf nicht anf dem laufenden. Meines Wiffens hat derjenige
Herr von der U. S. P,, der die Leitung der Sache in der Suppeufrage hatte, in Düsseldorf seit
längerer Zeit schon seine Tätigkeit eingestelltund die Sache nicht vom Kartell aus weiter verfolgt.
Damit glaube ich konstatierenzu können, daß die Gewerkschaften mit der Sache nichts mehr zu tun
habe». Man scheint in Düsseldorf über Düsseldorfer Verhältnisse nicht gut orientiert zu sei»,
(Abgeordneter Gerlach: Sehr gut!) Ich will weiter sagen, daß wir von vornherein als Gewerk¬
schaften unserer Richtung mit dieser Sache nichts zu tuu hatte», (AbgeordneterGerlach: Sehr richtig!)

Wenn Herr Abgeordneter Hauck weiter sagte, es sei beschämend,daß unsere Armen iu
Düsseldorf darauf augewiesen seien, sich diese Suppen verabfolgen zu lassen, so sehe ich gerade
darin den moralischenDruck, der mich persönlich und die Freunde meiner Gesinnung zweifellos
belastet. Ich will auf die andere Frage, wer eingreifen soll, nicht eingehen. Aber ein Druck ist
es, wenn die Besatzungsbehördeuns diese kleinen Gaben gibt und auf der anderen Seite mit der
Zollgrenze und den Sanktionen es uns scheffelweisenimmt.

Ich glaube auch nicht, daß Herr Abgeordneter Hauck den wärmsteu Dank nach der Seite
abgeben konnte, jedenfalls nicht, foweit es das DüsseldorferKartell der freien Gewerkschaften,dessen
Leitung die U. S. P, hat, betrifft. (AbgeordneterHauck: Darüber müssen Sie ja informiert sein!)
Herr Abgeordneter Hauck, ich bin darüber orientiert. Wie Sie sehen, bin ich unterrichtet, sonst
würde ich zu der Frage uicht die Ausführungen macheu.

Nuu zu dem Vorvorreduer. Ich teile mit ihm durchaus die Auffassung, daß mau über
Moral verschiedener Meinung sein kann, und ich bin in der glücklichen Lage, in dieser Beziehung
andere Moralbegriffe zu besitzen als Herr Abgeordneter Melich. Wenn mir Herr Abgeordneter
Melich Mangel an internationaler Gesinnung glaubt vorwerfen zu können, so will ich ihm sagen,
daß ich schon lange internationaler Sozialist war, als er noch nicht Rechnen, Schreiben oder Denken
gelernt hatte. (AbgeordneterMelich: Das streitet Ihnen ja keiner ab!) Unter diesem Gesichts¬
punkte ist mir das Urteil des AbgeordnetenMelich über meinen international sein »vollenden Sozia¬
lismus vollständig gleichgültig, (Sehr gut! bei den Mehrheitssozialisten,) Derartige Urteile können
mich nicht berühren, dafür bin ich fchon zu lange in der Arbeiterbewegungtätig. Ich glaube, der
Herr Abgeordnete Melich wird besser tun, die neuen Erscheinungen bezüglich seiner Partei in
Hanau usw. einmal genau zu untersuchen.

Es geht auch vollständig daneben, wenn man mit anderen Argumenten nicht mehr zu
Rande kommt, jedesmal anf die Kriegsschuldusw. zu sprechen zu kommen. Das ist der allgemeine
Universalbegriff,»vorauf man zurückgreift, wenn alle Argumente versagen. Damit kann man zweifel¬
los gegen alles argnmentieren, weil auf der ganzen Welt noch kein Mensch vorhanden ist, der die
Kriegsschuldbeurteilen kann, solange nicht die Archive der anderen Länder über die Vorgänge des
Krieges aufgedeckt sind; vorläufig haben wir nur unsere Alte» aufgedeckt. (Abgeordneter Gerlach:
Melich weiß das aber alles, der ist so schlau!) Aber wenn Begriffe fehlen, stellt man sich hin
und benützt derartige Schlagworte gegen die Arbeitervertreter. Das ist ein billiges Vergnügen.
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Herr Melich, überlegen Sie sich einmal folgenden Satz, den Sie gesagt haben: Dieses
Haus hat keine Berechtigung,eine Volksvertretung zu seiu. Das war früher einmal richtig; aber
heute ist es doch durchaus daneben. Wir haben doch nun einmal ein allgemeines und gleiches
Wahlrecht, Aus diesem Grunde haben alle Damen und Herren hier das Recht, Volksvertreter zu
sein; sie sind alle auf Grund des demokratischen Wahlrechts gewählt. Herr AbgeordneterMelich,
Ihnen fehlen die elementarstenBegriffe, um überhaupt über solche Fragen zu reden. Wenn man
hier im Parlament mit dieser Leichtfertigkeit redet, ist es außerordentlichschwer, sachlichgegen diese
Argumentationen anzukämpfen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat der Herr Abgeordnete
Schürhoff.

AbgeordneterSchürhoff: Meine Damen und Herren! Ich möchte nur den Herrn
AbgeordnetenMelich darauf hiuweifen, das; ich Arbeiterkreise kenne, die ihm persönlich politisch sehr
nahestehen und die außerordentlichstark nnter dem moralischen Druck der Besatzung gelitten haben.
Ich weise ihn in diesem Zusammenhangauf den Streik hin; der im Oktober 1919 in den Industrie¬
gemeinden des südlichen Kreises Moers ausgebrochenist nnd der nur von Mitgliedern der U. S, P,
und der Kommunistischen Partei geleitet wurde. Damals ist dort ein Generalstreikgewesen. Ich
selbst habe nachher an den Verhandlungen der Streikleitung mit der Besatzuugsbehörde teilgeuommen.
Das was da an Klagen.seitens der ganz radikalen sozialistische!, Arbeiterschaftvorgebracht wurde,
betraf nicht im geringsten irgendwelche materiellen Werte, sondern ausschließlich moralische Werte.
Ich will nur eins anführen, was von der gesamten Arbeiterschaftals bedrückend empfunden wnrde:
Das war das Stehen der Posten der Bcsatzungstrnppen an den Fabrikeingängen uud auf den
Werken selbst. Wenn Herr Melich das Gefühl hat, daß damals die Angehörigen seiner Partei
nicht sehr stark moralischgeknickt gewesen sind, so bitte ich ihn, doch einmal — ich stehe ihm mit
Dutzendenvon Namen zur Verfügung — bei denjenigen Mitgliedern seiner Partei anzufragen, die
sowohl in den vergangenenzwei Jahren wie zum Teil auch hente noch von der Besatznngsbehörde
ans iin Gefängnis stecken. Ich glaube doch, daß diefc Inhaftierung durch die Vesatzungstruppeu
auf diese Leute uicht gerade moralischerhebendgewirkthaben wird.

Stellvertretender Vorsitzender I?r. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter Lüchem.
AbgeordneterLüchem: Meine Herren nnd Damen! Gestatten Sie auch mir einige Worte

3« diesem Punkte. Soweit die Seite des Berichts der Fachkommission in Betracht kommt, wonach
diejenigen Leute zu unterstützensind, die uuverschuldeterweise durch die Besatzung in eine Notlage
geraten siud, stimmen wir zu.

Ich hätte überhaupt uicht das Wort genommen,weuu uicht gerade von selten der Mehr¬
heitssozialdemokratiesich ein Vertreter hierhergestelltnnd so besonderenWert darauf gelegt hätte,
W betonen, daß auch die von ihm vertretenenArbeiter so kolossal unter dem moralischen Druck der
besatzuugsbehördeleiden. Ich gebe zu, daß mau hier zwischen zwei Richtungenin der Bevölkerung,
zwischen zwei oder mehreren Parteien im DeutschenReich unterscheidenmuß, und zwar zwischen
^n Parteien, die mitverantwortlichsind erstens für den Krieg selbst, sodann für die längere Dauer
des Krieges und, nachdemer verloren wnrde, auch für alles das, was dieser unselige Krieg für uns
im Gefolge gehabt hat. Gerade diejenigen, die während des Krieges sich nicht genng austoben
konnten in der Dnrchhaltepolitik, müßten heute vorsichtig seiu, weun sie unserer Partei gegenüber
"nen Vorwurf erheben. Wenn wir Ihne» die Verautwortuug zum größten Teil mit zuschieben, so
erkennen wir anch an, daß der moralische Druck der Besatzung mit ans Ihnen lastet. Wir glauben
nuch, daß Sie ehrlich diesen moralischen Drnck empfinden,weil Sie mit die moralischVerantwort-
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lichen sind. Aber wir, die wir stets gegen die Fortsetzung des unseligen Krieges polemisiert haben,
wir, die Vertreter der kommunistischen Partei, die unsägliche Opfer, auch persönliche Opfer gebracht
haben, um dieses Stahlbad beizeiten zu beenden, die stets diese verderbliche Politik gegeißelt haben,
wir empfinden den moralischenDruck nicht so. Es ist verständlich, wenn wir unsere Blicke ins
unbesetzte Gebiet schweifen lassen und dort beobachtenmüssen, wie gerade die Partei, die es mit
den Arbeiteiinteressenehrlich meint, von der Ebert-Regierung traktiert wird (Oho°Rufe. Lachen),
wie sie drangsaliert, wie sie hinter Zuchthausmaueru gesperrt wird von Ihren Vertretern, die in
der Regierung sitzen. Dann mutet eiuen Euer Verhalten doch sonderbar an. (AbgeordneterGerlach:
Macht Euch doch nicht lächerlich!) Eure Einstellung hier im Landtag bewies sich ja schon bei der
Behandlung der Diäten und der Freifahrtkarten. Es ist dieselbe hier wie iu der gesamten Reichs¬
und Landespolitik, (Sehr richtig! bei den Mehrheitssozialisten,) Unsere Aufgabe ist es, Eure Ver-
drehungskünsteins rechte Licht zu setzen. Es ist nicht an dem, daß die Arbeitslosigkeit,unter der
wir im deutschen Reich und auch hier im besetzten Gebiet leiden, mm ganz und gar durch dir
Besetzungherbeigeführt worden ist. Auch da ist es zum großen Teil Eure falsche Einstellung in
der Politik, die dies mit zuwege gebracht hat. Ihr betrachtet die Frage der Arbeitslosigkeitau
und für sich nur von Eurem eng begrenzten deutschenStandpunkte aus. Ihr zieht die inter-
nationale Weltmarktlagc gar nicht in den Bereich Eurer Erörterung. Daher Eure falsche Einstellung.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Ich möchte den Herrn Redner bitten, zur
Sache zu kommen.

Abgeordneter Lüchem: Ich antworte nur auf die Ausführungen des Herru Vaulnccht,
daß die Arbeitslosigkeit, wofür wir die Erwerbslosennnterstützungenzahlen müssen, hauptsächlich
durch die Besatzung, dnrch die Sanktionen erfolgt sei. Das ist mein gutes Recht. (Abgeordneter
Melich: Laß Dich nicht irritieren!) Diese Arbeitslosigkeit ist hauptsächlich auf die Schmutz'
konkurrenzzurückzuführen,die die deutsche Industrie auf dem Weltmarkt auf Grnnd der niedrigen
Arbeitslöhne ausgeübt hat. Auf Grund dieser Arbeitslöhne war es der deutschen Industrie möglich,
ihre Produkte 25°/» billiger abzusetzen,und ans Grund dessen schnürte sich das Ausland gegen
unsere Waren ab. Infolgedessen haben wir auch teilweise mit dieser Arbeitslosigkeitzu rechnen.
So liegen die Dinge und nicht anders. Es ist grundfalsch, wenn Sie hier mit dem moralischen
Druck kommeuund besonders auf die Arbeitslosigkeithinweisenwollen, die dadurch entstanden sei,
daß wir hier die Besatzunghaben.

Herr Bauknecht meinte sodann, es sei bedauerlichund moralisch nicht zu vertragen, wenn
man ansehen müßte, wie französische oder britische Soldaten unseren Kindern Suppen verabreichten.
Heute empfindet man das hier jedenfalls nicht schlimmer als es seinerzeit die Belgier und die
Franzosen in den besetzten Gebieten empfunden haben. (Zuruf Gerlach: Die haben es aber doch
empfunden!) Auch dort war man unter Umständen sogar froh, wenn man von einem deutschen
Soldaten eine Suppe bekam. Heute empfinden Sie das als Druck; Sie streifen aber mit keinem Wort
die Leiden, die diese Leute dort gelitten haben. Bloß von Ihrem engen deutschenStandpunkte
aus behandeln Sie diese Frage. Das ist für einen Sozialisten meines Ernchtens ein verwerfliches
Tun. Es ist schon so, wie mein Parteifreund Melich sagte, daß wir, wenn wir die Obsiegenden
gewesen wären — das beweist unsere herrschende Klasse heute noch gegen ihre deutschen Arbeiter
selbst —, ganz andere Mittel in Anwendung gebracht hätten, als man sie heilte gegen uns in
Anwendungbringt. Ich verweise bloß darauf, wie unsere deutschen Arbeiter heute iu uuserer glor¬
reichen Republik behandelt werden, wie man heute dazu übergeht und vom Ministerium aus ver¬
fügt, daß Kommunistenüberhaupt nicht befähigt sind, irgendein öffentliches Amt zu bekleiden. Da
setzt man sich hier auf das hohe Pferd und will gewissermaßen von einem moralischen Druck reden,
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Ich verweise nur noch auf die Propaganda der fliuf Wirtschaftsverbände,die darauf hin¬
zielte, das ganze Nordfrankreichmit Longwy und Briey zu annektieren, (Laute Schluß-Rufe,) Das
wäre perfekt geworden,wenn wir den Krieg gewonnen hätten. Aber es nicht so gekommen. Wir
fühlen es den Mehrheitssozialistennach, wenn sie auf Grund ihrer Einstellung genau so fühlen wie
die bürgerlichenParteien; wir beneidensie gar nicht darum.

Stellvertreteuder VorsitzenderDr, Wesenfeld: Die Rednerliste ist erschöpft. Zu eiuer
persönlichen Bemerkung Herr Abgeordneter Miller.

Abgeordneter Mittler: Meine Damen und Herren! Der Herr Abbgeordnete Melich hat
vorhin die Behauptung aufgestellt,es sei kürzlich während der Tagung von einem Mehrheitssozialisten
gesagt worden, die Internationale sei Kappes. Das trifft in diesem Wortlaut nicht zu. Ich habe
wohl, als hier von unserer Seite Ausführungen über die Internationale gemachtwurden, zu den
Kommunistenhinübergerufen: Eure Internationale ist Kappes. (AbgeordneterGerlach: Das ist sie
auch!) Nachdem auch schou der Herr AbgeordneteKnab genau in derselben Weise diesen Ausspruch
umgedreht hat, sehe ich mich veranlaßt, diese persönliche Bemerkungzu machen, nm in Zukunft den
Herren Komnmnistenjedes Argument auf diesem Gebiete wegzunehmen.

Ich erkläre noch einmal, daß ich nicht gesagt habe: Die Internationale ist Kappes, fondern
lch habe dem Herrn Abgeordneten Knab zugerufen: Eine Internationale ist Kappes. Persönlich
stehe ich auf dem Standpunkt, daß die rote Moskauer Internationale vor wie nach als Kappes zu
bezeichnen ist.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das geht über den Rahmen einer persön¬
lichen Bemerkung hinaus.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.
AbgeordneterFalk: Meine Damen und Herren! Gegen den Beschlußentwurfsind seitens

"er Herren AbgeordnetenGraf Adelmann und Bauknccht einige formelle Bedenken geltend gemacht
worden, denen man ohne weiteres Rechnung tragen kann, über die ich mich hier nicht zn verbreiten
brauche.

Im übrigen haben fämtliche Redner aus dem Hause dem Beschlußentwurfzugestimmt,
mit Ausnahme der Redner der kommunistischen Partei.

Der Herr AbgeordneteMelich, mit dem ich mich in diesem Zusammenhangezu beschäftigen-
habe, hat geglanbt, es fehle dem Antrage der I. Fachkommission an präzisenFeststellungen. Wenn
es den Herren Kommunisten um präzise Feststellungen zu tun gewesen wäre, so hatten
sie dazn ja Gelegenheit in der Fachkommission. (Sehr gut!) Ich habe das Protokoll der
I- Fachkommission hier vor mir liegen; ich habe es mir eben kommen lassen. Der Beratung hat
auch der Vertreter der kommnnstischen Partei beigewohnt. Die Einwendungen,die heute gekommen
sind, smd Hort nicht gemacht worden. (Zuruf Gerlach: Da hört auch keiner die Agitations¬
reden!)

Ich kann mich nicht mit all diefen Einwendungenbeschäftigen. Ich habe mir festzustellen,
baß die Anstünde, die der Herr AbgeordneteMelich gegen den Beschlußentwurferhoben hat, in
Agenden Punkten in der Erörterung hier im Hause keiue Stütze gefundenhaben.

Von einer gehenchelten Entrüstung habe ich nichts gesehen. Ich wüßte auch
'wirklich uicht, wie man bei der Lage der Dinge Entrüstung überhaupt noch heuchelnkönnte. Ich
bin der Auffassung, daß man sich schon einen großen Zwang antun muß, wenn man
seine Entrüstung nicht stärker zum Alisdruck bringt, als es hier geschehen ist. (Zustim'
"Ning rechts.)

^
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Es ist auch von dem Herrn Abgeordneten Melich versäumt worden, irgendeinen
Beweis für seiue Behauptung beizubringen, die Nesatzungsbehörden würden durch die
Vetätiguug deutscher Beamten provokatorisch gereizt.

Der Herr AbgeordneteMelich hat auch keiueu Beweis für die Behauptung augctreteu,
daß der wirtschaftliche und der moralische Druck, vou dem vorhin zur Begründung dieser
Vorlage gesprochenworden ist, auf den Arbeitern nicht lastet. Herr Banknecht hat meines
Erachtens zutreffend die Einwendungen des Herrn AbgeordnetenMelich widerlegt. (Abgeordneter
Gerlach: Sehr richtig!) Herr Melich hat sich aber auch selbst widerlegt. (Abgeordneter Verlach:
Sehr wahr!) Damit, glaube ich, kaun man über die Eiuwendnngcn, die der Herr Abgeordnete
Melich diesem Autrage der I. Fachkommission entgegengesetzt hat, hinweggehen.

Wenn Herr Melich gesagt hat, die Besitzendenkönnten sich nicht damit abfinden, auch
einmal nnter einer Knute zu stehen, so enthält das doch das Zugeständnis des Herrn Abge¬
ordneten Melich, daß wir wirklich unter einer Knnte stehen, und darauf kommt es
allein an.

Anf die übrigen Ausführungen des Herrn Abgeordneten Melich glaube ich uicht eingehen
zu können, denn es gibt, abgesehen von der verschiedenen Anffafsung über Moral, auch noch andere
Dinge, gegen die alle Argumeutationeneines Berichterstattersvergeblich kämpfen würden. (Sehr richtig!)

Ich bin daher der Auffassung, meine Damen und Herren, daß ich Ihnen nach wie vor
den Antrag der I. Fachkommission zu empfehle» habe und damit zugleichdeu Zusatz, den Pro^
uinzialansschuh zu ersuche», daß dieser pflichtgemäß schon jetzt den Provinzial-
beamten, die durch die Besetzung geschädigt siud, Hilfe zu leisten habe, unabhängig
von den nach vorstehender Entschließung einzuleitenden Schritten,

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Meine Damen und Herren! Der Antrag
der I. Fachkommission geht dahin, daß der Rheinische Provinziallandtag die Staatsregierung ersucht,
unverzüglich nach Benehmen mit den zuständigen Stellen, insbesondere den Selbstverwaltnngs-
behörden des besetzten Gebiets, die erforderlichenGesetzentwürfeznr Ergänzung und Abänderung
der zurzeit für das besetzte Gebiet geltenden Gesetze beim Reich zu beantragen bczw. dem Land¬
tage vorzulegen.

Dagegen geht der Antrag des Herrn Grafen Adelmann dahin, diesen Antrag der Fach¬
kommission I an den Provinzilllausschuß znr beschleunigtenErledigung zn überweisen.

Ich halte den Antrag der Fachkommissionfür den weitergehendennnd bitte diejenigen,
die für die Annahme dieses Antrages sind, die Hand zu erheben. — Das ist die Minderheit.

Ich bitte nun diejenigen, die für den Antrag des Grafen Adelmann sind, die Hand zu
erheben. — Das ist die Mehrheit. Dann ist der Antrag des Grafen Adelmann angenommenund
damit der Antrag der I. Fachkommissiondem Provinzilllausschuß zur beschleunigten Erledigung
überwiesen.

Zu Punkt 4:
Antrag der Ha-Fachkommission zn dem Antrag der sozialdemokratischen
Partei, betreffend Bildung einer Provinzial-Lehrerkammer für die Lehr¬
kräfte der Provinzinlverwaltung,

bitte ich den Herrn Berichterstatter Küppers.
AbgeordneterKüppers: Vor Ihnen liegt in Drucksache 46 der Antrag der sozialdemo¬

kratischen Fraktion, betreffend Bildung einer Provinzial-Lehrerkammer für die Lehrkräfte, die der
Provinz unterstellt sind. Ich mnß hier feststellen,daß dieser Antrag der II. Fachkommissionerst
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im letzten Augenblick zuging und daß er auch nur dem Vorsitzenden schriftlich vorgelegenhat. Ans
diesem Umstände heraus sowie auch aus der Tatsache, daß in dem Autrage selbst auf die Ver¬
fügung des Ministers für Wissenschaft,Kunst nud Volksbildung hingewiesenwurde, glaubte die
Kommissionschließen zn müssen, daß die Kommissionhier nicht zuständig sei. sondern daß die
Schulanfsichtsbchördesich mit der Bildung der Lehrerkammcrzn befassen habe, denn muh hier im
Bezirke ist die Vczirkslehrerkammerunter Mitwirkung der Schnlaufsichtsbchördceingerichtet worden.

So ist die Kommissionzu dem Antrage gekommen: ..Der Provinziallnndtag erklärt sich
zur Entscheidungüber dcu Autrag für unzuständig."

Ich „lochte dem persönlich noch hinzufügen: Nachdemden verschiedeusteu Mitgliedern der
Kommissionder Autrag im Wortlaute vorlag, sind wir uus erst über die Tragweite des Antrages
klar geworden. Es heißt hier ja: „Die Provinzialverwaltnng veranlaßt". Infolgedessenwaren tue
Mitglieder der Kommissionsich dariu einig, daß man in dieser Form d"« ?l,itrage zust.u.men
könne. Im übrigen wird wohl ein Mitglied des Hanses den Antrag auf Wiederherstellungde.
Antrages stellen. . ^ ^ ^ « ^

Stellvertretender VorsitzenderI)r. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterKnab
Abgeordneter Kuab: Meine Dameu und Herren! Meiue Wortmeldung hat sich ans

den Beschluß der II^Fachkommission bezöge», daß der Provinziallaudtag sich z>u Entscheidung
über diesen Antrag für nnznständig erklären soll. Das wollte ich richtigstellen,es 'st aber bereits
durch den Berichterstatter geschehen. ^. . .. ^ >>

Es ist ganz klar, daß die Provinzialbeamten bezüglichder Dienstauweisungnnd m der
Frage der Bildung einer ProvinzialHehrerkammer durchaus nur dem Provinziallaudtag bezw. der
Proviuzialverwaltung unterstehen, nnd daß die Staatsregiernng und der Landtag keme Gesetze ,n
dieser Hinsichterlassen werden. Man hätte schließlich, wem, letzterer Einwand, der m der Kommission
gemacht wurde, zutreffend gewesen wäre, die Formulierung so treffen können, daß der Provinzial¬
lnndtag die Staatsregiernng ersucht, eine dahingehende Verfügung zu erlassen.

Meine Damen uud Herreu! Ich habe durch den Besuch einer ganzen Reche vm, Prov.nzial-
lehranstalten den Eindruckgewonnen,daß hier eine Instanz geschaffen werden mnß die,n beruflich¬
fachlicher Hiusicht für die gesamtenLehranstalten der Provinz wirken kann. Soviel Mir nn auch
den Lehren, der inzelnen Anstalten bekamt ist. besteht bei der Provinz ür/f ber.ffliche
pädagogische Seite ke ue eigentliche Instanz; wohl feien nach der verwa tnngstechni chen Seite diese
Lehranstalt znsammengefaßt. Es fehlt uns eine Art
mich einmal so ausdruckn darf. Es kam znm Ausdruck, daß die fachliche Seite w unferen
Pro^er^uMtm benachteiligtwird. Da ist nnseres Erachtens eine Proviuzial-Lehrerkammer
dnrchaus am Platze. Wir sprechen uns für die Annahme .eses Autrages aus. .

Wir werden, wenn von anderer Seite aus w« d.e bezuglicherAutra a R k W
machnna des Beickli Nes der FachkommissionHa er olgt ist. einen Antrag stellen, '"dem oer
P«1u^
«°h«rlammer zu gebeu. und daß diese Lehrerkammerüber ihre Befugmsse uud . re Ausgestaltung

'" ^!!^e2^^^ 3r^:^^
Renvers: Meiner Anffassnngnach st die e ganze Vorlage

«"richtig w^ Es ist hier ein Antrag der sozialoemokratischen Partei, betreffend
M u g vm ^"rka«u. einger!ichtworden. Dieser Antrag hätte nach den Veftnumnligeu der
Pwv i« dm3^ d m Provinzialansschußüberwiese., iverden musseu, damit er dazu Stellung
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nimmt. In der Provinzialordnuug heißt es: Alle Beschlüsse des Provinziallandlages werden vor¬
bereitet nnd ausgeführt vom Provinzialausschuß, Jetzt fassen Sie einen Beschluß, und der Provinzial-
nnsschuß weiß von der Sache absolut nichts. Sie schalten damit den Provinzialausschuß aus der
Verwaltung aus, genau so, wie Sie mich aus alleu Sachen ausschalten, (Zuruf links: Das ist
auch das beste!)

Stellvertretender Vorsitzender Dr, Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchwarz.
AbgeordneterSchwarz: Meine Damen und Herren! Aus den Verhandlungen hat sich

für mich nicht die Ueberzeugungergeben,daß alle Beschlüsse durch den Provinzialausschuß vorbereitet
werden. Ich will das aber auch andererseits uicht bestreiten. Ich bin verwaltuugstechnischnicht
so geschult, vor allen Dingen habe ich nicht einen so tiefen Einblick in das Verfahren der Provinzial-
uerwllltnng bekommen. Ich hatte, wie gesagt, auch den Eindruck, daß Beschlüsse hier gefaßt worden
sind, die nicht durch den Provinzialausschuß vorbereitet wurden.

Der Antrag ist von der sozialdemokratischen Fraktion ausgegangen, und zwar bekenne ich
mich als den Anreger des Antrages. Ich bin von der Korporation der Taubstummen- und Blinden¬
lehrer beauftragt worden, diesen Antrag hier einzubringen, leider etwas zn spät, erst kurz vor dem
Zusammentreten des Provinziallandlages. Daraus mag sich vielleicht auch die Entschuldigung
dafür ergeben, daß der Antrag so spät eingegangenist nnd nicht ganz den verwaltungsmäßig vor¬
geschriebenen Lauf genommenhat.

Das, was die beiden Herren Vorredner, der Herr Berichterstatter und der Herr Abgeordnete
Knab, wünschten,möchte ich hier nun tatsächlichvornehmen, nämlich einen Antrag anf Wieder¬
herstellungunseres ursprünglichenAntrags stellen. Ich darf den Antrag verlesen:

„Der Provinziallaudtag wolle beschließen: Die ursprüngliche Fassung des Antrages der
sozialdemokratischen Fraktion, betreffend die Bildung einer Provinzial-Lehrerkammer
— Drucksache 46 — durch Aufhebungdes angefügtenAntrages der IIs,°Fachkommission
wiederherzustellenuud den Antrag in der von der sozialdemukratischen Fraktion ein¬
gebrachtenFassung unverändert anzunehmen."

Der Herr Berichterstatterhat schon angedeutet, daß über dem Antrage ein ziemlichdunkles
Geschick gewaltet hat. Der Autrag war zunächst bei der I. Fachkommission eingegangen, die fich
als nicht zuständig erklärte. Er wurde dann in später Abendstundeder Ila-Fachkommission über¬
wiesen, die, abgespannt nnd übermüdet von der laugen Tagung, die Angelegenheit sachlich und
materiell nicht mehr genügend erfassen konnte, was nach einer so langen Tagung zu verstehe,,ist.

Ich habe späterhin auch mit dein Berichterstatter und Herrn Dr. Heß über die Frage
gesprochen,ebenso mit meiner Kollegin Otto, Diese Schulfachlente haben erklärt, daß man den
Antrag in der vorliegenden Fassung, nachdem sie ihn materiell erfaßt hätten, ohne weiteres
annehmen könnten. Es sei Nachdruck zu legeu auf das Wort „veranlaßt".

Die Wege dazu find verschiedeuer Art. Im übrigen wird es grundsätzlich keine Bedentnng
haben, ob der Provinzialansschnß erst einmal zn der materiellen Seite der AngelegenheitStellung
nimmt, denn die Provinzialverwaltnng wird an dieser Angelegenheit nicht vorbeikommenkönnen,
weil für alle Lehrkräfte — ich spreche jetzt nicht von denen, die der Provinz unterstehen— inner¬
halb des Staatsgebiets solche Vertretungen eingerichtet sind. Außerdem ist vom Herru Landes¬
hauptmann erklärt wurden, — ich hoffe, daß ich ihn richtig verstanden habe, ich bin nicht der
Mann, der gern unwahre Gerüchte in die Welt setzt -, daß für sämtliche Provinzialbeamte bereits
Beamtenvertretungenbestehen. Andererseits ist mir von der Korporation der Blinden- nnd Taub-
stnmmenlehrererklärt worden, daß sie bisher noch keine Venmtenvertretung haben.
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Ich habe auch aus den Ausführungen des Herrn Berichterstatters entnommen, daß die
Mitglieder der Ila-Fachkommission, wenn sie die Sache vollständig erfaßt haben würden, sich
wahrscheinlich auch zustimmend zu diesem Antrage geäußert haben würden. Infolgedessen will ich
es mir vorläufig versagen, auf die materielle Seite der Angelegenheiteinzugehen Ich behalte mir
aber vor, wenn von anderer Seite diesbezüglicheAnregungen unserer Auffassung entgegengestellt
werden, darauf zurückzukommen.

Ich bitte Sie, den Antrag anzunehmen.
Stellvertretender VorsitzenderDr, Wesenfeld: Das Wort hat der Herr Abgeordnete

Vllmberger.
Abgeordneter Bamb erger: Meine Damen nud Herren! Der vorliegendeAntrag hat

offenbar ein unglückseliges Schicksal gehabt. Ich staune, wie der Provinziallandtag sich zur Ent¬
scheidung über den Antrag für unzuständig erklären kann, (Zuruf: Das ist doch erklärt worden!)

Es ist das Bestrebender Lehrerschaft, in dieseu Lehrerräten sich geeignete Selbstvcrwaltungs-
kürpcr zu schaffen. Die Bezirks- und Kreislehrerräte sind ja schon ins Leben getreten, und wahr¬
scheinlich wird im Laufe der Zeit auch noch ein Landcslehrermt sich als oberste Instanz bilden.
Die Provinz scheint allerdings soweit noch nicht gekommen zu sein. Ich staune aber darüber, daß
gerade die Provinziallehrer noch keine solche Vezirkskcnnmerhaben, denn sie hätten sie meines
Trachtens in vielen Beziehungenbesondersnötig, weil gerade die pädagogischen Fragen, die durch
oie Lehrer der Provinz erledigt werden müssen, außerordentlich schwierig und außerordentlich
bedeutungsvoll sind. Die Fragen der Fürsorgeerziehung, des Vlindenwesens, des Taubstummen-
Wesens, der Krüppclfürsorgeund dergleichen mehr sind doch so wichtig und außerordentlichinter¬
essant, daß man wirklich bedauern mnß, in dieser Frage noch keine Entscheidungzn sehen. Gewiß
sollen die Kammern in erster Linie Standesfragen regeln, Standesnöte lindern, aber auch in päda¬
gogischer Hinsicht dürften sie wertvolle Richtlinien geben können. An der Koinpctenzenfragedarf
oie Regelung gewiß nicht scheitern. Es ist ja die Stellung der Provinziallehrer fast noch schwie¬
riger zn definieren als die der anderen Lehrerkategorieu,wer ihr oberster Vorgesetzter ist, noch mehr
umstritten, als bei andern. Aber deshalb kann uud darf die Provinz nicht zögern, die Kammern
einrichtenzu helfen, weil blos Znständigkeitsbedenken dem entgegenstehen.

Wenn der Antrag der sozinldemokratischen Partei nicht wieder aufgegriffenworden wäre,
so hätten wir dazu übergehenmüssen, einen derartigen Antrag zn stellen.

Im übrigen kann ich nur mein Erstaunen darüber anssprechen,daß die Lehrerschaft unserer
Anstalten nicht schon längst dazu übergegangenist, solche Lehrerkammernanzurcgeu.

Ueber den verwaltnngstechnischenGang zu urteilen, ist nicht nötig. Ob der Provinzial-
"usschnß zuständig ist oder nicht, das zu erwägen, hat hier weiter keine Bedeutung. Jedenfalls mußte
°'e Frage aufgegriffenwerden, und eine endgültigeEntscheidung darüber muß binnen kurzem erfolgen.

Stellvertretender Vorsitzender l)r. Weseufeld: Das Wort hat der Herr Abgeordnete
^r. Iarres.

Abgeordneter Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Es handelt sich hier, glaube
'ch' um eiucu typischen Fall, wo in der Tat die Provinzialverwaltnng in nicht zweckmäßiger
^ ich will uicht sagen uuiechtmäßiger-- Weise ausgeschaltetworden ist. Die Bitterkeit die eben
aus den Worten des Herrn Landeshauptmanns sprach, kann ich durchaus verstehen. Wenn ich den
Geschäftsgangnicht nnr in dem diesmaligenProvinziallandtage, sondern auch in den beiden vorigen
Tagungen beobachte,dann zeigt sich, daß wir hier häufig Beschlüsse fassen, ohne daß der Prooinzial-
^Wallung als der sachkundigsten Stelle Gelegenheit gegeben wird, mitzuwirken, eine Mitwirkung,
°'e sie unbedingt anch in nuscrem Interesse in Anspruchnehmen muß. Ich habe im Aeltestcnrat
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diese Beobachtung auch schon zum Ausdruckgebracht, nnd es ist, glaube ich, auch im allgemeine»
die Empfindung dieses Haufes, daß in Zukunft in dieser Beziehung anders verfahren wird, damit
zweckmäßiggearbeitet werden kann. Es ist nicht möglich, iu einzelnen Fachkommissionen,in:
Aeltesteurat und in anderen KommissionenEntschließungen zu fassen, ohne daß die Provinzinl-
verwaltnng Gelegenheit hat, dazu Stellung zu nehmen. Das gilt namentlich in den Fragen, wo
es sich darum handelt, Kosten zn decken. Wir mögen hier Schönes und Gutes beschließen,aber
nachher fehlen die Mittel. Die Provinzialverwaltuug ist selbstverstäudlich nicht in der Lage, auf
unseren Wink hin die Mittel aus dem Aermel zu schütteln. Deshalb möchte ich bitten, daß wir
uns in Znkunft vornehmen, bei all diesen Dingen die Provinzialverwaltuug iu der Weise zuzuziehen,
wie es notwendig uud zweckmäßig ist.

Allerdiugs stimme ich der Anffafsung des Herrn Landeshauptmanns nicht darin bei, daß
nnn für sämtliche Entschlicßuugeu, die wir hier fassen, unbedingt eine Vorbereitung durch den
Provinzialausschuß gesetzlich notwendig sei. Das ist nicht richtig. Die Provinzialordnung sagt
freilich in dein § 58 Ziffer 1: „Der Provinzialnusfchnß hat die Beschlüsse des Proviuziallandtages
vorzubereitenund auszuführen, soweit damit uicht besondere Deputationen, Kommissareoder Beamte
durch Gesetz oder Beschluß des Proviuziallandtages beauftragt find". Beim Erlaß der Provinzial¬
ordnung hat mau vielleicht im Auge gehabt, daß es der Geschäftsgaug möglich machen würde,
sämtliche Entschließungen des Proviuziallandtages dnrch den Provinzialausschuß vorbereiten zu
lassen. Aber die Entwickelungder Dinge hat doch dem Provinzinllaudtage als Parlament eine
größere Initiative eingeräumt, als man seinerzeit bei dem Erlaß der Provinzialordnnng im Auge
gehabt hat. Ich glaube deshalb uicht, daß es an sich unzulässig ist, daß hier ohue Vorbereitung
dnrch den Provinzialausschuß Beschlüsse gefaßt werde», deren Ausführung dann nicht uns. auch
nicht irgendeinem Mitgliede des Provinzialnusschusses, sondern der Provinzialverwaltung zusteht.

Das siud aber mehr oder weniger theoretische Erörterungen. Praktisch, glaube ich, müssen
wir unbedingt daran festhalten, den Provinzialausschuß uud die Proviuzialverwaltuug nicht auszu-
schalte», sondern sie mitwirken z» lasse», Dc»» im letzte» Ziele si»d doch schließlich der Ausschuß
und die Landcsvcrwaltung als ausführende Orgaue verpflichtet, auch ihr Gutachten iu dem Vor¬
studium der Dinge darüber abzugeben, ob die Sache überhaupt ausführbar uud vertretbar ist.

In diefem Falle halte ich es auch für richtig, daß die Angelegenheitzunächst an den
Ausschuß zurückverwiesen wird. Damit trete ich nicht unbedingt auf den Standpuukt des Fach¬
ausschusses Illr, der sich und damit auch deu Landtag für unzuständig erklärt hat, Ich halte es
aber für zweckmäßig, deu Provinzialausschuß vorher damit zu beschäftige!,,und ich bitte Sie, sich
diesem Antrage anzuschließen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Steinmeyer.

Abgeordneter Stcinmeyer: Meine Damen nnd Herren! Die Bildung von Provinzial-
Lehrerkammernhalte ich für durchaus uotweudig. Ich wundere mich nur darüber, daß die Lehrer
bisher noch nichts getan haben. (AbgeordneterBamberger: Sehr richtig!) Ich halte es aber für
durchaus richtig, daß man fich zuerst an die maßgebende Stelle wendet, uud das wäre der Provinzial¬
ausschuß gewese». Die Lehrer der Proviuzialverwaltnng haben eine eigenartige Stellung: sie unter¬
stehen einerseits der Provinzialverwaltung und andererseits auch der staatlichen Behörde. Das
Interesse der Lehrerkammerbezieht sich aber meines Wissens besonders auf die Stellung zur staat¬
lichen Behörde. Infolgedessen kann, glaube ich, von hier aus die Sache nicht geregelt werden.
Man muß sich mit den staatlichen Behörden in Verbindung setzen. Das können wir nicht direkt
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tun; es ist notwendig, daß vom Provinzialausschuß die Sache bearbeitet wird und der Provinzial-
nusschnß die Angelegenheitnach der Stelle hinleitet, wohin sie gehört. Dann werden wir ja
nachher darüber hören. Sollte nicht eine Bildung der Lehrerkammererfolgen, so müssen wir der
Sache das nächste Mal nahertreten.

Vorläufig beantrage ich, daß der Antrag der sozmldemokratifchen Partei dem Provinzial¬
ausschußzur weiteren Beratung und Veranlassung überwiesen wird.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterHaas.
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren! Trotzdem ich scharf hier hervor»

heben möchte,daß das Parlament über der Verwaltung steht, bin ich doch der Auffassung,daß dle
Verwaltung, soweit es irgendwie möglich ist, in den Kommissionen usw. mitarbeiten soll uud muß.
Das ist notwendig. Wenn Sie dieses aber in der Zuknnft mehr erreichen wollen als bis dato,
dann werden wir eine längere Zeit für unsere Beratungen notwendighaben, als es diesmal nnd
die vorhergehendenMale der Fall gewesenist. Bei einer derartig schnellen Arbeit, wie wir sie
jetzt innerhalb acht Tagen leisten mußten, ist es meiner Meinung nach ausgeschlossen, daß die Ver¬
waltung intensiv überall mitarbeiten kann; oder aber die einzelnen Vertreter der Verwaltung muffen
aus sich heraus zu deu Anträgen, die den Kommissionen vorliegen, Stellung nehmen. Das haben
sie aber, wie mir berichtet worden ist, in vielen Kommissionen nicht getan, sondern sie haben eben
gesagt, sie könnten keine Stcllnng dazu nehme», weil die Verwaltung noch keine Stellung dazu
genommen habe. Wollen wir das in der Zukunft verhindern, müssen wir also mehr Zeit haben,
um die Veratungen mit größerer Ruhe und Sorgfalt pflegen zu köuueu.

Weun aber nuu hier gefagt worden ist, daß unfer Autrag die Verwaltung gewissermaßen
vur fertige Tatsachen stellen wolle, so ist das durchaus nicht richtig. Es heißt in unserem Antrage
ausdrücklich: „Die Provinzialuerwnltung veranlaßt umgehenddie Bildung usw." Also sie soll
die Bildung von Lehrerkammeruveranlassen; sie hat vollständig freie Hand uach der Richtung hm,
wie sie sich mit dem Staate über die Angelegenheiteneinigen will. , , ,. , ..

Aus dem Gruude. weil es hier heißt: Die Provinzialverwcrltungveranlaßt, konnte ich
auch nicht den Antrag der Fachkommission II. verstehen, der kurz und bündig sagt^ W.r stnd
nicht zuständig. (AbgeordneterBamberger: Sehr richtig!) Ich habe darauf m«t dem Kollegen Heß
Mitspräche genommen nnd er hat mir mit Recht gesagt: Wir können den Antrag Ihrer Partei
"«nehmen, weil allem Anschein nach übersehenworden ist. daß es direkt am Anfange heißt: Die
Pruvinzialverwaltung veranlaßt. ««.>>,. «;^s

Ich möchte Sie deshalb dringend bitten, den Antrag anzuuehmeu. Er bedeutet nichts
andres, als daß die Provinzialverwaltung dem Provinzialausschuß vorschlägt, welche Maßnahmen
sie treffen will, um zu Lehrerkammernzu kommen.

Stellvertretender VorfitzenderDr. Wesenfeld: Ich erteile dem Herrn Berichterstatter

das Schlichwort ^^ ^ ^. ^ glanbe, ich habe Ihuen eben
bereits ö" diesem Beschlusse gekommen ist Sie ist msoftr

v°u einer f^.'Voraussetzung aus als ihr der Antrag nicht schnfM vor ^ W
hatten alle d n Antrag nicht, sondern nur der Herr Vorsitzendeder Komm swn. Nachdem uus
aber der An äg ch der Si ung schriftlich vorgelegenhat, sind wir Komunsstonsmit^liedr. soweit
ich unterr ch^bi7«ns darüber einig geworden ^ ich habe mit Herrn Heß nnd Fralllem Kohl
darüber g sp och .^. daß in dieser Fassung gegeu den Antrag nichts einwenden ,e,. Wu waren
°«ch der Mm, g daß dnrch diesen Antrag die Verwaltnng absolut Nicht libergangen würde, well
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eben das Würtchen: „veranlaßt" darin steht. Ich kaun auch im Namen der Kommifsionsmitglieder
dafür eintreten, daß der Antrag in der Fassung, wie er von der sozialdemokratischen Partei gestellt
worden ist, befürwortet wird.

Vielleicht würde es auch noch klarer sein, wenn wir sagten: Der Antrag der sozial-
demokratischen Partei wird dem Provinzialausschuß überwiesenmit dem Auftrage, die Bildung
einer Provinzial-Lehrcrkammer zu veranlasseu usw., damit es klar znm Ausdruckkommt, daß auch
die Verwaltung dazu noch gehört werden soll.

Stellvertretender Vorsitzender vi. Wesenfeld: Die Rednerliste ist erschöpft. Wir
kommen zur Abstimmung.

Es liegt zunächst vor der Antrag der Il«,-Fachkommissiou:„Der Provinziallandtag erklärt
sich zur Entscheidung über den Antrag für unzuständig", dann der Antrag Schwarz, der den
ursprünglichenAntrag der suzialdemokratischen Partei wieder ansnimmt. Zu dem Antrage liegen
zwei Iusatzanträge vor, nämlich einmal der Antrag Steinmeyer, dem Provinzialausschuß den Antrag
der sozialdemolratischen Partei zur weiteren Veranlassungzu überweisen, und endlich ein Antrag Knab,
der weitergeht. Er lautet:

„Der Provinziallandtag beauftragt den Provinzialausschuß, die Anregung zur Bildung
einer Provinzial«Lehrerkammer zu geben. Die neu gebildete Lehrerkammer faßt ihre
Beschlüsse über die Ausgestaltung uud Befugnisse der Provinzial-Lehrerkammer, die
dem 62. Pruuinzillllandtage zur Beschlußfassungvorgelegt werden."

Zur Abstimmunghat das Wort Herr Abgeordneter Haas.
AbgeordneterHaas: Ich erkläre für meine Parteifreunde, daß sie mit der Interpretation

des Herrn Berichterstatters einverstandensind, die besagt, den Antrag dem Provinzialausschuß zu
überweisen,damit er veranlaßt das und das zu tun.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Darf ich fragen: Ist es der Sinn Ihres
Antrages, daß die Angelegenheit, nachdem sie dnrch den Provinzialausschuß gegangen ist, dem
Landtage wieder vorgelegt wird? (AbgeordneterHaas: Nein, durchaus nicht!)

AbgeordneterKüppers: Der Sinn ist der: Der Antrag der suzialdemokratischen Partei
wird den, Provinzialausschuß mit dem Auftrage überwiesen,die Bildung einer Lehrerkammerzu ver¬
anlassen. Die Provinzialverwaltung muß sich dann mit der Schnlaufsichtsbehördein Verbindung setzen.

AbgeordneterSteinmeyer: Dann ziehe ich meinen Antrag zn Gunsten dieses Antrages zurück.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Es kommt zunächst der Antrag der

II a-Fachkommission: „Der Provinziallandtag erklärt sich zur Entscheidungüber den Antrag für
unzuständig." Ich bitte diejenigen, die diesen. Antrage zustimmen wollen, die Hand zu erheben.
Das ist die Minderheit.

Es kommt nunmehr der Antrag der sozialdemutratischenPartei, der von den, Herrn
AbgeordnetenHaas nach Rücksprache mit dem Antragsteller dahin autenthischinterpretiert worden ist,
daß der Antrag dem Provinzialausschuß zur weiteren Ausführung überwiesen werden soll.
Ich bitte diejenigen, die dem sozialdemokratischen Antrage in diesem Sinne zustimmen wollen, die
Hand zu erheben. Das ist zweifellos die Mehrheit. Ich stelle fest, daß der sozialdemokratische
Antrag angenommen worden ist.

Wir machen nunmehr eine Panse. (Widerspruch.) Ich bedaure sehr, die Stenographen
haden erklärt, daß sie nicht weiter arbeiten können. Wir müssen mit Rücksicht auf die Stenographen
letzt eme Panse eintreten lassen. (Lebhafte Zustimmung.)

Wir werden um 10 Minuten vor 3 Uhr wieder beginnen.
(Schluß 2 Uhr 10 Minuten.)
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(Wiederbeginn3 Uhr,)
VorsitzenderVielen: Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder eröffnet.
Zunächsthabe ich die Mitteilung zu machen, daß die Kommission für das Siedelungs-

Wesen „Rheinisches Heim" sich wie folgt zusammensetzt:
Zentrum: Abgeordnete Graf Westerhult, Fettweiß, Freiherr von Üoö, Steidl und

Weber-Aachen;
Arbeitsgemeinschaft: AbgeordneteKemmann und Wöhler;
Mehrheitssozialisten: AbgeordneterPfaff;
Kommunisten: AbgeordneterTheißen;
Unabhängige sozialdemokratische Partei: AbgeordneterBamberger mit beratender

Stimme.

Ich bin von dem Herrn Referenten gebeten wurden, Punkt 21:
Antrag der Wahlprüfungskommissiou, betreffend Einsprüche gegen die
am 20, Februar 1921 stattgehabten Neuwahlen der Provinziallandtags-
abgeordneten

vorwegzunehmen. Wenn sich kein Widersprucherhebt, nehme ich an, daß das Haus einverstanden
H- Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDinger,

AbgeordneterDinger: Meine sehr geehrtenDamen nnd Herren! Der vorige Provinzial-
landtag hat in seiner Vollsitzung vom 15, März dein Antrage der Wahlprttfungskommissionent¬
sprechend, beschlossen, die Entscheidungüber die Gültigkeit der Wahlen ausznsetzen, dn das Ergebnis
b« Einspruchsfrist noch nicht vorlag. Gemäß § 10 des Gesetzes, betreffend die Wahlen zu den
'provinziallandtagen und den Kreistagen vom 3. November 1920 ist inzwischen die Nckauutmachuug
über das Wahlergebnis veröffentlichtworden, und zwar in den Amtsblättern der Regierungsbezirke.

Es sind nun gegen die Wahl vier Einsprüche erhoben worden. Sie sind innerhalb der
bafür festgesetzten Frist ordnungsmäßig eiugereicht. Ueber die Einsprüche entscheidetnach § 10
Absatz 2 des Gesetzes der Provinziallandtag. Ich darf Ihnen die Einsprüche im einzelnen
bekanntgeben.

Der erste Einspruchist erhuben von Herrn Wilhelm Hesfel, Eisenbahnsekretär in Kreuzuach,
und richtet sich gegen die Feststellung des Proviuzialwahlleiters, daß im Wahlkreise Kreuznach-
^eisenheim der der deutsch-demokratischenPartei angehörendePrufessor Milau gewählt sei.

Zur Begründung wird ausgeführt: Die demokratische Partei erhielt im Regierungsbezirk
"°blenz 9072 Stimmen, die Verteiluugsziffer war 18 385. Da diese Zahl nicht erreicht war,
""fügte die demokratische Partei auch über keine Reststimmen,das heißt die bei der Teilung übrig
gebliebenen Stimme» konnten daher kein Mandat erhalten.

Wir haben uns mit dem Falle in der Wahlprüfuugskommissioneingehendbeschäftigt, und
^ bin beauftragt, Ihnen folgendenSachverhalt vorzutragen.

Der erwähnte Einspruchwirft die Rechtsfrage auf, ob eine Partei, die in einem Negierungs-
^zut nicht eine die Verteilungsziffer erreichende Stimmenzahl für ihre Wahlvorschlägeaufgebracht
^t. somit also zunächstkein Mandat erhält, auch bei der Verteilung der Reststimmengemäß § 8
°es Gesetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und den Kreistagen, uuberück-
slchtigt bleiben soll oder nicht.
^ Meine Damen und Herren! Im Gegensatz zu den §ß 30 und 31 des Gesetzes über die
Zahlen zum preußischen Landtage, durch welche bestimmtwird, daß die im Wahlkreise zur Erreichung
unes Abgeordnetensitzesnicht genügendenStimmen in der nächsthöheren Einheit, im Wahlkreis-
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verband bczw. im Landeswahlvorschlag,noch einmal zusammengefaßtund dort zur Erlangung von
Mandaten verlangt werden, kennt das Gesetz, betreffend die Wahlen zn den Pruvinziallandtagen,
eine solche Bildung von Wahlkreisverbändenusw. uicht. Es ist das im § 9, Absatz 2, des Gesetzes
ausdrücklichbestimmt. In sinngemäßer Ausführuug der erwähnten §ß 30 und 31 des Landes-
wahlgesetzes, die auch den kleineren Parteien die Möglichkeiteiner parlamentarischenVertretung geben,
wird die Bestimmung im § 8 des Gesetzes, betreffend die Wahlen zum Pruviuziallnndtag, auszulegen
sein. Der vorletzte Satz des in Frage kommenden8 6 lantet: „Die im Regierungsbezirkübrig
bleibenden Sitze werden denjenigen Wahlvorschlägenzugeteilt, welche die höchste Zahl von Rcst-
stimmen ausweise!!."

Diese Bestimmung läßt nach Auffassungder Wahlprüfungskommissiungar keine andere Aus¬
legung zu, als daß bei der Verteilung die sämtlichen übrig bleibenden Neftstimmcn,alfo auch diejenigen
der bei der Anwendung der Verteilungsziffcr zunächst unberücksichtigt gebliebenenWahlvorschläge,
im Regierungsbezirkezur Verrechnung herangezogenwerden.

Meine Damen und Herren! Es wird das Hans interessieren, daß in der Praxis bei der
Festsetzung der Wahlergebnissedurch den Wahlleiter auch überall in dieser Weise verfahren worden ist.
So zunächst im Regierungsbezirk Aachen, wo die deutfcheVolkspartei 17195 Stimmen erhielt.
Die Verteilungsziffer betrug dort 18 761. Bei der Verteilung der Reststimmen wurden diese
17195 Stimmen als Neststimmengewertet, und somit der Deutschen Vulkspartei, die zunächst
leer ausgegangen war, ein Mandat zugesprochen,und zwar dem Wahlvurfchlag Dr. Tnlbut im
Wahlkreis Aachen, dem mit 687? Stimmen höchsten des Regierungsbezirks.

Im RegierungsbezirkAachen erhielt die Vereinigte kommunistische Partei 10 664 Stimmen,
die ebenfalls, wie vorhin erwähnt, gewertet wurden. Das Mandat fiel mit nur 2866 Stimme»
auf die Liste Deppe im Wahlkreis Essen-Land.

Im RegierungsbezirkTrier wurden von der Arbeitsgemeinschaft — Liste von Vruchhcmsen -^
13 012 Stimmen abgegeben. Die Verteilungsziffer betrug 16 553. Das Mandat siel mit 6402
Stimmen auf den Wahlkreis Trier-Land. Als gewählt gilt Herr von Vruchhausen.

Auch die christliche Volkspartei, die im RegierungsbezirkTrier insgesamt nur 6671 Stimme»
aufgebracht hat, erhielt mit 2995 Stimmen im Wahlkieis Trier das Mandat, das von dem
AbgeordnetenGärtner ausgeübt wird.

Im übrigen, meine Damen und Herren, darf darauf hingewiefenwerden, daß auch iu den
Ausführungsbestimulungendes Herrn Ministers der hier zu behandelnde Fall vorgesehenund in
dem von mir angedeutetenSinne behandelt wurden ist.

Nnn zn dein Einspruch gegen die Wahl des AbgeordnetenMilan selbst. Im Regierungs¬
bezirk Koblenzerhielt die Deutsch-demokratische Partei im ganzen 9043 Stimmen. Die Verteilungs¬
ziffer betrug 18 704. Zu wählen waren 18 Abgeordnete. Nach Ermittelung der Vollzahl von
14 Sitzen verbliebennoch 4, die auf die Neststimmenzu verteilen waren. An Reststimmenergäbe»
sich nun zunächst für die sozialdemokratische Partei 15 663, zweitens für die DeutscheVolkspartei
14 029; an dritter Stelle steht die DcutschnatioualePartei mit 13181 und an vierter Stelle die
Deutsch-demokratische Partei mit 9043; es folgen die Vereinigte kommunistische Partei mit 8359,
die Unabhängige Partei mit 6354, die christliche Volkspartei mit 4685, und die Zentrumspartei,
von der dn Wahlprotest gegen die Wahl des Abgeordneten Milau eingelegt worden ist, kommt
«st au letzter Stelle und verfügt über 3500 Stimmen. Es wurden daher die restlichen vier Mandate
m der Reihenfolge,wie sie von mir benannt wurden, verteilt auf die SuzialdemotratischePartei,
die DeutscheVolkspartei, die DcntschucitionaleVolkspartei nnd die Deutsch-demokratischePartei.
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Von den Wahlvorschlägen der Deutsch-demokratischen Partei erreichte derjenige des Wahlkreises
Kreuznach-Meisenheimmit dem SpitzenkandidatenProfessor Milau die Höchstzahl mit 2976. Es
wurde daher Professor Milau als gewählt bezeichnet.

Meine Damen und Herren! Mit der hier vorliegenden grundsätzlichen ^«ge - um das
auch noch hervorzuheben —hat sich bereits der Wahlprüfungsausschuhdes vorigen Landtages befaßt,
und zwar in seiner Sitzung vom 14. März. Er hat einmütig und einstimmig damals bereits den
Standpunkt vertreten, daß bei der Verteilung der Restmandateauch die Reststimmen derjenigen Wahl¬
vorschläge zu berücksichtigenseien, die bei der Ermittelung der Vollzahl zunächstleer ansgegange.,
find. Und in der Sitzung vom vergangenenDonnerstag ist diese Auffassung, wenn .ch Mich recht
erinnere, gegen eine Stimme (Zurnf links: Einstimmig!) - später wurde ,a noch von der emen
Seite der Widerspruchaufrecht erhalten - bestätigt worden. ^«c^..^ ....nl

Wir sind also im Wahlprüfungsausschußder Meinuug gewe,en. daß der Einspruchzurück^
zuweisen und die Wahl des AbgeordnetenMilau für gültig zu erklaren se,^

Es solat der zweite Einspruch. Er ist eingereicht von der Deutsch-demokratischen Parte,

im Wahlkr^ vertreten durch den freienden Vorsitzes w^
Duisburg Dieser Einspruch richtet sich gegen die Feststellung des Prov,nzialwah leiters. daß un
Regierungsbe^ Düsseldorf die Mitglieder der Deutsch-demokratischen Partei Stemmeyer. Dinger

'"' ^ e^eru^^ ^^hI3 mit dem gemein An¬
zeichen Dm s^d^ P°rte. 64 639 Stimmen abgegeben worde. Ans den Wahlvorschlag

vr^Katzenst^. der in den Kreisen Duisburg. Mülheim. ^er^
und Sterkrade leichzeitig eingereicht worden war. sind insgesamt " "1 und auf deu WahlvoMag
Cremers der ebenfalls in mehreren Kreisen,und zwar in Krefeld. Moers. Rheydt. M Gladbach-Stad
M.Glad'bach-Lai7 nnd Kempen znr Abstimmung gestellt worden ist. sind 9909 Stimmen abgegeben

"°^"' Der Sachverhalt meine Damen und Herren, ist folgender. Samtliche Wahlvorschläge

der Dent^ e.""'Partei im RegierungsbezirkDüsseldorf ^n ^ahn^^ °«

wie Ken'nwort ..Deutsch-demokratische P^"^^
Etlicher Wahwr chlag gewe^^ ,^ yegiernngsbezirk
Wa lvors^ "sge amt 643 2 SW m Deutsch-demokratische Partei 3 Mandate.
Düsseldorf betrug 18888. Es entMen 1°'^ " ^^^^nen Stimmen zu verteile« waren,
du in der Reihenfolge der m den einzelnen Wah e^ ^ ^ ^ ^^^ ^
Das erste Mandat entfiel demnach auf ^n W^ Düsseldorf-Stadt mit 6128

!i»d di. «»W„ist di° D!»d>. ,«d L«, w.st, D s st, > « ch ,ch » , ^»^ ^,^

«. >« E».,ch.<bmd', den» d« «»^^w, '^2.^ «^ ^„^,ch.,.,.,,

^U''»°^,. w" «,«^, ist >.n» m.d «iwlpnch. b°m W°...°». »nd d.» e..«c de.
erwähnten grundlegenden3 7- ^ .,^,5^. Ebensten, steht mit 3754 Stimmen in Duis-
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Partei" eingereichten Wahlvorschläge. Es kommen nämlich zunächst noch Remscheid mit 4622,
Elberfeld mit 4295 und Essen mit 3766 Stimmen. Erst au siebenter Stelle folgt Duisburg mit
3754 Stimmen auf deu WahlvorschlagKatzenstein.

Der in dem Einspruch benannte Wahlvorschlag Cremers kommt innerhalb der Gesamt¬
wahlvorschlägeder Deutsch-demokratischen Partei mit 256? Stimmen erst an zehnter Stelle.

Man war im Wahlprüfungsansschuß auf Grund dieser Sachlage ebenfalls einstimmig
der Meinung, daß der Einspruch der Deutsch'demokratischen Partei aus dem Wahlkreis Düsseldorf-
Krefeld zurückzuweisen sei.

Der dritte Einspruch ist eingereicht von Herrn Kober, dem Vorsitzendender Ortsgruppe
Mülheim-Ruhr der Deutschen Volkspartei. Dieser Einspruch richtet sich gegen die Vereinigung der
Wahlvorschlägemit dem Spitzenbewerber OberbürgermeisterDr. Iarres mit deu übrigen Wahl-
Vorschlägen der DeutschenVolkspartei durch den Provinzialwahlleiter.

Zur Begründung wird ausgeführt:
Die mit dem Kennwort „Oberbürgermeister I)r. Iarres" eingereichtenWahlvorschläge

sollten als besonderer, von den sonstigenWahlvorschlägengetrennt zu behandelnderWahlvorschlag
behandelt werden. Durch die Vereinigung mit den übrigen Wahlvorschlägender DeutschenVolks¬
partei sind dem WahlvorschlagDr. Zaires zwei Mandate zu wenig zugeteilt worden.

Meine Damen nnd Herren! Die Deutsche Volkspartei hatte im RegierungsbezirkDüssel¬
dorf insgesamt vier Einzelwahlvorschlägeeingereicht,und zwar

1. Liste OberbürgermeisterDr. Iarres in den WahlkreisenEleve, Rees, Krefeld-Stadt, Krefeld-
Land, Duisburg, Oberhausen, Mülheim-Ruhr, Hamborn, Sterkrade, Dinslaken, Moers,
Geldern, Kempen, Neuß, Grevenbroich, M.Gladbach-Stadt, Rheydt und M.Gladbach-Land,

2. Liste Tillmanns in den Kreisen Essen-Stadt, Essen-Land,Düsseldorf-Land,Elberfeld, Barmen,
Mettmann, Solingen-Stadt und Solingen-Land,

3. die Liste Dr. Köttgen im Kreise Düsseldorf-Stadt,
4. die Liste Hueck in den WahlkreisenRemscheid und Leunep.

Die Liste Oberbürgermeister Dr. Iarres trug das Kennwort „Liste Oberbürgermeister
Dr. Iarres". Die übrigen Listen Tillmnnus, Köttgen und Hueck waren unter dem gemeinsamen
Kennwort „Deutsche Volkspartei" eingereichtworden. Die von den Wahlkommissarenvor Ein«
sendung der Wahlverhandlungen mitgeteilten Wahlvorschliigeder Deutschen Volkspartei mit dem
Spitzenbewerber Oberbürgermeister Dr. Iarres waren hinsichtlich des Kennwortes verschieden
bezeichnet. In einzelnen Kreisen, so z. B. in Krefeld-Stadt und in Rees, war der Wahlvorschlag
als Wahlvorschlagder Deutschen Volkspartei bezeichnet, in den WahlkreisenOberhausen, Mülheim-
Ruhr und Sterkrade als Wahlvorschlag der Deutschen Volkspartei (Kennwort Liste Oberbürger¬
meister Dr. Iarres). Sämtliche Wahlvorschliigeder DeutschenVolkspartei sind auf Grund diefes
Sachverhalts seitens des Herrn Provinzialwahlleiters als ein einheitlicher Wahlvorschlagder Deutschen
Volkspartei gewertet worden. Diese Art der Behandlung war, wie wir nachher im Wahlprüfungs-
ausfchuß festgestellthaben, weil von falschenVoraussetzungenausgehend, irrig. Denn es hat sich
herausgestellt, daß die Urschriften der betreffenden Wahlvorschläge alle übereinstimmendgelautet
haben: Kennwort Liste Oberbürgermeister Dr. Iarres. Der Wahlvorschlag Oberbürgermeister
Dr. Iarres muß daher unter allen Umständen als ein einheitlicherund besonders von den übrigen
Wahlvorschlägender DeutschenVolkspartei getrennt zu haltender Wahlvorschlagbehandelt werdeu.
Die Folge davon ist eine Verschiebungdes Mandatsbesitzes bei der DeutschenVolkspartei.

Es wurden abgegebenfür die Listen unter dem gemeinsamenKennwort „Deutsche Volks¬
partei" insgesamt 12? 050 Stimmen, für die Liste OberbürgermeisterDr. Iarres 92 774 Stimmen.
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Die Verteilungsziffer betrug 18 888. Demgemäß entfallen auf die Liste „Deutsche Volkspartei"
6 und auf die Liste „OberbürgermeisterDr. Iarres" 4 Mandate. Durch die Verteilung der Rest-
stimmenist jeder der beiden Listen ein weiteres Mandat znzuweisen, so daß die erstere, die Deutsche
Volkspartei, insgesamt 7 und die zweite, I)r. Zaires, insgesamt 5 Abgeordnetensitze erhält.

Auf die Liste der DeutschenVolkspartei entfallen somit folgende Einzelmandate:
Das erste Mandat entfällt auf den Wahlkreis Essen-Stadt mit 26 996 Stimmen. Es

gilt dort als gewählt der erste Bewerber der Liste Tillmanns, der Kollege Tillmanns.
Ihm folgt an zweiter Stelle Düsseldorf-Stadt mit 23 789 Stimmen. Dort war die

Liste Kotigen aufgestellt. Gewählt ist der erste Bewerber der Liste Köttgen, Oberbürgermeister
Dr. Köttgen.

An dritter Stelle steht Soliugen-Land mit 12 734 Stimmen, Dort ist als gewählt zu
betrachten der zweite Bewerber der Liste Tillmanns, Herr Vielhaber.

Es folgt Remscheid mit 11555 Stimmen. Dort stand die Liste Hneck zur Wahl.
Gewählt ist dort der erste Bewerber der Liste Hneck, Herr Kollege Hueck.

Es folgt Elberfeld mit 10 442 Stimmen. Gewählt ist dort der dritte Bewerber der
Liste Tillmanns, Herr Schlieper.

Mettmann folgt mit 9423 Stimmen. Gewählt ist der vierte Bewerber der Liste Till¬
manns, Herr Zell.

An siebenter Stelle kommt Barmen mit 8382 Stimmen. Gewählt ist der fünfte Bewerber
dex Liste Tillmanns, Herr Hold.

Die Liste Tillmanns verfügt somit über 5 Abgeordnete, die Listen Köttgen uud Hueck
über je einen, also die gesamten Wahlvorschlägc unter dem gemeinsamenKennwort „Deutsche
Volkspartei", wie vorhiu ausgeführt, über 7,

Auf die Liste OberbürgermeisterDr. Iarres fiud 5 Mandate zu verteilen. Das erste
mit 21419 Stimmen entfällt auf Duisburg-Stadt, Es ist dort gewählt Oberbürgermeister
Dr. Iarres. An zweiter Stelle steht Mülheim mit 11429 Stimmen. Gewählt ist Herr
von Plettenberg. An dritter Stelle kommt Mors mit 8036 Stimmen. Gewählt ist Herr Patt-
berg. Dann folgt Krcfeld-Stadt Nut 7581 Stimmen. Dort wäre Frau Blumberg gewühlt.
Dann kommt mit 7337 Stimmen Krefeld-Land, wo Herr von Gillhaufeu als gewählt zu betrachten
wäre. Die beiden zuletzt Genannten, Herr von Gillhausen und Frau Blumberg, würden also neu
in das Haus eintrete», dagegen die bisherigen AbgeordnetenKandzia und Lotz von der Liste Till¬
manns auszuscheiden haben.

Ich darf hier auf eins aufmerksam machen, meine Damen und Herren: Die Frage der
Nachfolgerschaft zu regeln, ist nicht Aufgabe dieses hohen Hauses. Darüber entscheidet auf Grund
des § 12 Absatz 2 der Provinzialausschuß. Außerdem steht den beiden ihres Mandats verlustig
gehenden Kollegen nach § 10 der Einspruch beim Oberverwaltungsgerichtzu. Es heißt dort im
letzten Absatz: „Gegen den Beschlußdes Provinziallandtags steht dem, der den Einspruch erhoben
hat, und dem, dessen Wahl für ungültig erklärt ist, binnen zwei Wochen die Klage beim Ober»
verwaltungsgericht zu." Es heißt ferner: „Die Klage hat im Falle der Ungültigkeitserklärung
einer Wahl aufschiebende Wirkung."

Meine Damen und Herren! Wir kamen znm letzten Einspruch. Es handelt sich um das
Mandat des Abgeordnetenvon Bmchhauseu. Der Sachverhalt ist der, daß im WahlkreiseTrier
zwei Wahlvorschlägevon der Arbeitsgemeinschafteingereichtworden sind, und zwar war in den
Wahlkreisen Prüm, Dann, Bitburg, Wittlich, Trier-Land, Trier-Stadt und Saarburg die Liste

47*
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von Bruchhausen aufgestellt und im WahlkreiseBernkastel die Liste Gerhard. Es ist nun inner¬
halb der Träger dieser beiden Wahlvorschlägeein hänslicher Streit darüber entstanden, ob diese
beiden Wahlvorschlägeals einheitlicheoder getrennte anzusehenund demgemäßzu behandelnwären.
Die Arbeitsgemeinschaftzn Trier, vertreten durch die Bezirksleitungen der DeutschenVolkspartei,
der Deutsch-demokratischen Partei und der DeutschnationalenVolkspartei, bestreuet, daß es sich hier
um eine gemeinsame Wahlvorschlagsliste handelt, während die Herren in Bernkastel behaupten:
Jawohl, die Wahlvorschlägesind als eine Einheit anzusehen.

Meine verehrten Damen und Herren! Wir brauchen uns in diesen häuslichen Streit
nicht einzumischen, weil es nämlich für die Beurteilung des Wahlergebnissesgleichgültigist, ob die
einen oder die anderen in der Angelegenheitrecht haben. Für die Feststellungdes Wahlergebnisses
sind nämlich zwei Wege gegeben: erstens die Behandlung der beiden Wahlvorschlägeals getrennte
Wahlvorschläge und zum zweiten die Behandlung der beiden Wahlvorschlägeals eine Einheit,
Aber in keinem Falle war der Spitzenkandidat des Kreises Bernkastel, Herr Gerhard, als gewählt
festzustellen,sondern in beiden Fällen ist die Wahl des Herrn von Bruchhansen ganz einwandfrei
als gültig anzusehen.

Weun wir Zunächstversuchen,die Wahlvorschläge getrennt zu behandeln, so ergibt sich
folgendes Bild:

Auf den WahlvorschlngOberbürgermeistervon Brnchhausen wurden in dem von mir eben
genannten Wahlkreise 1^012 und auf den WahlvorfchlagGerhard 6278 Stimmen abgegeben.
Nach Ermittelung der Vullzahl von 8 der nnf den RegierungsbezirkTrier entfallenden 11 Abge¬
ordneten waren auf die verbliebenenReststimmcn noch 3 Sitze zu verteilen. Von den größeren
Reststimmen entfielen cmf den Wahlvorfchlag der SozialdemokratischcnPartei 14 912, auf die
Arbeitsgemeinschaft,von Bruchhansen, 13 012, auf die christlicheVolkspnrtei 6671 und zum vierte»
auf die Arbeitsgemeiufchaft,Gerhard, 6278 Stimmen. Die Sitze waren hiernach den drei erst¬
genannten Parteien, der Sozialdemotratischen Partei, der Arbeitsgemeinschaft(von Bruchhausen)
und der christlichen Voltspartei zuzuteilen.

Wenn wir nun die beiden Wahlvorschläge als eine Einheit ansehen, so ändert sich das
Bild insofern: Die Gesamtzahl der auf diese beiden WahlvorschlägeabgegebenenStimmen betrug
19290, die Verteilnngsziffer, wie schon erwähnt, 16553. Es entfiel auf diefen Wahlvorschlagein
Abgeordneter und es verblieben an Neststimme»2537. Von den abgegebenenStimmen in dem
neuen Wahlkreis entfielen ans Trier-Land—St. Wendel — das ist der Wahlkreis, in dem Herr
von Brnchhausen aufgestellt war — 6402 Stimmen, auf Berukastel — das ist der Kreis, in dem
Herr Gerhard anfgestellt war 6278 Stimmen, also rund 200 Stimmen weniger. Zum dritten
kommt Trier-Stadt mit 4307, an vierter Stelle Saarburg-Merzig mit 1075, an fünfter Stelle
Prllm-Daun mit 722 und an sechster Stelle Bitburg mit 506 Stimmen. Es war also festzu¬
stellen, daß der Spitzenkandidat des Wahlvurschlages für den Wahlkreis Trier-Land, Oberbürger¬
meister von Brnchhausen, gewählt sei.

Meine Damen nnd Herren! Auf Grund des Sachverhalts, den ich die Ehre hatte, Ihnen
vorzutragen, haben wir im Wahlprüfungsausschuß einstimmig folgenden Beschluß gefaßt, dem bei-
zutreten ich Sie bitten muß:

„Der Provinzillllandtllg wolle den Einfprnch
1. des EisenbllhnsekretärsWilhelm Hessel in Kreuznach gegen die Feststellung des Pro-

uinzialwahlleitcrs, daß im WahlkreifeKreuznach-Meisenheim der der Deutsch-demo¬
kratische,, Partei angehörendeProfessor Milan gewählt fei,
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2. der Deutsch-demokratischen Partei im WahlkreiseDuisburg—Crefeld gegen die Fest¬
stellung des Prouinzialwahlleiters, daß im RegierungsbezirkDüsseldorf die Mitglieder
der Deutsch-demokratischen Partei Steinmeyer, Dinger und Dr. Hartmann gewählt
seien und

3. der Kreisparteileitung der Deutschen Volkspartei in Bernkastel und des Landwirts Karl
Gerhard in Sensweiler gegen die Feststellung des Prouinzialwahlleiters, daß im
RegierungsbezirkTrier der Spitzenbewerbcrdes Wahlvorschlages„Arbeitsgemeinschaft"
Oberbürgermeistervon Bruchhausen gewählt sei,

ablehnen, dagegen
den Einspruch des Vorsitzenden der Ortsgruppe Mülheim (Ruhr) der Deutschen Volks-
Partei gegen die Vereinigung der Wahlvorschlagemit dem Spitzenbewerber Oberbürger¬
meister Dr. Iarres mit den übrigen Wahlvorschlägender Deutschen Volkspartei durch
den Prouinzilllwahlleiter

für begründet erklären."
VorsitzenderGielen: Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Dann bitte

ich diejenigen Damen und Herren, die dem Vorschlage des Herrn Berichterstatters beipflichten
wollen, die Hand zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Es ist von den verschiedenstenSeiten der Wunsch geäußert worden, Punkt 19 vorzunehmen:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag der V. K. P., betreffend
Ersatzwahl für das aus dem Provinzialciusfchuß ausgeschiedene Mitglied
Beigordneter Koch-Remscheid.

Wenn sich kein Widersprucherhebt, bitte ich Herrn Falk, das Wort zu nehmen.
AbgeordneterFalk: Meine Damen und Herren! Aus dem Provinzialausschuß ist aus¬

geschieden der Herr AbgeordneteKoch, der der VereinigtenKommunistischen Partei angehört, ebenso
sein Stellvertreter, der Herr AbgeordneteKnab. Die Fraktion der V. K. P. schlägt zur Ersatz-
w"hl vor: ^ «^ .. ,als Mitglied:

den Herrn AbgeordnetenKnab,
als Stellvertreter:

den Herrn Peter Betzhold-Ronsdorf.
Beide find Mitglieder der Provinziallandtages.
Die I. Fachkommission ersucht den Provmziallandtag, den Antrag der V. K. P. unver¬

ändert anzunehmen.
VorsitzenderGielen: Das Wort ist nicht gewünscht. Wer von den Damen und Herren

ist für den Vorschlag? Der Vorschlag ist angenommen.
Wir kommen zu Punkt 5:

Antrag der Ila-Fachkommiffiuu zu dem Antrag der sogialdcmokratischen
Partei auf Erlaß einer zeitgemäßen Dienstanweisung für die Lehrkörper
aller Provinziallehranstalten unter Mitwirkung der Lehrerkammer.

Berichterstatter Abgeordneter Küppers: Meine Damen und Herren! Die sozialdemo¬
kratische Partei hat einen Antrag eingereicht, der die» Provinzialverwaltung ersucht, für die Lehr¬
körper aller Provinziallehranstalten eine zeitgemäßeDienstanweisungherauszugeben.

Die Ila-Konunission war überzeugt davon, daß es heute wohl unbedingt notwendig ist,
baß die Dienstanweisungeiner Revision unterzogen wird, ebenso wie auch das hohe Haus der
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Ueberzeugungwar, daß die gesamtenHausordnungen einer Revision unterzogenwerden müssen, wie
es ja auch schon angenommen worden ist. Wir waren aber auch andererseits der Ansicht, daß
diese Schulen nicht von den Anstalten selbst losgelüst werden können, und daß deshalb die Provin-
zialveiwaltung unbedingt zu dieser Frage gehört werden muß. Die Kommissiouist andererseits
aber auch der Meinung, daß bei der Abfassung dieser Dienstanweisung die Lehrer selbst gehört
werden sollen. So ist die II «.--Fachkommission zu dem Beschluß gekommen:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag dem Provinzialausschuß zur Beschlußfassung
überweisen".

Ich bitte Sie, diesem Antrage beizustimmen.
VorsitzenderVielen: Das Wort ist nicht gewünscht. Wer von den Damen und Herren

ist für den Vorschlag? Der Vorschlag ist angenommen.
Punkt 6:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplau über die Besol¬
dungen und anderen persönlichen Ausgaben für die bei der Landesver-
sicherungsanstlllt Rheinprovinz beschäftigten Provinzialbeamten für das
Kalenderjahr vom 1. Januar 1921 bis 31. Dezember 1921.

Berichterstatter Abgeordneter Brauer: Meine Damen und Herren! Der Haushaltsplan
über die Besoldungen und anderen persönlichen Ausgaben für die bei der Landesversicherungsanstalt
Rheinpruvinz beschäftigtenProvinzialbeamten für das Kalenderjahr 1921, den Sie auf Seite 45
des Haushaltsplans finden, belastet bekanntlichden Provinzialverband in keiner Weise. Nach dem
zwischen dem Provinzialverband und der Landesversicherungsanstaltbestehenden Vertrage ist die
Provinzialverwaltung verpflichtet, dem Vorstande der Versicherungsanstalt die zur Erledigung der
GeschäfteerforderlichenBeamten auf Ersuchen zu stellen. Die so der Versicherungsanstalt über¬
lassenen Angestellten bleiben bezw. werden Provinzialbeamte und sind bezüglichder Rechte und
Pflichten allen für diese geltenden Bestimmungen unterstellt. Sie bekommen die Gehälter aus der
Kaffe der Provinz bezw. es bewirkt die Rendantur der Anstalt die Zahlung für fie. Es ist ledig-
lich eine rechnerische Prüfung, die die Kommissionenvorzunehmenhaben.

Der Etat balanciert in Einnahme und Ausgabe mit 8 250 000 Mark gegenüber 5VZ
Millionen Mark 1920, ein Mehr, das in der Hauptsacheauf die Erhöhung der Ausglcichszuschläge
und der Kinderbeihilfennach den staatlichenBestimmuugeuund auf die besoldungsmäßigenGehalts¬
aufbesserungenzurückzuführenist. Einige Wünsche der Beamten, die in der Kommission zur
Sprache gekommen sind, namentlich der Wunsch, der heute morgen das Hohe Haus beschäftigthat,
bezüglichder lebenslänglichenAnstellung der Registraturfetretäre follen vom Provinzialausschuß bei
der Weiterbehandlung der Besoldungsordnung geprüft werden.

Im übrigen empfiehlt die I. Fachkommission Ihnen unveränderte Annahme.
VorsitzenderGielen: Das Wort ist nicht gewünscht. Wer von den Damen und Herren

ist für die Vorlage? Die Vorlage ist angenommen.
Punkt ?:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwal-
tungskosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen landwirtschaft¬
lichen Berufsgenofsenschaft'für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1921
bis 31. Dezember 1921.

Berichterstatter Abgeordneter Brauer: Der Haushaltsplan über die Verwaltungskosten
des Genossenschaftsvorstandesder Rheinischen landwirtschaftlichenBcrnfsgenossenschaftfür das
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Kalenderjahr 1921, den Sie auf Seite 49 des Haushaltsplans finden, sieht gegenüberdem Vor¬
jahr eine Erhöhung um 397 000 Mark vor; die Ausgaben sind nämlich von 870000 Mark auf
1267 000 Mark gestiegen. Die betreffendenKosten werden aus den von der Berufsgenossenschaft
erhobenen Umlagen bestritten. Sie belasten also den Provinzialverband in keiner Weise. Die
Erhöhung ist aus den schon erwähnten Ursachen zu erklären; sie hält sich in mäßigen Grenzen.

Die I. Fachkommissionempfiehlt dem Provinziallandtage auch hier die unveränderte
Annahme.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Weseufcld: Herr Hauck hat das Wort.
Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren! Ich hätte bei diesem Punkte lediglich

kurz zu bemerken,daß nach den vorliegenden Verwaltungsberichtenmir doch ein allzu großes Miß¬
verhältnis zwischen den gesamten Ausgaben und den tatsächlich gezahltenRenten zu bestehen scheint,
respektive zwischen den gesamten Ausgaben und den Verwaltungskosteu. Nach meiner Schätzung
betragen da die Verwaltungskostenungefähr ein Drittel der Gesamtausgaben der Berufsgenossen¬
schaft. Mir erscheint dieses Verhältnis als ein zu großes Mißverhältnis gegenüberden Leistungen,
die die Berufsgenossenschaftzu gewähren hat. Ich verkenne durchaus nicht, daß bei den vielen
Zwergbetrieben der Berufsgenossenschaftein außerordentlich großer Apparat aufgewendet werden
muß. Nichtsdestowenigerglaube ich hier ciu Mißverhältnis feststellen zu können. Ich ersuche hier
um Aufklärung respektive um Untersuchungdurch den Provinzialausschuß beziehungsweisedas von
dem Provinzialausschuß zu delegierendeMitglied, wie sich dieses Mißverhältnis erklärt.

Des ferneren möchte ich bei diesem Punkt besonders anregen, daß seitens der Berufs¬
genossenschaft mehr Gewicht auf die Revidicrung der Betriebe gelegt werden möge. In den
Berichten wird über die Unfallverhütung gesagt, daß stichprobenweise die Revisionen vorgenommen
worden sind, nnd zwar in der Mehrzahl der Fälle, nachdem sich in den betreffendenBetrieben
Unfälle, meistens Unfälle schwerer Art, ereignet haben. Ich glaube auch hier die Kritik dahin
anlegen zu dürfen, daß es bester wäre, die Revisionen vorzunehmen,ehe das Kind in den Brunnen
gefallen ist.

Ferner möchte ich eine Anregung geben, inwieweit eine Entlastung herbeigeführtwerden
kann. Wäre dies nicht auf dem Wege möglich, daß sich der Provinzialausschußdahin bemüht, wie
°as einzelne gewerblicheBerufsgenossenschaftenbereits getan haben, daß die Herstellung der
Industrie für landwirtschaftlicheMaschinen angehalten wird, Maschinen ohne die erforderlichen
Schutzvorrichtungenüberhaupt nicht mehr herzustellen? Man soll nicht nur im Wege der Gesetz¬
gebung versuchen, die schönen Unfallverhütnugsvorschriftenzu erlassen, sondernman könnte die Gesetz¬
gebung auch dahin ergänzen, daß überhaupt keine anderen Maschinen als Maschinen mit den vor¬
geschriebenen Unfallverhütungsvorrichtungenhergestelltwerden dürfen. Das wäre meines Emchtens
°as Nichtigste. Danu würden oft schwere Unfälle vermiedenwerden können, wenn Mafchinen ohne
Schutzvorichtungenüberhaupt nicht in die Betriebe kommen können.

Das wären die knrzen Anregungen, die ich hierbei zu geben hätte.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Gegen den Antrag des Ausschusses sind

keine Einwendungen erhoben. Ich stelle fest, daß der Antrag angenommenist.
Wir kommen zu Punkt 8:

Antrag der I. Fachkommifsion zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Sterbckasse der Beamten der Rheinischen Pro-
vinzialverwllltung und Aenderung des Reglements über die dienstlichen
Verhältnisse der Proviuzialbeamten der Rheinprovinz vom 12. März 1809

Ich bitte den Herrn Berichterstatter Sanders.
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Abgeordneter Sanders: Meine Damen und Herren! Für die Beamten der Provinz
bestand bis jetzt eine Sterbekasse, die ein Sterbegeld von 1000 Mark zahlte. Auf diese Art sind
bis jetzt 487 000 Mark Sterbegelder ausgezahlt worden, also eine Sache, die für die Beamten von
Bedeutung ist. Diese Kasse hat sich nun, nachdemsie jetzt versichernngstechnisch nachgeprüftworden
ist, nicht mehr lebensfähig erwiesenund muß auf andere Grundlagen gestelltwerden, als sie bisher
vorhanden waren. Es ist beschlossen worden, die Beiträge um 50°/« zu erhöhen. Dann hat sich
die Landesbank bereit erklärt, für die nächsten zehn Jahre den Gesamtbetrag von 90 000 Mark als
Zuschuß zu leisten. Die Hälfte der Beamten sind jetzt Mitglieder dieser Kasse. Damit nun die
Kasse auch auf die Dauer sich als lebensfähig erweist, hat man die Bestimmung vorgeschlagen, daß
diejenigenBeamten, die neu in den Dienst treten, sämtlich auch dieser Sterbekassebeitretcn müssen.
Also der Beitritt ist obligatorisch. Dies erschien einigen Mitgliedern der I. Fachkommission
bedenklich. Die größere Mehrheit aber sieht in diesem Zwangsbcitritt nichts Unzulässiges,besonders
mit der Begründung, daß schon andere Kommunalverbände ähnliche Einrichtungen haben, die sich
dort bewährt haben und die anch von den Beamten nicht als Last empfunden werden.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor, die in der Drucksache Nummer 4 vorgeschlagenen
Beschlüsse zu fassen, denen ich mich persönlichauch noch anschließe.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Hoffmann.

Abgeordneter Hoffmann: Wie in der Fachkommission,so muß ich auch hier im Namen
meiner Fraktion erklären, daß wir dieser Vorlage nicht zustimmen köuuen.

Zunächst ist es ein Vorgehen, das wir nicht für richtig halten, wenn man einfach die
Provinzialbeamten verpflichten will, dieser Sterbekasse zwangsmäßig beizntreten. Dazu liegt
eine Notwendigkeitmeines Erachtens nicht vor, und es ist auch ein Zwang nicht möglich. Jeden¬
falls ist diese Kasse, wie der Berichterstatter selbst sagt, bisher nicht lebensfähig gewesen. Im all¬
gemeinenweiden Kassen, die nicht lebensfähig find, von der Behörde aufgelöst. Wir haben es
hier mit einer Kasse zu tun, zu der, wie die Versicherungstechuiker selbst sagen, die Beiträge der¬
artig erhöht werden müssen, daß sie durch eine andere Kasse keineswegsübcrtroffen werden können.
Infolgedessen ist für die zwangsmäßig herbeigeführtenMitglieder der Beitrag sehr hoch gestellt.
Trotzdem wird erklärt, daß diese Kasse, im Gegensatzzn anderen Kassen, die lebensfähig find, nicht
lebensfähig sei nnd noch durch die Provinz aus allgemeinen Mitteln so und soviel Zuschüsse
erhalten müsse.

Aus diesem Grunde erklärt meine Fraktion, daß diese Vorlage in keiner Beziehung
Berechtigung hat, zumal sie eine Zwangsbestimmung vorsieht, die gesetzlichnicht znlässig ist.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort ist nicht mehr gewünfcht.
Ich bitte diejenigen, die gegen die Vorlage sind, die Hand zu erheben. Das ist die Minderheit.
Der Antrag der Kommissionist angenommen.

Zu Punkt 9:
Antrag der IIn,°Fachkommission zn dem Antrag der sozialdemulratischeu
Partei auf Aenderung des s 2 der Aufnahmebedingungen für die Schü¬
lerinnen in den Provinzial-Hebllmmenlehranstalten,

bitte ich den Herrn Berichterstatter.
Abgeordneter Reese: Meine Damen und Herren! Der Antrag der sozialdemokratischcn

Partei bedeutet mit anderen Worten, daß die uneheliche Mutterschaft nicht mehr ein Hindernis
sem sollte, als Schülerin zur Hebammenlehranstalt zugelassenzu werden. Bei der Beratung in
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0er Fachkommissionstellte sich heraus, daß darüber staatlicheReglements bestehen. Ans diesem
Grnnde konnten wir einen bestimmtenBeschluß in der Richtung mcht vorschlagen wie es die
sozialdemokratische Partei beantragt hatte. Die Kommission beantragt daher, den Antrag so anzu¬
nehmen, wie er aus der Kommissionhcrausgekommeu lst.

Stellvertretender Vorsitzenderv.. Wesenfeld: Wird das Wort gewnuschtV Das ist mcht
der Fall. Ich bitte diejenigen, die gegen den Antrag der Il.Fachkomnnsswn sind, die Hand zn
erheben. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

^Antr7g der II.°Fachk°mmissi°„ zn den Anträgen der sozialdemokratischen
Partei und der unabhängigen sozialdemokratischeu Partei, betreffe d Be¬
willigung von Freistellen für Schülerinnen in den Hebammenlehranstalten.

Berichterstatterin AbgeordneteFran Becker: Meine Damen nnd Herreu! Dre Il^ach-
kommission ha sich eingehend mit den Anträgen der sozialdemokrati chen nnd der unabhängigen
Partei auf Schaffung vou Freistellen für Hebammenschüleriuuenbefaßt^ Wir haben diese Frage
^gehend er^t r" Nach geuauen Besprechungenmit dem zuständigenDezerneueu bestaiiden och

noch einige Meinungsverschiedenheitenin der Frage der Schaffung der Freistellen. Es wurde uns
°naM^ dieser Freistelleu durchführen zu köunen, man erst einmal
^i Mfm mW o7es Mig'sei'und in welcher Zahl die Freistellen festzusetzen s^ Im
ro n.7nd ganz stellten sich aber alle Mitglieder der Fachkommission auf den Standpnu t. daß

sie für 3 Schaffung von Freistellen in dem Sinne sind, worauf der Autrag hinauslauft. Ich
erlaube mir, Ihnen den Antrag der Fachkonimission II» zu unterbreiten:

Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschnß ersnchen,dem uachsten Provmzml-
landtage Vorschlägeüber die Zahl der zu schaffenden Freistellen zu machen.

Ich bitte Sie, diesem Antrage zuzustimmen. ^ , , , ,., . ^ <^,.l«„„«
Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Frau Becker hat sich auch als Diskussion^

'" A^mt^^Be^: Mew Damen nnd Herren- Sie erlaube« wohl, daß ich

^ 3Umg vö^«°/« Freistellen gestellt. Rnu ist aber heute
morgen ei Irrtmn unterlaufeu; fie hat gesagt, diese Anregung sei schonim ru^^
«nicht ganz richtig. Ich habe den ^«g d°" gest U^ kommunistischen Partei nicht zuge-
«tznng. Ich mnß auch konstatieren daß 3 « Plum v°' 0 ,1 )^ ^ ^^^ ^^

ft'mmt hat. Sie haben sich b^s °«e "f den ^tan P g ^^^ ^ . ^ .^
zu lafsen. bis das Hebammengesttzg ch ff ' sti. ^ ^ .^ ^,
>ch m der Minderheitwar. Ich h"e ^ Hnt^ g ^ ^ ^^ ^^.

^sv2^^henl2 «ar, über den Autrag ..

^' ^uge^ ^n^kou^^^^ ^

Arbeiters ^se^
2700 Mark, die znr Ausbilduug w.er ^ «mme uot d v ^^ s ^ ^^ ^
stehen »nf dem Standpuukt aß " ^ ^ ich ez^h ^^ .^ , ^ ^^^) ^
und Liebe zn dem Bernfe haben, es b "«°ch "mogUch 1 ^^^^ ^ ^^.^
wachzurufen,daß sie auch nntberufen st'id, an der Mwnoung , ^
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In diesem Sinne möchte ich Sie bitten, unseren Antrag anzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender I)r. Wesenfeld: Ich bitte diejenigen,die gegen den Antrag

der Fachkommission II«, sind, die Hand zu erheben. Der Antrag ist angenommen.
Punkt 11:

Antrag der Ila-Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Heb¬
ammenwesen einschließlich der Hebammenlehranstalten zu Köln und Elber-
feld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter Abgeordneter vi-. Fischer: Der Antrag der II a-Fachkommissionlautet:
„Der Provinziallandtag wolle den Hrmshaltsplcm über das Hebammenweseneinschließe
lich der Hebammenlehranstalten zu Köln und Elberfeld für das Rechnungsjahr 1921
annehmen".

Hierzu zwei Worte. Meine Damen und Herren! Der 59. Provinziallandtag hatte an
die Provinzialverwaltung die Bitte gerichtet, für die privaten Mütter- und Säuglingsheime in
Köln und Elberfeld, welche im Anschluß an die Provinzial-Hebammenlehranstaltenerrichtet und in
finanzielleNotlage geraten sind, Mittel zur Verfügung zu stellen. In den diesjährigen Haushalts¬
plan fiud für diesen Zweck 50000 Mark eingesetzt worden. Außerdem sind aus anderen Mitteln
der Provinz 100000 Mark ausgeworfen worden. Da uns seitens der Verwaltung mitgeteilt
worden ist, daß es fraglich ist, ob diese 100000 Mark auch im nächsten Jahre zur Verfügung
gestellt werden können, hat die Fachkommission Ha es für zweckmäßig gehalten, daß gleich bei
dem betreffendenEtat für die Zwecke der Säuglingsfürsorge, das heißt für die im Anschluß an
die Provinzial-Hebammenlehillnstalten in Köln und Elberfeld errichteten Säuglings- und Mütter-
Heime 100000 Mark etatsmäßig festgelegtwerden.

Die Fachkommission II a bittet Sie, den Antrag anzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter

Hoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen uud Herren! Sie haben vor ein paar Tagen

sich mit der Frage der Gedenktafeln als Kriegserinnerungszeichenbeschäftigt und habeu da eine
große Summe gegen unsere Stimmen bewilligt. Ich möchte Sie nnn bitten, unseren Antrag, der
bereits in der Kommissiongestellt war, den ich hiermit erneuere, anzunehmen, den beiden Säug¬
lingsheimen in Elberfeld uud Köln, die durch die dort vorhaudenen Provinzial-Hebammenlehr-
anstaltcn besonders belastet weiden, die Unterstützungauf 200000 Mark zu erhöhen. Wenn man
auf der einen Seite für Gedenkzeichen, die zurzeit überflüssigsind, Geld übrig hat, muß man auf
der anderen Seite auch für die Säuglingspflege unbedingt Geld übrig haben. Da nun hier die
Verhältnisse für die beiden Stadtgemeinden außerordentlich schlimm sind, weil sie ganz besonders
durch die Hebammenlehranstalten in der Säuglingsfürsorge belastet werden, müssenwir, weil die
Provinzial-Hebammenlehraustalteu doch Institute sind, die einer Lehraufgabe Rechnung tragen,
nicht Institute, die Uebelschüsse abwerfen, auch verlangen, daß für die Säuglingsheime in Elber¬
feld und Köln die Gewähr gegebenwird, daß sie existieren können, um ihre wichtige Aufgabe, die
Säuglingsfürsorge zu erfüllen.

Ich bitte Sie dringend, einstimmig meinen Antrag anzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter

Ullenbcmm.

Abgeordneter Ullenbaum: Weine Damen und Herren! In der sozialen Fürsorge unserer
Provinz befindet sich eine große Lücke. Sie betrifft die Sänglingsfürsorge. Das verspüren am
besten die Städte, die die Hebammenanstalten haben. Wie liegt die Sache?
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Ein wesentlicherTeil der Bemcher unserer Hebammenanstaltensind unehelicheMütter,
sind verlassene,alleinstehendeMädchen, zum Teil von der Familie verstoßenusw. Sie besuchen
unsere Hebammenlehranstalt. Zehn Tage nach der Entbindung werden sie entlassen. Dann stehen
die Mädchen da ganz verlassen; kein Mensch kümmert sich darum. Die Provinz hat mit der Sache
nichts zu tun; es muß dann die Stadt, wo die Lehranstalt sich befindet, einspringen; das ist für
unsere Rheinprouinz Köln sowie Elbcrfcld. Ganz besonders schlecht sind die Verhältnissein Elberfeld.
Ich habe gehört, daß in Köln die Verhältnisse noch nicht so böse liegen. Ein wesentlicher Teil der
Besucherinnensind uneheliche Mütter. Nach zehn Tagen werden sie entlassen,und wenn wir uicht
in Elberfeld zwei konfessionelle Anstalten hätten, und zwar eine evangelische und eine katholische,
die sich dieser Mütter annehmen, sähe es sehr traurig um diese Personen aus. Aber wie kommen
sie dort an? In der Regel haben diese Mütter, die verstoßenund verlassen sind, nichts am Leibe;
auch für das Kind ist keine Wäschevorhanden. Es ist uns schon erzählt worden, daß die kleinen
Kinder nackt in ein Tuch geschlagen,gebracht werden. Sind die Kinder kränklicher Natur, so
müssen sie längere Zeit gepflegt werden, und das kostet viel Geld. Die Verhältnisse sind bei uns
derartig, daß die Anstalten finanziell total auf dem Hund sind. Alle Bettelei, alle Inanspruch¬
nahme der privaten Mildtätigkeit kann die große Lücke, die hier ist, nicht ausfüllen. So war die
Stadt Elberfeld gezwungen, hier die nötigen Mittel beizubringen. Wir unterstützen städtischerseüs
ohne weiteres die Anstalten. Im verflossenen Jahr waren wir genötigt, allein für auswärtige
Säuglinge 118 003 Mark der Anstalt in Elberfeld. dem Augustinusstift. zuzuführen, dannt über¬
haupt dieses Institut weiter arbeiten konnte. Jeder von Ihnen muß doch einsehen, daß das nicht
so weitergehen kann. Gerade die Städte, die heute finanziell so schlecht stehen, haben derartig
große Fürsorge für ihre eigenen Bewohner zu treiben, daß von ihnen unmöglich noch verlangt
weiden kann daß sie auch für auswärtige Arme, für auswärtige Hilfsbedürftige eintreten. Man
tut ja geru, was man kann. Aber, wo es nicht möglich ist. nmß die Provinz eingreifen. Deshalb
war der Antrag, der hier von meinem Kollegen Hoffmann gestellt worden ist, vollkommenange¬
bracht In den Etat für 1920 sind nur 6000 Mail für Säuglingsfürsorge eingesetzt. In den
Etat für 1921 hat man 50 000 Mark mehr eingesetzt, also 56 000 Mark. Ich habe vorhin schon
gesagt, daß allein für diese Zwecke die Stadt Elberfeld 118 000 Mark diesen beiden Stiftuugeu
zugeführt hat. damit sie ihren Aufgaben nachkommen konnten. Es ,st allerdings beschlossenworden,
daß die beiden Städte 150000 Mark haben sollen. Aber damit kommen wn mcht aus. Diese
Lasten werden immer größer. Die Geburten unehelicher Kinder nehmen nicht ab. Deshalb muß
hier von der Provinz mehr getan werden. . ^ « ^. ^

Ich möchte deshalb nochmals voll uud ganz den Antrag meines Kollegen Hoffmann

"""^Nachdem aber nun die Fachkommission schon entschieden hat und es bekannt ist daß man
die Beschlüsse der Fachkommission,wenn sie ziemlich einmütig angenommensind schlecht umstoße»
wn. nIe ich ewen anderen Vorschlag machen, uud zwar dahingehend da wir noch weitere
50000 Mark für die Hebung der Säuglingspflege aus dem Fonds des Titels VI Nr. 8 des
Haupthau^h^ Mark zur Bestreituug unvorhergesehener,insbesonderedurch
die Teueruna eingetreteneraußerordentlicherAusgaben stehen, bewilligeu. , ^. , _

Un er Landeshauptmann war in der Fachkommission I s«"« bewt ftr den Wlederau bau
und die M d herstelluugdes Landesmuseumsiu Trier aus diesem Fonds 50000 Mark zu bewilligen.
Wir habm d auf °" ere Art und Weise geregelt. Ich biu der Meinung daß er Herr Landes¬
hauptmann «.ch 3r keinen Widersprucherheben wird, wenn wir sagen- Für diesen wirklich not-
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wendigen, menschenfreundlichen, edlen Zweck tonnen wir noch 50000 Mark bewilligen. Es ist
dringend notwendig.

Ich möchte Sie bitten, einmütig für unseren Antrag zu stimmen, welcher folgendermaßen
lautet: „Wir beantragen, zur weiteren Hebung der Säuglingspflege in den Hebammenanftaltcnin
Elberfeld und Köln aus dem Titel VI Nummer 8 des Haupt-Haushaltsplans 50000 Mark zu
nehmen und für obigen Zweck zu verwenden." (Bravo! links.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
AbgeordneterDr. Fischer: Der Antrag des Herrn Kollegen Hoffmann hat der Fach¬

kommission II a vorgelegen. Die Fachkommission II«, hat sich einmütig auf den Standpunkt gestellt,
daß es erstens nicht zn dem Aufgabenkreisder Provinzialverwaltung gehört, Sänglingsfürsorge im
allgemeinenzu treiben. Wir haben uns später, nachdem allerdings vorher von verschiedenen Städte¬
lind sonstigen Vertretern das Vorrecht von Elberfeld und Köln bestritten wurden war, einmütig auf
den Standpunkt gestellt, daß die privaten Anstalten, die innerhalb dieser beiden Städte im Anschluß
an die Pruvinzial-Hebammenlehranstalten errichtet worden sind, doch nennenswerte Zuschüsse von
selten der Provinzialverwaltung erhalten sollen. Herr KollegeHoffmann beantragte eine Erhöhung
von 100000 auf 200000 Mark. Wir haben daraufhin einstimmig den Beschluß gefaßt,
150000 Mark für diesen Zweck zu bewilligen. Wir verkennen absolut nicht, daß die Summe
vielleicht zu gering ist. Andererseits ließe sich aber ein Mittelweg in der Weise finden, daß, was
uns auch bereits von dem Herrn Dezerneuten zugesagt worden ist, eine Erhebung nach der Richtung
angestellt wird, inwieweit tatsächlichin Elberfelder und Kölner Anstalten Mütter und Säuglinge
untergebracht sind, die nicht aus der Stadt Kölu oder der Stadt Elberfeld stammen Insofern,
meine Damen und Herren, bitte ich namens der Fachkommission II»,, den Antrag, 150 000 Mark
in den nächstjährigenEtat einzusetzen, anzunehmen. Wir haben dann vielleicht im nächsten Jahr,
nachdemuns die Statistik vorgelegt ist, Gelegenheit, erheblich größere Mittel zu bewilligen. Da
die Verhältnisse, wie sie uns von den beiden Herren Vorrednern vorgetragen sind, gleichfallsberück¬
sichtigt worden sind, bitte ich gleichfalls, den Antrag der Fachkommission II», anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Wir kommen zur Abstimmung, Gegen
die Annahme des Antrages der Kommission,wonach 150 000 Mark zur Verfügung gestellt werden
sollen, ist von keiner Seite Einspruch erhoben. Es ist aber von zwei Seiten beantragt, die Summe
auf 200000 Mark zu erhöhen. (Zuruf Haas: Ueber den Antrag der sozialdemokratischen Fraktion
mnß zuerst abgestimmtweiden!)

Es find, wie gesagt,'zwei Anträge auf Erhöhung gestellt. Der eine Antrag von der
sozialdemokratischen Fraktion lautet: (Es folgt nochmalige Verlesung.) Ich bitte diejenigen, die
diesem Antrage zustimmenwollen, die Hand Zu erheben. Das ist die Mehrheit. Damit ist der
Antrag der sozialdemokratischen Fraktion angenommen. Ueber den Antrag des Herrn Hoffmann
bedarf es nunmehr keiner Abstimmungmehr.

Punkt 12:
Antrag der Ila-Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Blindenunterrichtsanstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied
(Auguste-Viktorill-tzaus), sowie den Unterstützungsfonds für Blinde für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Fischer: Meine Damen nnd Herren! Die Fach¬
kommissionbeantragt die unveränderteAnnahme der Haushaltspläne. Ich bitte Sie, dementsprechend
zu beschließen.
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Im Zusammenhanghiermit, meine Damen und Herren, muß ich auf einen Beschlußdes
60. Rheinischen Provinziallandtages zurückgehen,der den Provinzialausschußersucht hat, die Provinzial-
vcrwaltung zu ersuchen, beim Vorhandenseinmehrerer Fälle von Anstaltsbedürftigkeitin einer Familie
eine wohlwollendePrüfung der Veitragsfähigkeit der Erziehungsberechtigteneintreten zu lassen und
über solche Fälle gelegentlich der nächsten Tagung des Provinziallandtages zu berichten.

Es handelt sich um Fälle, in denen zwei oder mehr Kinder derselben Familie auf Grund
des Gesetzes vom 7, August 1911 über die Beschulungblinder und taubstummer Kinder in der
Pflege des Provinzialverbandes untergebracht sind. Diese Nachweisnngist der Kommission vor¬
gelegt worden. Es handelt sich bei den Taubstummen um 22, bei den Blinden um 4 Fälle.
Die Kommissionhat von der Nachweisung Kenntnis genommenund gefunden, daß den Grundlinien,
nach denen die Fachkommission II a die Anträge, die Unterbringung der Kinder und die Kostentragung
behandeltwissen will, Rechnunggetragen wird. Wir bitten deshalb, von der Nachweisuug Kenntnis
zu nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfcld: Das Wort hat Herr Landesrat Zillikens.
Landesrat Zillikens: Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir nur wenige Worte,

mit denen ich eine Bemerkungzu einigen Ausführungen machen mochte, die Herr AbgeordneterHaas
bei seiner Gtatsrede am vorigen Dienstag zum Vlindenanstaltsetat gemacht hat. Herr Abgeordneter
Haas hat dabei feststellen zu müssen geglaubt, daß die Beträge, welche in den Arbeitsbctriebcnals
Anteil der Zöglinge am Erlös ausgeworfen sind, im Laufe der Jahre immer geringer geworden
seien. Er hat ausgeführt, daß der Prozentsatz der Beteiligung am Erlös von zirka 12°/« im
Jahre 1913 über 10°/a bis auf 3"/o gesunken sei. Leider kann ich der Rechenmcthode, die Herr
Haas dabei eingeschlagen, und der Kritik, die er daran geknüpfthat, nicht folgen. Er hat nämlich
den Anteil am Erlös in prozentualenVergleichzu dem Reinerlös aus den Arbeitsbetriebengestellt.
Das dürfte aber meines Erachtens nicht richtig fein. Wenn die Rohstoffe, die in den oberen
Klaffen verarbeitet werden, namentlichKokusfafern,Fiber usw., im Preise gestiegen und demgemäß
auch die Fertigprodukte teurer geworden sind, so rechtfertigt das noch nicht, daß in demselben
Umfang der Anteil der Zöglinge am Erlös aus diefen Handarbeiten gesteigert wird. Vielmehr
kann meines Erachtens der Erlös aus der Arbeit der Zöglinge nur in einen prozentualenVergleich
zu dem Nettoerlös des Betriebes gestellt werden, und in der Beziehungglaube ich, daß die Anstalten
richtig verfahren und jeder Keitik standhalten. Es hat nämlich in den letzten Jahren seit dem Jahre
1910 der Prozentsatz, der an die Zöglinge verteilt wird, betragen: 37, 33, 35, 32, 37, 33, 34"/«,
50 °/a im Jahre 1919, 33 °/° im Jahre 1920, und in diesem Jahre sind 6000 --- 36"/» in den
Etat eingesetzt wurden.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort ist nicht weiter gewüufcht.
Widerspruchist nicht erhoben. Ich stelle die Annahme fest.

Ich bitte zu Punkt 13:
Autrag der I. und III. Fachtommifsiou zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Erhöhung der Straßenunterhaltungs-
renteu,

den Berichterstatter, Herrn Dr. Scmssen.
AbgeordneterDr. Saasseu: Meine Damen und Herren! Die gewaltig gestiegenen Wege-

bllukosten belasten nicht nur, wie Sie aus dem Etat ersehen haben, den Haushaltsplan der Provinz,
sondern drücken in noch viel stärkeremMaße die kleinerenGemeinden, Städte nnd Kreise, die die
Unterhaltung der Provingialstraßcn übernommenhaben. Der Anteil an den staatlichenDotations-
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reuten, der für die Unterhaltung der Provinzialstraßen bezahlt wird, und die Unterhaltungsrente
der früheren Bezirksstraßen decken nunmehr in bescheidenemMaße die tatsächlichen Kosten der Wege-
unterhllltung. Die Leidtragenden habeu aus diesem Grunde schon seit längerer Zeit den Versuch
gemacht, bei der Provinzialverwaltung eine Erhöhung ihrer Dotationsrentcn durchzusetzen. Der
Proviuziallandtag hat sich iu seiner letzten und vorletzten Tagung mit dieser Frage befaßt uud deu
Proviuzialausschuß beauftragt, dem nächsten Landtage eine Vorlage darüber zu machen, wie dieser
Unbilligkeit abgeholfen werden könne. Die Vorlage selbst befindet sich in Ihren Händen, Das
Ergebnis ist eine Ablehnung, einmal aus rechtlichen Gründen, zweitens, weil die Durchführung sehr
schwer ist.

Meine Herren! Diese Begründung läßt sich zum mindesten anfechten. Da fie aber vor
allem der Uubilligkeitnicht abhilft, die in dieser ungleichen Belastung besteht, habe ich mir erlaubt,
im Namen einer Reihe kleinererGemeinden einen Antrag einzureichen,der Ihnen in Drucksache 61
vorliegt. Der III. Fachausschußhat den Antrag durchberatenund mit einigen Ergänzungen Ihnen
hier als Antrag unterbreitet. Weiterhin hat die I, FachkommissionZu der ganzen Angelegenheit
vom finanziellen Standpunkte aus Stellung genommen. Die Stellungnahme geht dahin, daß über
die Prüfung des Rechtsstandpunltes hinaus uunmchr die Frage vom Standpunkte der Billigkeit
behandelt und ein Weg gefunden werden müsse, wie die ungleicheBelastung ausgeglichen werden
tauu. Praktisch ist die Sache nämlich so, daß diese Gemeinden einmal die eigenen erhöhten Unter¬
haltungskosten, soweit sie die Dotationsrcuten überschreiten,trage» müssen, und andererseits in der
Provinzialumlage wiederum mit beitragen müssen, um die gewaltigen Kosten zu decken, die die
Provinz ihrerfeits über die Dotationsrentcn aufbringen muß.

Da wäre die Frage zu prüfen, ob man entweder im Sinne des § 27 des Provinziell«
abgabengesetzes Abhilfe fchafft, indem mau diese vermehrte!!Kosten vorweg denjenigen Gemeinde»!
bezw, Kreisen zur Last legt, für die sie aufgewendetwerden, oder ob man etwa deu Weg geht, wie
ich ihn vorzuschlagendie Ehre habe, daß man nämlich eventuell nach Wahl der Belasteten die
Straßen auf die Provinz zurück übernimmt oder aber die Renten entsprechend erhöht.

Meine Damen und Herren! Es ist nicht zu verkennen, daß bei aller Dringlichkeit der
Angelegenheitdie Durchführung sehr schwer ist. Die Straßen sind erheblich verändert, uud es
fragt sich: Wie soll hier das Verhältnis zwischen Provinz und Gemeinde geregeltwerden? Außer¬
dem ist nicht zu verkennen, daß in dem einen wie in dem andern Falle die Durchführung eines
derartigen Beschlussesder Provinz gewaltige neue Lasten auferlegt, die zum mindesten auf etwa
7 Milliouen, das heißt etwa 7°/« des augenblicklichen Nealsteuersolls, zn veranschlagensind.

Aus diesem Grunde hat die I. Fachkommissionund mit ihr die III. Fachkommission
beschlossen, Ihnen vorzuschlagen:

Der Autrag möge dem Proviuzialausschuß nochmals überwiesenwerden mit dem Ersuchen,
eine neue Prüfung vorzunehmen, uud zwar nach Anhörung der kommunalen Spitzenverbände.
Diese Prüfung foll sich aber nicht auf den Nechtsstandpunkt beziehen, sondern es soll geprüft
werden, wie im Wege der Billigkeit die geschilderte ungleiche Belastung ausgeglichenwerden kann.

Damit nun aber bereits möglichstbald die Gemeinden in den Besitz der für die Durch¬
führung der laufenden Straßenunterhaltung notwendigenMittel kommen,die sie haben müssen, um
nicht unter der überschweren finanziellenBelastung zufammenzubrechen,— Sie wifsen ja alle, daß
die Wegeabnutzungbedeutend größer gewordenist einmal durch den Verkehr der Besatzungstruppen
und zum andern durch deu Verkehr der Kohlenfuhrwerke—, schlägt die I. Fachkommission Ihuen
weiter vor, den Provinzmlansschuß zn ermächtigen, bereits für das laufende Rechnungsjahr eine
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vorläufige Regelung zu treffe» und hierzu die der Provinz aus einer eventuellenErhöhung der
staatlichenDotationsrenten zufließenden Mittel zu verwenden. Nach mir gewordenen Informationen
besteht die Hoffnnng, daß die Provinz demnächst eine etwa 500 prozentige Erhöhung der Dotations¬
renten erhält. Dadurch würde der Provinz ein Betrag von schätzungsweise15 Millionen zufließen.

Falls der Provinzialausschuß von dieser Ermächtigung keinen Gebrauch macht, soll in
Aussicht genommenwerden, daß der nächste Provinzinllandtag der endgültigenRegelung rückwirkende
Kraft verleiht, sofern hierzu die eben erwähnten Mittel zur Verfügung stehen.

Namens der I. Fachkommission habe ich Ihnen die Vorlage zur Annahme zu empfehlen.
Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterKoch.
Abgeordneter Koch: Meine Damen und Herren! Ich bedauere, daß es uicht-bei dem

Beschlußder Fachkommission III gebliebenist und daß mau die Sache noch einmal dem Provinzial¬
ausschußüberweist. Ich meine, die Schwierigkeiten,die hier von dem Berichterstatterhervorgehoben
worden sind, würden recht gut zu lösen sein, wenn man nach dem Beschluß der Fachkommission III
gearbeitet hätte. Ich befürchte,daß die Sache, wenn sie noch einmal an den Provinzialausschuß
verwiesen wird, in die Lange gezogen wird.

Ich möchte darauf hinweisen, daß nicht allein die kleineu, leistnngsschwacheu Gemeinden,
sundern auch größere Orte, wie ich das in meinen ersten Darlegungen nachgewiesenhabe, sehr uuter
dieser alten Ungerechtigkeit zu leiden haben. Ich habe Ihnen ja bereits nachgewiesen, daß wir in
Remscheid, wo wir eine halbe Million ausgeben, nnr 32 000 Mark erhalten. Das sind die Ver¬
träge von vor 25 Jahren. Sie können nicht mehr gelten, wenn man auch, wie ich zugebe, recht-
llch gegen die Sache nichts machen kaun. Es entsprichtaber doch der Billigkeit, daß die Provinz
°en ,Gemeinden dasjenige gibt, was ihnen die Straßen selbst kosten. Im Etat wird ja nach¬
gewiesen, daß die Provinz, während sie im Jahre 1918 noch für eineu Kilometer Straße 760 Mark
ausgegeben hat, im vorigen Jahre 4040 Mark ausgeben mußte. Sie wird sicherlich in diesem
Jahr pro Kilometer mehr als 6000 Mail ausgeben, weil die Preise für Walzen usw. um 50°/o
gestiegen sind.

Ich wünsche dringend, daß nach dem Beschluß der Kommission III gearbeitetwird. Man
kann nicht sagen, daß dies eine Sache ist, die den Provinzialausschuß nicht beschäftigt hat. Meine
Damen und Herren, schon seit Jahren ist diese Streitfrage akut; schon seit Jahren beschäftigtman
sich in der Provinzialverwaltung mit dieser Frage, nnd die Provinzialverwaltung hat sich mit
Händen und Füßen dagegen gewährt, die berechtigten Ansprüche der Gemeinden anzuerkennen. Ich
meine, man übergeht den Provinzialausschuß nicht und könnte ganz gut auf dem Wege, wie ihn
b'e Fachkommission NI vorgeschlagen hat, die Sache durchführen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann I)r. von Nenvers: Ich will auf die rechtliche Seite absolut nicht

wehr eingehen; sie liegt Ihnen in der Denkschrift vor, ich nehme darauf Bezug. Ich möchte nur
betonen: Ich halte es für dringend notwendig, daß der Provinzialausschuß mit der Sache befaßt
wird. Man kann nicht sagen: Prozentual werden alle Straßenrenten erhöht. Da ist eine Straße,
bü kolossal benutzt wird; da ist eine andere Straße, die fast gar nicht benutzt wird. Das muß
erwogen und geprüft werden. Meine Herren, unsere Straßen sind nicht mehr die alten. Ich nehme
i- B. eine Straße an, die wir noch in der vorgeschriebenen Weise mit 5 ru Breite zu unterhalten
hatten. Dann hat die Stadt sie übernommen. Da sind Trottoire augelegt,da sind Gräben angelegt,
°" sind Rinnen angelegt, alles Sachen, die wir nicht zu machen hatten. Wenn derartige Straßen
"ut einem neuen Zuschuß versehenwerden sollen, muß das genau geprüft werden. Das ist eine
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Aufgabe, die nicht von heute auf morgen gemacht werden kann, sondern da muffen die Bauämter
mitarbeiten. Es find Straßen, die von uns als gewöhnliche Landstraßen übergebenworden find.
Darauf liegen aber jetzt zwei oder drei Schienengleife. Davon hat die Stadt eine gewisse Ein¬
nahme. Das mnß alles berechnet werden. Wir haben keinen Afphalt anf die Straßen aufzubringen
gehabt; das hat die Stadt gemacht; da muß eine Verrechnunggemachtwerden. So einfach, wie
Herr Koch sich das vorstellt, ist die Sache nicht. Es wird noch eine ernste Aufgabe für den Pro-
uinzialausfchnßfein, in Verbindung mit den Bauämtern hier klare Bahn zu fchaffen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wefenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Dr. Saasfen.

'Abgeordneter Dr. Saaffen: Die Kommission stand an und für sich auf dem Standpunkt,
daß recht bald geholfenwerden foll. Wenn sie trotzdem entgegen den Ansichten mehrerer Mitglieder
zu dem Ihnen vorliegendenAntrag kam, fo veranlaßte sie dazu vor allem die Frage, wie die
Kosten aufgebracht werden follen. Da die Erhöhung der staatlichen Dotationsrenten einstweilen
noch in ungewisser Zukunft liegt, fo müßten wir, falls wir dem Vorschlage des Herrn Abgeordneten
Koch folgen wollten, eine Erhöhung der Provinzialumlage von etwa 7°/» befchließen. Es bedarf
keiner Frage, daß eine solche Erhöhung der den Kreisenund Städten bereits mitgeteiltenProvinzial¬
umlage im gegenwärtigen Augenblick, wo die meisten Stadt- und Landkreife bei der Aufstellung
ihrer Haushaltspläne bereits mit der mitgeteilten Umlage gerechnet haben, äußerst unerwünscht
sein würde. Aus diesem Grunde haben wir geglaubt, den vorgeschlagenen Weg gehen zu sollen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Der Herr Abgeordnete Koch hat, wenn
ich recht verstanden habe, den Antrag der III. Fachkommission wieder aufgenommen.

AbgeordneterKoch: Ich ziehe meinen Einspruchzurück, wünsche aber, daß der Prouinzial-
ausschuß die Sache im beschleunigten Verfahren bearbeitet.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Wesenfeld: Nachdem der Einfpruch zurückgezogen ist,
liegt kein Widerspruchmehr vor. Der Antrag der I. Fachkommission ist angenommen.

Abgeordneter Dr. Juries: Ich nehme an, daß zwischendem Antragsteller und den
KommissionenEinigkeit darüber besteht, daß die nochmaligePrüfung des Provinzialausschusses.
(Zuruf Eberle: Die Sache ist aber erledigt!) Die Abstimmung bedarf der Klärung. (Zuruf: Die
Sache ist festgestellt!) Meine Herrschaften, zur Klärung der Sachlage lediglich habe ich zur Ab¬
stimmung das Wort erbeten.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Die Abstimmung ist abgeschlossen. Das
ist also nicht mehr zulässig.

Punkt 14:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
Strllßenverwllltung nebst

Anlage ^, Voranfchlag über die Verwendung der Eisenbahnmittel,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung der Mittel zur Unter¬

stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922.

Berichterstatter AbgeordneterMarx,: Meine Damen und Herren! Zu dem Haushalts¬
plan der Proviuzilll-Straßenverwaltung habe ich kurz folgendes zu fagen.

Im Ausschuß wurde über die Vergebung der Straßenbauarbeiten lebhaft Klage geführt,
und zwar mit Recht. Bislang sind diese Arbeiten freihändig vergeben wurden; von einer Aus¬
schreibunghatte man Abstand genommen. Die Verwaltung hat sich aber auf Gruud diefer
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berechtigten Klagen belehren lassen und erklärte, daß für die Folge diejenigenArbeiten be, denen
eine Ausschreibungmöglich ist, ausgeschriebenwerden. Des weiteren wurde von der Kommission
die Ansicht ausgesprochen,daß bei Vergebung von Arbeiten ein AugennM darauf zu richten sei.
daß die betreffendenUnternehmer gehalten werden, dort wo tarifliche Vereinbarungen zwischen
Unternehmer- und Arbeitnehmerorganisationenbestehen, dieselben innezuhalten.

Des weiteren hat die FachkommissionIII Bezug genommen auf das. was heue vor
8 Tagen bereits bei der ersteu Lesung des Etats von meinem Kollegen Haas in Bezug auf die
Einnahmen aus deu Obst- und Grasnutzungenvorgebracht

daß die Einnahmen zu genug seieu. Wir sehen auf Seite 290 Titel III P stton 5 unsres
Etats eine Summe von 90000 Mark flir nnsere Obstnutzuugenm Einnahme g stellt. De Ansicht
der Verwalw g ging nun dahin, daß es augenblicklich oder überhaupt m Zukunft nicht mogl ch
sei. eine höhere Summe einzusetzen,weil alle diese Positionen sehr großen Schwankungeu ausge-

^ ^Jedoch war man. gleichfalls auf Gruud verschiedener Beschwerden, der Aiisicht. daß für
die ZMnf 3 Vers 7g unge» mehr bekannt gegeben «erden. Es soll „ich mehr vorkommen

wie?^ ist. daß nur 1 oder 2 Interessenten von diesen Versteigern^
Kenntnis erhalten. Die Verwaltung sagte zu. ihr Bestmöglichesdazu beizutragen, daß diese Ver-
fteigerungenallenthalben einem größeren Interessententreisebekanntgegeben werden.

VeMalich der Grasnutzungen wnrde von eiten der Verwaltuug erklart daß die Pacht-
vertrage ml" Diese Verträge seieu augenblicklich abgelaufen e, w Neuw.gMig
der Verträge sei bereits eine größere Summe herausgekommen,so daß mau heute '^ «" «m>
Einnahmeposten von ungefähr 150000 Mark rechnen konnte, gegennber e.ner Einnahme von

^ ^ner'ha! stch d^H2n^I1I mit den Wünschen und gleichzeitig auch Beschwerden
der liber ^ Seiten ^^^

"altung erklärte hierzu, daß ihren Fähigkeiten und

umgesetzt werden muß. <m»l°«l-i>,. ^ck bemerke daß der heute unter den

heute morgen eingereicht wurde, »st ", innem eri«n <.,-. , ,

^
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bereits besprochen wordeu. Wir haben in der Fachkommission III unsererseits diese Frage ange¬
schnitten, um Aufklärung darüber zu erhalten. Der Herr Landesrat hat dann seinerseitsuns auch
die nötige Aufklärung gegeben, uud es ist bereits von dem Kollegen Marx, der den Bericht erstattet
hat, kurz darauf eingegangenwurde». Jedoch haben wir durch eine nachträglicheErluudigung fest¬
stellen müssen, daß es nicht in allen Fällen so ist, wie wir die Auskunft erhalten haben.

Ich möchte, bevor ich auf die wesentlichen Punkte eingehe, kurz den ersten Punkt, der
nicht so wesentlich ist, aber immerhin eine gewisse Bedeutung hat, streifen. Das bezieht sich auf
die 'Büroriiume der Landesbcmsekretiire,Hier wurde uns von selten des Herrn Landesrats die
Erklärung abgegeben, daß unserem Wunsche und dem Wunscheder Landesbausekrelärebereits ent¬
sprochen sei. In Zukunft wilrde es überhaupt nicht mehr so gehandhabt werden, daß die Landes¬
bausekreläre in den Wohnungen der Landesbauinspektorenuntergebracht würden, sondern die Pro-
vinzialverwaltung als solche würde das in eigene Regie Übernehmen,sie würde die Büroriiume selbst
mieten. Es wurde uiimlich darüber Klage geführt, daß hiervon gewöhnlich von den Landes¬
bauinspektorendie allerschlechtesten Wohnräume genommen würden. Dagegen hat selbstverständlich
der Herr Landesrat Einspruch erhoben. Jedoch ist dies bei den nachträglichenErkundiguugen, die
wir eingezogenhaben, nicht so ganz restlos dahingehendrichtiggestellt,wie es der Herr Landesrnt
in der Fllchkommissionssitzung gesagt hat. Ich will mich — und ich glaube auch im Sinne der
Landesbausekretäreund unserer Fraktion zu sprechen — mit dem einverstandenerklären, was der
Herr Landesrnt uns in der Fachkommissiongesagt hat. Ich habe die Hoffnung, daß in Zukunft
diesem Uebelftandeabgeholfenwird, und will nicht auf die Einzelheiten eingehen, denn es kommen
die verschiedenstenGesichtspunktein Frage, mit deren Anführung ich Sie zu sehr langweilen würde.
Nachdem uns der Herr Landesrat die Versicherunggegeben hat, es soll in Zukunft nicht mehr vor¬
kommen, hoffen wir, daß die Fälle, die augenblicklich noch vorliegen — denn es sind Tendenzen
vorhanden, die Büroriiume noch in den Räumen der Landesbauinspektorenunterzubringen —,
beseitigt werden. Dann können wir uns ohne weiteres damit einverstandenerklären.

Ich komme nun auf eie Fernvertretungen. Diefe Frage wurde meinerseits auf Gruud
unseres Antrages in der Fachkommisfionssitzuug bereits angeschnitten,und der Herr Landesrat gab
mir dann die Aufklärung dahingehend, daß in dieser Frage wohl nicht allzuviel zu machen sei,
denn die Landesbausekretärehätten die innere Vertretung, wogegen der Landesbauinspektor als
solcher den technischen Außendienst hat. Ans Grund dessen könnte es schlecht angehen, daß die
Landesbausekretärenun den Landesbauinspektorals solchenvertreten. Auf meine Frage, ob denn
letzten Endes die Landesbauwcgemeistereher in der Lage wären, den Landesbauinspektorvertreten
zu tonnen, wurde das ziemlich bejahend beantwortet. Uns liegt selbstverständlich nicht etwa daran,
die eine Kategorie gegen die andere auszuspielen. Ich meine, meine Damen und Herren, von diesem
Gedanken dürfen wir uus absolut uicht leiten lassen, wenn wir dieses Problem aufrollen, sondern
uns liegt nur daran, im Interesse der Provinzialverwaltung hier Kosten zu sparen, Wenn Sie
die Etatsberichte zur Hand nehmen, werden Sie auf manches stoßen, was uns ohne weiteres
dazu berechtigt.

Wenn nun behauptet wird, wie es in der Fachkommissiongeschehen ist, die Landesbau¬
sekretäre wären nicht die richtige Vertretung, so müssen wir das nach den nachträglichen Feststellungen
eben bestreiten. Es haben auch bereits in früheren Provinziallandtagen diesbezügliche Auseinander-
'^"ngen stattgefunden,und felbst der Herr Landeshauptmann hat sich seinerzeit dahingehendgeäußert,
^ß die Vertretung der Landesbauinspektorenbei Krankheitsfällen oder bei irgendwelchenanderen
MIegenheiten (Urlaub usw.) in die Hände der Landesbaufekretiireübergeben werden soll. Von
Msem »st „atürlich in der Prar.is kein Gebrauch gemacht worden,
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Wenn nun gesagt wird, der Landesbausekretiirhätte nicht die Vorkenntuisse, so stimmt das
nicht. Denn das muß auch von dem Herrn Landesrat zugegeben werden, daß
°n und für sich eine akademischePrüfung zu bestehen hat. Es ist selbstverständlich richtig daß der
Landesbauinspektoreine höhere akademische Bildung mit auf den Weg bringen muß. Aber wir
vertreten die Auffassung,daß unsere Wirtschaft nur gedeihen kann, wenn auch den unteren Schlchten
die Möglichkeit e ben wird, in die höchsten Stellen zu steigeu, vorausgesetzt natürlich, daß ste d e
nötigen Fähigkeitenmitbringen. Das fordern wir nicht bloß innechalb er K°n.mnna. P^n.z.al-
und Staatsv rwaltnng. sondern anch innerhalb der Industrie. Vorbildlich auf d«ftm G .e st
letzten Endes die Privatindustri, wo es viel eher möglich

zu kommen. Ich glaube auch, daß diese freie Entwickelungsmöglichke,es ^ns« . W Im mtwen
so entwickeln zu können, wie er will, anch in früheren Jahren "el bazu be.g tragen hat daß d

Privatindnstrie leistungsfähiger war als jeder Kommnna- oder Swatsbetn W r müsse v

allen Ding n auch inmal in nnseren Staatsbetrieben dazu kommen. die fme ^«U twe s M ns^
sich auswirkenzu lassen. Von folgenden Gefichtspuukten lassen wir uns leiten: Erstens a s Spar am.
ei srücksch n K d Provinzi lv rwaltnng. dann von der ungehemmtenEntw'ckelungsmogl.chwtder

unteren Beamten.
""" Au7den Dienstanweisungen,die für die Provinzialbausetretäre maßgebend sind können wir

ohne weit re sthen. da von diesen Herren Prüfnngen verlangt «erden d. voraus etzma ste
den Laudesban n ve tor als solchen vertreten können. Der einzige Grund, der stichhaltig ,st. wäre

d . d ""3 Prüfuug eventuell allzu sehr aus der Praxis herausgezogenwerden

und dann vielleicht dmch ihre Arbeitsweise. - dnrch den inneren D«nst. - mcht me r ° ^
dem laufenden bleiben können. Aber nach den Informationen, d.e wn n°ch d eser Se e.g zog n
haben, bleibt dieser Einwand nicht mehr bestehen, sondern w.r müssen auch diesen

sind vielmehr zu der Auffassunggekommen, daß auch der ° ne «" '^ « M «
des Laudesbau nspektors verseheukaun. Sie können es l°//bt .mch^
genommen wird. Da werden Sie feststellenkönnen, daß eine technische ^'ld g f^
sekretär gewünschtwird. Daß diese Meinnng richtig .st. bewe'st auch d S tzuu er ch

41. Provimia landtaa« Ich habe hier den stenographischen Bericht. Danach hat der damalige
damals die Frage hier augeschnittenworden ist. selbst verlaugt,

da i Z f ie La«^ usekretäremit jenen Fähigkeiten angestellt würden, un. den Landeswi-
"spe o^ ^ Ts steht im stenographischen Bericht auf Seite 2? und mochte S e

dringt ersuche" ^s ebenM nachzulesen, dann branche ich hier nicht länger daranf emzngehen.

denn es würde Ihre Zeit »" «, An^mch ^ ^ ^ ^, ^^ ^„^.^

°..I»N».. di.«....».. 'i«nSwi°nb^»ft°« n , ^^°^„,',.,,» ,.,. L»s., I»,.d..„
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Wir sehen aber auch weiter, daß schon bereits andere Landesbauinfpektorendie Fernvertretungcn
übernehmen. Wenn es möglich ist, meine Herren, daß ein Landesbauinspektoreine Fernvertretung
übcruehmenkann, und zwar nicht auf kttrzere Zeit, sondern auf Monate hinaus, dann muh uns
unbedingt der Gedanke komme»,daß hier etwas nicht stimmt in der Verwaltung, Denn wenn es
möglichist, daß der Herr Landesbauinspektordie Stelle auf so lange Dauer vertreten kann, dann
vertrete ich persönlich die Auffassung: Dann sind unter Umständenfo nnd foviel Stellen, die hier
besetzt sind, — es sind 16 im ganzen oder 15, nachdem das Saarrevier ausgeschieden ist — nicht
mehr erforderlich. Etwas ist auf jede» Fall nicht richtig. Es ist aber auch eine unnütze Geld-
ausgabe für die Provinzialverwaltung, denn durch diefe Fernvertietungen entstehen der Provinzial-
verwaltungdoch Kosten. Diefe Herren, die von auswärts herangezogen werden, bekommenimmerhinihre
Spesen; sie müssen etwas dafür vergütet bekommen;man findet es, wenn ich nicht irre, im Etat
wieder. Das könnte man sich also sparen, zumal der damalige Provinziallandtag und der Herr
Landeshauptmann ebenfalls auf dem Standpunkte standen, daß diese Stellen die Sekretäre versehen
sollen. Wir vertreten die Auffassung,daß diese Stelle durch den Landesbansekrctärin Zukunft verfeheu
werden muß, um der Provinzialverwaltung in Zukunft Kosten zu ersparen.

Bezüglich unseres Antrages haben wir noch zu sagen, daß wir die vakantenStellen selbst¬
verständlich nicht genehmigenwollen. Wir sind zu dieser Auffassung deswegengekommen, weil wir
uns sagen: Es muß hier unter allen Umständen erst die Sache aufgeklärt werden. Erst dann,
wenn Klarheit besteht, wenn wir im vollen Umfange informiert sind, nnd Sie überzeugenuns davon,
daß es unter allen Umständen notwendig ist, diefe Stellen aufrecht zu erhalten, dergleichennicht
durch einen Sekretär versehen werden können, sind wir bereit, Ihnen diese Stellen zu genehmigen.
Solange das aber nicht geklärt ist, meine Damen uud Herren, können wir uns uicht dazu hergeben,
denn wir müssen doch zu der Auffassungkommen, daß hier nach einer Seite hin wenigstens Remedur
geschaffen werden könnte und wir der Provinzialverwaltung ohne weiteres Kosten dadurch sparen.
Das sind die Ursachen, weswegen wir dazu gekommensind, zu verlangen, daß die zwei Stellen
gestrichen werden.

Wir haben aber geglaubt, es uicht dabei bewenden lassen zu müsse». Der Kollege Marx
hat vorhin schon die Broschüre angeschnitten,die der Bund der technischen Angestelltenan die ein¬
zelneu Provinziallllndtagsabgeorduetenbezüglichder Reformen in dem Verwaltungskörper der Pro¬
vinzialverwaltung versandt hat. Ich glaube, meine Damen und Herren, daß wir uns auch in der
Provinzialverwaltung als Abgeordneteeinmal ernstlichdamit befchäftigen müssen. Wenn von außen
her von einer großen Körperschaft,von einer großen Organisation derartige Wünsche uud Vorschläge
vorgebracht werden, haben wir die Verpflichtung,dafür zu furgcn, daß nun diefe Wünsche und Vor¬
schläge wenigstens ihre Berücksichtigungdahingehend finden, daß sie geprüft werden. Ich meine,
das ist unter allen Umständennotwendig, denn wenn wir das nicht tun würden, müssenwir ohne
weiteres in den Verdacht kommen und kommenmüssen, daß wir es mit unserem Amte nicht ernst
nehmen, und diesen Verdacht möchten wir unter allen Umständen vermeiden.

Ich habe vorhin schon erwähnt, daß man allenthalben dazu übergegangenist, zweckmäßige
Reformen zu schaffen. Ich kann erwähnen, daß auch die übrigen Staatsbetriebe, zum Beispiel die
Eisenbahnbetriebe,heute schon Reformen gegenüberder Vorkriegszeit durchgeführthaben, die einfach
mustergültig sind. Ich erinnere Sie bloß an die Eisenbahnwerkstätten. Ich bin Praktiker auf
diesem Gebiete und habe Gelegenheit, alle diese Sachen einzusehen, so daß ich wohl ermessen kann,
was auf diefem Gebiete gefchehen ist. Das müssen wir auch in der Provinzialverwaltung tun.

Unser neuer Etat belastet uns wieder mit 136 Millionen, die nen aufgebracht werden
müssen. Wenn wir auf der anderen Seite einfehen lernen, daß hier und da etwas praktifcheinzu-
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richten ist, indem rentabler gewirtschaftet werden kann, so daß mehr Einnahmen herauskommen,
haben wir dafür zu sorgen, daß dieses geschieht.

Deswegen — damit komme ich zu unsere», Antrage — sind wir zu der Auffassung
gekommen, daß es notwendig ist, daß der 61. Provinziallandtag den Provinzialausschußbeauftragt,
innerhalb zwei Monaten — wir haben die Zeit vorgeschrieben, damit es nicht eventuell auf die
lange Bank geschoben werden kann — die Piovinzialverwaltung. soweit sie für dieses Ressort
(Wegebau) in Frage kommt, zu veranlassen, eine Sitzung einzuberufen, unter Hinzuziehung der
in Frage kommendenInteressenorganisatiunen. Das wären vor allen Dmgen der Verein der
Landesbausekretäreund der Bund der technischenAngestellten. Wir glauben, daß es uns glücken
wild, in dieser Sitzung Klärung nach allen Seiten zu schaffen ,,.,«« .^ c

Sie dürfen nicht etwa glauben, meine Damen und Herren, daß ich persönlich Wert darauf
lege, nun der einen oder anderen Veamtenkategorieetwas zuleide tnn zu wollen; das liegt mir voll^
ständig fern. Ich lasse mich nur von der Verantwortung tragen. Wenn derartige Wünsche an
uns kommen, haben wir einfach die Verpflichtung,das zn tun. In dieser Verhandlung wird snh
<« herausstellen, ob die in Frage kommenden Interessenorganisationenin der Lage sind, den Nach¬
weis zu erbringen, daß nun wirklich nach der einen oder anderen Seite hin besser gew.rtschaftet
werden kann. Wird der Nachweis erbracht, dann würden wir unverantwortlichhandeln, wenn wir
"icht diefe Anreguugeu eutgegennähmen. Wird der Nachweis nicht erbracht, f° können wir eben
nichts daran ändern. Aber jedenfalls haben nur die Verpflichtung,dafür zu sorgen.

Ich möchte Sie dringend ersuchen,daß Sie unsere« Antrag unterstützen. Ich glaube, er
geht nicht zu weit. Wenn Sie es ernst nehmen mit Ihrer Aufgabe - ich appellierebefonders an
das Zentrum, das ebenfalls die Interessenvertretungder Arbeiter immer so warm befürwortet -
Müssen Sie ohne weiteres unseren. Antrage znstimmeu. Der Antrag ist Ihnen bereits vorgelesen
s° daß ich mir die Arbeit'ersparen kann; der Herr Vorsitzende wird ja ohnedies gleich noch einmal
Mr Verlesung des Antrages kommen. .„ . ' . «, .

Dann möchte ich noch eine Auskunst haben. Im Haushaltsplan .st n»r etwa unkl .
Soviel mir bekannt ist. soll die Provinzialverwaltnng auch Steinbrüche m, eigenen Betriebe haben.
Ich habe nun im Etat nachgesehen und kann dort weder in der Einnahme noch m der Ausgabe
irgend etwas finden über Steinbrüche, die von der Provinzialverwalung betrüben werde» ^ch
Möchte die Provinzialverwaltung bitten, nns doch diesbezüglichAuf ärung zn geben, damit wir
bezüglich des Etats eine präzise Stellung einnehmenkönnen. (Vravo.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld- Das Wort hat
Landesbaurat Quentell: Meine Damen und Herren! Nur e,n,ge kurze Aufklärungen

N. ,,,t!ch»,d!»<»,«„. ich «» «°« "'7^,2''^ P,»v!nzi»II..»ß°,, »°r b.m »,i.,. <i„
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Nicht allein durch die hingebendeArbeit der Bauinspektoren, der Straßenmeister und Bausekretäre,
sondern nach meiner Ansicht vor allen Dingen auch durch die Organisation, die in der Rheinprovinz
bei der Straßenverwaltuug besteht. Diese Organisation besteht in folgendem: Jedem Vauamt ist
ein Landesbauinspektorvorgestellt, der die inneren und äußeren Arbeiten leitet. Die Haupttätigkeit
des Bauinspektors aber besteht in der Außcnarbeit, Ich kann ruhig behaupten, daß drei Viertel
seiner Tätigkeit darin besteht, daß er die Straßen bereist, sich die Straßen ansieht und anordnet,
was dort zu machenist. Nur vielleichtein Viertel seiner Arbeiten besteht in der Erledigung des
Schriftwechsels. Ein Bauinspeltor kann überhaupt nicht genug draußen sein. Die Straße ist kein
toter Körper, wie man glaubt. Sie verändert sich auf jedem Kilometer, heute ist sie so, nach
einem Regen ist sie so, nach einer Dürre ist sie wieder anders. Jede Straße hat gewissermaßen
ein Leben, ein organischesWirken in sich. Nun ist es Sache des Vauinspektors, hier tätig einzu¬
greifen, anzuordneu, was gemachtwerden soll, wieviel gemachtwerden soll, in welcher Menge usw.
In dieser ganzen äußeren Tätigkeit wird er unterstütztdurch die Straßenmeister, die die Auordnnngen
mit vorbereiten und mit zur Ausführung bringen. Ein Viertel seiner Tätigkeit ist, wie gesagt,
der Innendienst. Dieser Innendienst wird sonst durch den Landesbausetretär versehen.

Es ist richtig, der Landcsbaufekretiirha.t eiue technifche Vorbildung. Wir verlangen von
ihm entweder die Absoluierung der Vaugewerkschule oder die Ablegung eines technischen und Ver-
waltuugsexamensbei der Zentralstelle. Aber, meine Herren, aus welchem Grunde wird dies verlangt?
Aus dem Grunde, damit er die Kostenanschläge aufstellenkann (Zuruf Hoffmann: und den Inspektor
vertreten kann!) und außerdem, wenn der Bau fertig ist, die Massenabrechnungund die ganzen
Geldanweisungen erledigen kann. Mit dem eigentlichenBau, mit der Praxis hat der Sekretär
nichts zu tun. Das ist Sache des Bauinspektors, wenn er draußen ist, nnd des Straßenmeisters.
Man kann alfo gewissermaßen sagen, daß er eine technische Bildung hat; aber ihm fehlt vollkommen die
Praxis. Ich kann wohl sagen, daß in den letzten zehn Jahren die sämtlichen Bausekretärezusammen
genommen keine zehn Tage im Außendienstgewesen sind, denn sie haben zuviel im Innendienst zu tun.
Es sind die neuen Steuersachen gekommen, die Alters- und Invalidensachen, die Ausschreibungen
sind gekommen usw. Der Sekretär wird soviel im Innendienst beansprucht,daß er keine Zeit hat,
hinauszugehen. Die Herren beantragen eine zweite Schreibkraft, weil sie die Arbeit nicht bewältigen
können. Wir können sie unmöglich auf die Straße setzeu uud sagen: Jetzt übernehmt auch noch
die praktische Arbeit, für die sie gar nicht geschaffen sind.

Meine Herrschaften, ich möchte Sie bitten, zu bedeute», daß ja leider unser Etat der
Straßenverwaltung 66 Millionen beträgt. Rechnen wir die 11 Millionen Verwaltuugskostenab,
so behalten wir noch 55 Millionen. Das macht für jedes Vauamt durchschnittlich 4 Millionen.
Meine Herren, zu der Bearbeitung oder Umsetzungdes Betrages von 4 Millionen in Leistungen
für jedes Bauamt gehört ein Manu, der vollkommen in der Praxis lebt und webt, der die Sache
genau keunt. Ich halte es daher für fehr bedenklich, diese Tätigkeit den, Bausetretär — er mag
der beste Beamte sein, es fehlt ihm die Praxis - zu übertragen. (Zuruf Hoffmann: Was beim
Staate möglich ist, mnß bei der Provinz auch möglich sein!) Die Verwaltung hat die größten
Bedenken,diesen Vorschlägender Unabhängigen Folge zu leiste,,.

Es ist auch in der Kommissiongesagt worden: Bei den Eisenbahnen ist es anders, die
Eisenbahnbetriebsingenieurevertreten die Bauinspektoren. Gewiß, das ist richtig; aber die Herren
stehen den ganzen Tag draußen im Dienst, sie sind genau soviel draußen wie die Infpektoren,
Ich kenne genan die Verhältnissebei der Eisenbahn. Aber hier ist es doch etwas anders. (Abgeordneter
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Hoffmann: Keineswegs!) Die Verwaltung trägt, wie gesagt, die grüßten Bedenken,dieser Anregung
Folge zu leisten.

Dann ist behauptet worden, Herr Landeshauptmann Klein hätte gesagt, die Landesbau-
sekretäre sollten so ausgebildet werden, daß sie die Bauinspektorenvertreten können. Gewiß, damit
ist aber nicht gemeint, im Außendienst, sondern im Innendienst. Hier, gebe ich gerne zu, kaun
etwas gemacht werden. Ich kann Ihnen sage», daß in der letzten Zeit Verhandlungen schweben,
den Bausekretären im inneren Dienst eine größere Freiheit zu geben, als sie jetzt haben. Die Ver¬
waltung steht da vollkommen auf dem Staudpunkt, daß das gerecht und billig ist. In der nächsten
Zeit wird eine entsprechende Verfügung erlassen werden, daß die Bausekretäreim Innendienst, sobald
der Bauinspektor beurlaubt oder erkrankt ist, eine gewisse Selbständigkeithaben. Aber im Außen¬
dienst, wo es sich nm die hohen Millionen handelt, ihnen eine Vertretung zu geben, das halten
wir filr äußerst gefährlich.

Der Herr Vorredner hat selbst gesagt, überall sei es notwendig, eine Prüfung vorzu¬
nehmen, ob nicht Gelder gespart werden könnten. Gewiß. Liegt aber auch eine Ersparnis dariu,
wenn wir einen Beamten, der ausgebildet und eingearbeitet ist in dem einen Fache, in einem
anderen Fache beschäftigen? Seitens der Verwaltung — das kann ich nur wiederholen — bestehen
die größten Bedeuten, diesem Antrage stattzugeben. (AbgeordneterHoffmann: Wie ist es mit den
Steinbrüchen?) ,, ,

Meine Herren, früher war hierüber eine Aulage 0 oder v zum Haushaltsplan. Der
Bestand betrug ungefähr 2000 Mark. Die Provinz hatte kleinere Steinbrüche, die standen in
diesen Etats. Sie wurden das eine Jahr betrieben, wenn ans den Steinbrüchen die Straßen
bedeckt wurden; im anderen Jahre schliefen sie wieder. Nun hat die Provinz 1,5 Millionen zum
Ankauf vou Steinbrüchen bewilligt; ich glaube, es war im Jahre 1906. Hieraus find Brüche
angekauft worden. Sie find erst verpachtetworden, und dann hat sie die Provinz 1916 in eigenen
Netrieb übernommen Wie die Provinz die Brüche übernahm, wurden sie seinerzeit von einer
G. m. b. H betrieben Diese G. m. b. H. ist mich jetzt noch beibehalten. Inhaber ist freilich
die Provinz. Ueber diese G. m. b. H. wird jährlich eine Bilanz aufgestellt. Sie w.rd dem
Provinzialausschuß vorgelegt, sie wird revidiert. Es ist eine selbständigeG. m. b. H. S,e ist
deshalb im Etat nicht enthalten. c«, . 5< c. m. >> .

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr Abgeordneter
Dr. Köttqen

Abgeordneter Dr Kottgen:- Meine Damen nnd Herren! Ich will nicht gegen den
Antrag sprechen. Aber ich kaun auch uicht dafür fprecheu nnd Sie bitten, dem Antrage znzustimmen.
Wenn man selbst in der Verwaltnng gestanden hat, weiß mau, daß solche Sache., von großen
Konsequenzenuud vou großer Tragweite sei,, kouueu. Wir chuldeu es den beteiligte« Stellen,
d»ß die Sache nach allen Nichtuuaeu geprüft wird. (Sehr richtig! rechts,) Da l.egt auch m
Interesse der Antragsteller, denn, wenn die Sache nachher u.cht ausfuhrbar se». °Me l,eg das
a»ch nicht im Iuterese der Nutragsteller. Ich würde überhaupt empfehlen da w.r mcht plötzlich
znstnnmen und Entscheidnngeutreffen, abgesehenvou Diugeu, die sonnenklar sind. W.r macheu
"'s als Pa amm M'nögl ch, wenn wir hier ohne weiteres Dinge erledigen, d.e e.ner eingehende..
Prüfung bediirfen Ich möchte daher meinerseitsbeantragen, daß dieser Antrag dem ProvniMl-

"" S^!^ Weseufeld: Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
lAbgcurdueterMarx,: Ich verzichte!)
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Ich verlese noch einmal den Antrag der unabhängigen Fraktion:
„I. Fernvertretungen der Landesbauinspektorensind nicht mehr zulässig,
II. Die Vertretung der Landesbauinspektorenerfolgt in Behinderungsfällen durch die Landes-

bausekretäre.
III. Die zwei vakanten Stellen für Landesbauinspektorensind im Etat zu streichenund diese

Stellen und etwa frei werdende in solche Vurstandstellenfür Lnndesbauämter umzuwandeln,
die durch geeigneteLandesbausekretärezu ersetzen sind.

Der Provinzialausschuß wird beauftragt, innerhalb zwei Monaten in einer Sitznng unter
Hinzuziehung der Wegebaukommissionund der in Frage kommendenInteressenorganisatioucn
(Vereine der Landesbausekretäre, Bund der technisch-industriellen Beamten) eine Neuregelung
in diesem Sinne vorzunehmen."

Herr Abgeordneter I)r. Köttgen hat beantragt, diesen Antrag an den Provinzialausschuß
zur Prüfung zurückzuverweisen.Ich bitte diejenigen, die dem Antrage des Herrn Abgeordneten
Kotigen auf Rückuerweisung des Antrages an den Provinzialausschuß zustimmen wollen, die Hand
zu erheben. Das ist die überwiegende Mehrheit. Der Antrag der unabhängigen Fraktion ist also
an den Provinzialausschuß zurückverwiesen.

Gegen den Antrag der III. Fachkommission ist Widerspruchim übrigen nicht laut geworden.
Ich stelle fest, daß der Antrag angenommenist.

Zu Punkt 15:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Antrag der Gutsverwaltung des
Rittergutes Grittern zu Hückelhoven auf Uebernahme der Kosten der
Regulierung und der dauernden Unterhaltung des Roerflusses auf den
Provinzialverband

bitte ich den Berichterstatter, Herrn AbgeordnetenSchlieper.
Abgeordneter Schlieper: Meine Damen und Herren! Zu dem Antrage der Guts-

Verwaltung des Rittergutes Grittern zu Hückelhovenauf Uebernahme der für den Vereich der
Gutsverwaltung aufzuwendenden Wiederherstelluugskosteuder Hochwasserschäden, verursacht durch
Ueberschwemnmng im Winter 1919/20, in Höhe von 354 000 Mark und Uebernahme der dauern¬
den Unterhaltung des Roerflusses und seiner Ufer auf den Provinzialverband stand die IV, Fach¬
kommissionans dem Standpunkt, daß bei der Knifflichkeitund Kompliziertheit des Wafsergesetzes
diese Materie einer eingehendenPrüfung in bczug auf Zuständigkeit durch den Provinzialansschuß
bedürfe, und kam zu folgendem Entschluß:

„Der Provinziallcmdtag wolle beschließen:
Der Antrag der Gutsvcrwaltung des Ritterguts Grittern zu Hückelhovenwird dem
Provinzialausschuß bezüglich der für das Rittergut Gritteru aufzuwendendenKosten zur
Erledigung uud bezüglich der Uebernahme der dauernden Unterhaltung der Roer als
Material überwiesen."

Ich bitte die verehrten Abgeordnete», unserem Antrage zuzustimmen.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Wesenfeld: Das Wort hat Herr AbgeordneterVougartz.
Abgeordneter Bongartz: Meine Damen und Herren! Durch die Ueberweisung dieses

Antrages nu den Provinzialausschuß wird das Material, welches bezüglich der Regulieruug der
Nur bereits beim Provinzialausschuß liegt, noch um ei» weiteres Stück vermehrt, Es besteht bereits
M langen Jahren eine Kommission,die anch ab und zu einmal eine Reise unternommen hat, nm
den Lauf der Nur zn besichtigen;aber etwas Praktisches ist bisher aus dieser Arbeit nicht hervor¬
gegangen. Die Bevölkerung der Kreise, welche die Rur durchstießt, nehmen an der Frage der
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Reguliernng der Nur großen Anteil, namentlich seitdem durch das Hochwasser des letzten Jahres
die Schäden ins Unermeßlichegewachsen sind. Der Kreis Düren hatte allein einen Schaden
von 602000 Mark. Die Gemeinde Virkesdorf trägt sich mit dem Gedanken, eine Regulierung
der Rurufer in bescheidenem Umfange vorzunehmen,ist aber nicht in der Lage, die Mittel aufzu¬
bringen.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit an den Pruvinzialausschußdie Bitte richten, doch dafür
3» sorgen, daß demnächst dem Provinziallandtag eine entsprechende Vorlage unterbreitet wird.

Stellvertretender Vorsitzenderve. Wesenfeld: Gegen die Vorlage ist kein Widerspruch
erhoben. Ich stelle die einstimmigeAnnahme fest.

Zu Punkt 16:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Vorbericht zu dem Haupt-Haushalts¬
plan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu demselben
gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltnngszweige und An¬
stalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922

und
Haupt-Haushaltsplan für die Provinzialverwaltung für das Nechnnngs-
,ahr vom 1. April 1921 bis 31. März 1922

bitte ich Herrn AbgeordnetenFalk.
Abgeordneter Falk: Zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung der Rhein-

Provinz sowie z» den zu denselbenden gehörenden Hanshaltsplänen der einzelnen Verwaltnngszweige
und Anstalten empfiehlt Ihnen die I. Fachkommission,den Antrag des Provinzialausschussesnach
Drucksache 1 uud 2? unverändert cmzunehmeu.

Dazu hat die Fachkommissionbeschlossen,den Herrn Landeshauptmann zu ersuchen,
baldigst Vorschläge zur Neueinrichtung der Finanzverwaltung der Provinz und
deren Kontrolle zu macheu. Dieses Ersuchender I. Fachkommission bedarf einer Klarstellung.
Die Fachkommissionwünscht, daß neben dem Finanzdczernenten. der sich mehr mit der
formalen Seite des Finanzwesens bisher zu beschäftigen hatte, also mit der Aufstellung der Haus¬
haltspläne, mit der Rechnungsprüfung im bisherigen Sinne, eine Stelle geschaffen werden
s°ll, die die größtmögliche Wirtschaftlichkeit in der gesamten Verwaltung zum
Gegenstand ihrer Pläne uud ihrer Aufgaben machensoll, die also an die Ausnutzung des
landwirtschaftlichen Besitzes, der Handwerksstätten und der sonstigen Betriebe Heran¬
gehen soll die auch — was von verschiedenen Seiten gewünscht worden ist — prüfen foll, ob
und inwieweit durch gemeinschaftliche Einkäufe auf verschiedenen Gebieten die Wirt¬
schaftlichkeit gehoben werden kann. Daneben soll, wenn es »ach den Wünschender Fach-
kunimissiun I geht, die Kontrolle insoweit geändert werden, daß untersuchtwerden soll, ob man nicht
cm Kontrollorgan einführe:, kann, das nicht aus Beamten besteht.

Endlich hat die Fachkommission »och deu Wuusch ausgesprocheu- f.e fAgt dabei einer
Anregung, die bei der allgemeinenErörterung des Haushaltsplans hier in der Volluersamn'lung
»egeben worden ist -, daß in Zukunft ein Ueberblick über den augenblckl.chen Ver-
"'Ugensstand gegeben werden soll, allerdings nicht jedes Jahr, sondern etwa alle drei Jahre.

VorsitzenderVielen: Das Wort ist nicht gewünscht. Ich stelle die Annahme fest.
Zu Punkt 16: , .. <. ^, « ^ > ,« -il.

Antrag der Ila-Fachkommission, betreffend die Provinzialkomnnssionen,
hat das Wort Herr AbgeordneterBausch.

50



394 61. RheinischerProvinziallandtag, 7. Sitzung am 18. Juli 1921.

geordneter Bausch: Meine Damen und Herren! Die II», -Fachkommissionhat
beschlossen,hier zu beantragen:

„Der Provinziallllndtag wolle beschließen, an Stelle der bisherigen Provinzialkommission
„für Taubstummen-, Blinden-, Hebammen- und Fürsorgeerziehungsaustalten"eine neue
15er-Kommissionzu wählen. Die Kommission untersteht ausschließlich dem Provinzial-
landtag und wählt sich den Vorsitzendenselbst. Vorläufig erhält sie im übrigen die
Dienstanweisungder bisherigen Provinzialkommission,

Alle grundsätzlichen Entscheidungen ui?d Anordnungen der Provinzialverwaltung
im Umfang des Wirkungskreises der Kommission sind vorher der Kommission zur
Begutachtung vorzulegen".

Die II «.-Fachkommissionkam etwa aus folgenden Erwägungen zu diesem Antrage. Es
hat sich in den Beratungen der IIk-Fachkummissionzu de» Haushaltsfragen der einzelnen Anstalten
nnd bei Besprechuug der vorgebrachtenBeschwerdenund sonstigen Anträge gezeigt, daß die Mit¬
glieder der II a,-Fachkommissionleider viel zu wenig oder gar uicht durch persönliche Iuaugeuschein-
nähme der einzelnen Anstalten unterrichtet sind. Wir haben das immer wieder als einen großen
Nachteil empfunden. Nun besteht ja feit dem 60. Provinziallandtag eiuc Dauerprovinzialkommissiou
für das ganze Gebiet, das die II a-Fachkommission während der Tagung des Landtages zu
behandeln hat. Aber diese Provinzialkommissionbesteht nur aus 7 Mitgliedern. So kommt es,
daß diese 7 Abgeordnetenwohl über die Anstalten durch persönliche Inaugeuscheiunahme, Besicht!^
gungen und Verhandlungen mit den einzelnen Anstalten eine Uebersicht bekommen, daß aber die
I In,-Fachkommissiondavon nur einen geringen Vorteil hat. Es hat sich weiter gezeigt, daß bei
dem großen Umfang der Arbeiten, die die Ila-Fachkommission hat, gar nicht die Zeit war, daß
diese Siebener-Provinzialkommissiouetwa in der II», -Fachkommissionihre Erfahrungen hätte mit¬
teilen können, so daß alle 15 Mitglieder darüber unterrichtet gewesen wären.

Aber auch das Gebiet, das da in Frage kommt, ist zu groß, als daß eiue Siebener-
kommissionallein sich da auch nur eiuigermaßcu im Laufe der Zeit, die zwischen zwei Tagungen
des Provinziallandtages liegt, auch nur über einen Teil der Anstalten hätte selbst uuterrichten
können. Wir glaubteu, daß, wenn diese Provinzialkommissionetwa auf 15 Mitglieder erhöht würde,
es dnun möglich wäre, Unterausschüssezn bilden, denen einzelne Anstalten überwiesen werden
könnten, daß dann diese Unterausschüssezu eiuer Sitzung der 15er-Kommissiou zusammentreten,
und daß dann dort vorgetragen wird, was der einzelne Ausschuß vou seinen Anstalten zu berichten
hat, so daß diese 15er-Kummission dauernd unterrichtet ist über all die Fragen, die zwischendurch
bei den einzelnen Anstalten gefpielt haben. Dabei follte dann von dieser Stelle ans den Fraktionen
empfohlen weiden, daß sie für diese neue 15er°Provinzialkommissiondieselben Mitglieder namhaft
inachen möchten, die schon vorher für die Ila-Fachkommission gewählt worden sind. Die
Ila-Kommissiou glaubte dann weiter beantragen zu sollen, daß diese neue 15cr»Proviuzialkommission
sich ihre« Vorsitzenden selbst wählt. Das glaubten wir schon um deswillen fordern zu köuneu,
damit, wenn diese neue 15er°Kommissioubeschlossen und, wenn sie, wie es notwendig ist, mit den
Mitglieder» beschickt worden ist, die sonst in der Ila-Kommission fitzen, diese neue Kommission
auch die Möglichkeit hätte, zum Vorsitzenden den Herrn zn wählen, der bereits in der IIn,-Kommission
der Vorsitzende gewesen ist. Dann glaubten wir es auch als eine ganz demokratische Forderung
aussprechen zu dürfen, daß die Kommissionsich ihren Vorsitzendenselbst wählt.

Wenn wir dann weiter sagten, daß diese Kommissionausschließlichdem Provinziallandtage
unterstelltsein soll, so sollte das uicht eine Spitze gegen den Provinzialausschuß haben, wie vielleicht
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vermutet «°rden ist. Das ist von mir in der Kommissionssitznngvou vornherein ausgesprochen
worden. Wir wollten uns vielmehr dabei nur auf die Bestimmung des 8 99 der Provu.zml-
ordnnng berufen, in der es heißt: „Die Wahl der Mitglieder nsw. steht dem Provmzmlansschnß
zn. sofern sich n cht der Provinziallandtag dieselbe für einzelne Komnusswnen ^behalt. Ich hab
im Lanfe die er Tagung gehört, anch in etwas undeutlicher Form am «°"gen Smmabend -^
von einer anderen Seite vorgeschlagen werden soll, nicht dem ^Me °« 1^
entsprechensondern eine zweite Achterkommission zn wählen und das Geb.et. das d,e II^Komnnsston
sons a s eilen/daß die Tanbstummen, Blinden- uud Hebammenlehranstaltender e.uen

Komnn 'on .5 war'der Ützt bestehenden Pr°°wM°nnnission zugewiee^
einer nen zu wahlenden Provinzialkommissiondie Mrsorgee^
sollen. Wenn in diese neu zn wählende Provinzialkomnusstonnun. "^ p^e w v w v
nur ausgesprochenen Wuusche.die Mitglieder geschickt werden, w sonst n d

sitzen, so w irde damit anch erreicht werden, daß die ^. L« n '
Vlinden- nnd Tanbstnm'neuanstalten und die P«vinzmlkomnnsst°n n Fn M
anstalten zusammen die 15 Mitglieder stellen. :e d,e ^°F°f^ ^ ' "t h ^ ^
Ha-Fachkommissionglanbt aber anch diesem Vorschlage gegenüber«"f/^^" '/.' ^^
zu sollen nnd war deswegen, weil sie den allergrößten Wert darauf legt, das schon m der >M

in !er er^o^dwg nicht wg, diese von nns beantragte ^Kmum^wn ,^
nnd dann iiber alle Anstalten dort berichtet werden kam, w m das Gebut d ^ ^ « «"w°
sonst fallen. Wir glauben auch gegen diesen neuen Vorschlagsagen zu soll e^ ^ "h ^
Provinz tenrer stellt, indem zwei Kommissionentagen nnd der ganze ^ " « zw
Kommt sioneu verteilt, während, wenn unserem Antrage entsprochenwud. dlese 15er-Ko,nm.sst°n
zusammentagt nnd dann über das gesamte Gebiet Bericht erstattet bekommt.

M darf auch schon vorweg die Meinung der II^Fachkomm.sswn noch darüber zum

Ausdrnck Äng? - nms ja vielleicht nachher kritisiert «erden "ird ^ « w.r ^ ^ m
unserem Antrage nicht gegen die Provinzialor nuug i« verstoßen. ^ ''^s b >ts ch .

uns in der Sitzung gesprochen worden ^r gl«^ S ^ P«^ ^

Bes7l i ^b ^ t ^t^t^' Es könm 3nwe K^mi ion!n bestellt werben DieBeschlußgebracht hat. Dort hecht es. ..^s lom.r. »usammensetzung derselben
Einsetzung, die Begrenzung der Iustand'gker un M ""^Wech r ^n, tz g , ^^

P.««M«»MM!!W,. die D!.»s<»u««!.»« l«l,°h '. ' i>« Ich , > ! A .°« ^ o^ ^^

«,ch„I!.« !«. die S«°.n«»°«. ^ »'^^ ^ d.?;. 3»M«»I!.' "!°>°°" ««>'»
Wortlaut „Sie führt ihre Geschäfte nter oer "«l,m)r "«« ^ 5 ^ ^
wn. daß 'oer Vorsitzende der " swn von deu^ den Verhandlungen
der Provinzialansschuß die Anfsichtüber d.e ^«'^7^'^ ^^^ '

^ d^":^ ^n^ ^'^n^ ^ .ch der Vorsitzendevom
Provinzialansschuß selbst bestimmtwerden müßte.
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Die II».- Fachkommission beantragt, ich möchte das noch einmal wiederholen: (Folgt nochmalige
Verlesung des Antrages).

Die Ill^Fachkommission empfiehlt, diesen Antrag anzunehmen und die 15er-Kommission
zu wählen.

Für den Fall, daß das hohe Haus doch Bedenken hatte, den Satz in unseremAntrage
stehen zu lassen, in dem es heißt: „Die Kommission untersteht ausschließlichdem Provinzial-
landtage", behalte ich mir vor, einen Eventualantrag einzubringen, der den Wortlaut dann so gibt,
daß auch gegen den Wortlaut der Provinzinlordnung nichts mehr einzuwendensein wird.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich bitte, sich doch einmal die Konstruktion der

Provinzilllverwaltung klarzumachen. Die Pruvinzialverwaltnng wird geleitet vom Provinziallandtag,
und als Vertrauensorgan des Provinziallandtags ist der Provinzialausschuß eingesetzt, der mit dem
Landeshauptmann die laufende Verwaltung führt und den Provinziallandtag, wenn er nicht tagt,
vertritt. Nun sieht die Provinzialordnung vor: Für bestimmte Anstalten und Zwecke können
besondere Kommissionengebildet werden, über deren Aufgaben, Zahl der Mitglieder usw., eventuell
auch Wahl der Mitglieder, der Provinziallandtag beschließt. Die Provinzialordnung aber hat die
richtige Schlußfolgerung gezogen: Diese Kommission kann nicht selbständig dastehen, sondern sie
wird dem Vertrauensorgan des Provinziallandtages, dem Provinzialausschuß, unterstellt. Deshalb
heißt es im zweiten Absatz des § 99: Der Provinzialausschuß überwacht die Kommission und
erteilt ihr die Instruktionen. Das entspricht dein Sinne der Provinzialordnung. Aber, was hier
vorgeschlagenwird, daß die Provinz eine 15er- oder 8er-Kommission selbst wählt und daß diese
neben dem Provinzialausschuß steht, selbständigeEntscheidungentrifft und den Provinzialausschuß
als zu vernachlässigende Partei liegen läßt, ist unmöglich. Wenn eine solche Kommissiongebildet
wird, muß sie dem Provinzialausschnß zur Aufsicht und Leitung unterstellt werden. Das liegt im
Sinne der Provinzialordnung.

VorsitzenderVielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterHaas.
AbgeordneterHaas: Meine Damen und Herren! Auch ich würde es begrüßen, wenn die

einzelnenFachkommissionen, die wir hier im Provinziallandtage haben, alle Gelegenheit hätten, die
Anstalten, über die sie beraten müssen, selbst zu besichtigen,um sich genau zu informieren und so
den Veihandlnngsstoff in den Kommissionssitzungen besser meistern zu können. Aber ich muß doch
bemerken,nach der Auslegung, die der Antrag der Fachkommission Ha hier durch ihre» Bericht¬
erstatter gesunde» hat, wird das durchaus nicht erreicht. Denn er sagt ausdrücklich: Die Fach¬
kommission II» will eine fünfzehngliedrigeKommissionals Provinzialkommission,die möglichst aus
den Mitgliedern der Fachkommission Ila besteht. Sie soll aber, weil das Gebiet so furchtbar groß
und verzweigt ist, dieses Gebiet in mehrere Teile zerlegen uud Unterausschüsseeinsetzen. Damit
werden Sie immer nur erreichen,daß einzelne Abgeordneteüber diese Anstalten informiert sind und
andere über jene. Man wird also nicht erreichen,daß alle 15 Mitglieder der Fachkommission Ha
die sämtlichenAnstalten, die in der Fachkommission II», behandelt werden, kennen lernen.

Deshalb glaube ich, ist es besser, daß das große Gebiet, was vor allen Dingen Taub¬
stummen-, Blinden-, Hebammen-und Fürsorgeerziehungsanstaltenangeht, in zwei Teile zerlegt wird
und wir zwei Kommissionen dafür einsetzen,in der Art, daß für Taubstummen-, Blinden- nnd
Hebammeuanstalteneine Kommissioneingesetzt wird und eine andere für Fürsorgeerziehungsanstalten.
Solche achtgliederige Kommissionenbestehen ja heute schon; wir fallen also nicht ans dem Rahmen
heraus und tragen gleichzeitig dem Bedenkender Verwaltung Rechnung, die sagt: Die Kommission
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muß nach der Geschäftsanweisungdes Provinzialausschussesarbeiten, die bisherigen Kommissionen
haben ja ihren Vorsitzendendurch den Provinzialausschuß bestellt bekommen. Dadurch ist die
Leitung und die Aufsicht in der Hand eines Mitgliedes des Provinzialansschusses.

Wenn bisher in der Fachkommission Ila die Damen und Herren überhaupt nicht informiert
waren, wie es in den betreffendenAnstalten aussah, so lag das einzig und allein an dem Vor¬
sitzenden der Provinziallommission für diefe Anstalten, Die Kmnmission ist genau so wie alle
anderen Provinzialkommissionenim Dezember des vergangenenJahres gewählt worden, und der
Herr Vorsitzendehat es nicht für notwendig gehalten, trotz einer scharfen Auseinandersetzung,die
wir im Provinzialausschuß gehabt haben, die Kommission zusammeuznbernfen.In dein Augenblicke,
wo die Kommiffioneinen anderen Vorsitzenden gehabt hätte, würden auch die Mitglieder der Fach¬
kommission besser darüber informiert sein, was in den einzelnenAnstalten vorgeht.

Ich gehe sogar noch weiter: Ich möchte nicht allein wünschen, daß nur die jeweiligen Mit¬
glieder der Fachkommissionen unsere Anstalten besichtigen, sondern ich möchte dringendwünschen, daß
alle Abgeordnetedieses Hauses davon Gebrauch machen. Und das können die Abgeordneten,dazu
haben sie ein Recht, Das ist vor allen Dingen dadurch nm besten zu gewährleiste»,daß die
Verwaltung eine Verfügung an die Anstalten herausgibt, daß, wenn Abgeordnetedieses Hauses,
die sich als solche legitimieren können, eine Anstalt besichtigen wollen, die Direktion der Anstalt
verpflichtetist, den Abgeordnetendie Anstalt zu zeigen. In dem Augenblicke würden wir erreichen,
daß in Jahresfrist ein großer Teil der Abgeordnetenüber die einzelnen Anstalten informiert wäre,
der eine mehr, der andere weniger. Das liegt im Interesse des Provinziallandtags und im
Interesse der Provinzialverwaltung, (Zuruf eines Kommnnisten:Freikarten!)

Uni nun aber heute nicht die ganze prinzipielle Frage über die Provinzialkommissionen
aufzurollen, stelle ich im Auftrage meiner Parteifreunde einen Antrag, der hier schon durch den
Berichterstatter angekündigtworden ist, ich hatte ihn dem Berichterstatter zur Kenntnis gebracht.
Der Antrag lautet:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, das Gebiet der bisherigen Provinziallommission
für Taubstummen-, Blinden-, Hebammenlehr-und Fürforgeerziehuugsanstaltenaufzuteilen, und zwar
so. daß die bisherigeKommission das Gebiet der Taubstummen-,Blinden-, und Hebammenlehranstalten
behält und eine nene achtgliedrigeKommissionvom jetzigen Provinziallandtag für das Gebiet der
Fürforgeerziehungsanstaltengewählt wirb."

Es steht den einzelnen Fraktionen frei, in diefe nene Kommissionmöglichst Mitglieder
ihrer Fachkommission hineinzuwählen; dadurch habe» Sie die Verbindung sofort hergestellt. Wir
haben dann eine gleichartige Kommissiongeschaffen, wie sie bisher für die Heil- und Pflegeanstalten
»nd für den Straßen- und Wegebau bestehen. In dem Augenblicke aber, wo Sie jetzt befchließen,
für die Taubstummen-, Blinden-, Hebammenlchr- und Fürsorgeerziehuugsanstalteneine fünfzehn-
gliedrige Kommissionzu wählen, die sich selbst konstituiert, der Sie ganz andere Rechte geben —
trotz des Widerspruchsder Verwaltung, die diesen Widerspruchnicht fallen lassen kann —, würden
meine Parteifreunde den Antrag stellen, nunmehr auch die anderen Provinzialkommissionenauf 15
Mitglieder zu bringen und sie vor allen Dingen auch sich selbständigkoiistitnieren z» lasse».

Es kommt aber weiter hinzu, meine Damen und Herren, daß, wenn Sie Untertommissionen
mit drei oder vier Abgeordnetenbilden, Sie niemals alle Parteien berücksichtigenkönnen. Wenn
Anstalten oder Einrichtungender Provinzialverwaltnng besichtigt werden sollen und gleichzeitig eine
Kontrolle ausgeübt und mitgearbeitet werden soll, will jede Partei vertreten sein. Das können
Sie in den kleinen Unterausschüssennicht. Aus diesem Grunde sind wir damals auf die acht-
gliedrigen Kommissionengekommen.
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Ich bitte Sie deshalb, unseren Antrag anzunehmen, um nicht in letzter Stunde noch die
ganze prinzipielle Frage über die Rechte der Kommissionenaufzurollen.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Iarres.
Abgeordneter Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Den Mitgliedern des Fach¬

ausschusses 11a wird es ja nicht ganz leicht werden, von den Vorschlägen, die sie sich wohl über¬
legt haben, ohne weiteres abzugehen. Aber diese Vorschläge passen wirklich nicht in unser bis¬
heriges Kommissioussystem hinein und sind auch mit den Grundsätzen der Provinzialordnung meines
Trachtens nicht vereinbar.

Dasjenige, was Herr Abgeordneter Haas vorgeschlagen hat, entspricht auch der Stellung¬
nahme des Ältestenrats, der sich mit dieser Frage eingehendbeschäftigthat. Aus diesem Grunde
möchte ich alle Herrschaften, die bisher auf dem Vodeu der Vorschläge der Fachkommission Ila
standen, bitten, sich deni Antrage des Herrn AbgeordnetenHaas anzuschließen.

VorsitzenderGielen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Loenartz.
Abgeordneter Loenartz: Ich glaube auch, daß der Antrag des Herrn Kollegen Haas

das Richtigere trifft. Ich möchte mir darauf hinweisen, daß eine derartige Kommissionvon 15
Mitgliedern ein außerordentlichschwerfälligerApparat ist gerade in solchen Fällen, »nie wir sie
heute morgen erörtert haben. Eine Untersuchung durch eine Kommission von 15 Mitgliedern ist
außerordentlicherschwert und außerordentlich teuer. Nuu stellen Sie sich einmal vor, daß eine
derartige Untersuchung, wie sie jetzt häufiger in allen möglichen Anstalten vorkommenkann, unter
Abwesenheit des Vertreters der einen oder anderen Partei erfolgt. Dann wird natürlich das
Untersuchungsergebnisnicht respektiert werden. LZ wird leicht von den Vertretern der Partei
angegriffen werden, die nicht anwesend war. Darin liegt selbstverständlicheine außerordentlich
große Gefahr.

Außerdem halte ich es für dringend erforderlich, daß die Verbindung der Kommissionen
mit dem Provinzialausschnß unter allen Umständen aufrecht erhalten wird.

VorsitzenderGielen: Der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.
Abgeordneter Bausch: Die Illl-Fachkommissionhat, wie ich vorhin schon sagte, gar nicht

die Absicht, mit diesem Antrage irgendwie der Verwaltung oder auch dem Provinzialausschnß gegen¬
über eine Sonderstellung einzunehmen,sondern wir wollten nur das Recht haben, den Vorsitzenden
selbst zu wähle». Das ist „ach unserer Ansicht nach der Provinzialordnung möglich. Es ist nicht
der Wunsch, nuu selbständig uebeu dem Provinzialausschnß der Proviuzialverwaltung gegenüber-
zusteheu. Wenn wir außerdem drei Unterausschüssevon je fünf Mitgliedern bilden, wie wir das
geplant haben, wird es möglich sein, daß alle Parteien in diesen Unterausschüssenvertreten sind.
Die Fachkommission glaubt auch uicht, daß die Sitzungen dieser 15 er Kommission teurer würden
als Sitzungen der zwei Achterkommissionen,weil diese mit zwei Mal acht Mitgliedern neben¬
einander tagen müßten, während wir im Lanfe der Zeit vielleicht einmal als 15er Kommissiontagen.

Die Illl-Fachkommissionist, wie ich vorhin schon ankündigte, wohl damit einverstanden,
daß der zweite Satz unseres Antrages: „Die Kommissionuntersteht ausschließlich dein Provinzial-
lnndtag," geändert wird, so daß es heißt: „Die Kommission führt ihre Geschäfte unter Aufficht
des Provinzialausschusses,wählt sich aber ihren Vorsitzendenselbst "

Vorsitzender Gielen: Meine Damen und Herren! Wir kommen zunächst zur Abstimmung
über den Abanderungscmtrag der Herren Haas und Genossen. Wer von den Damen nnd Herren
'st für den Abäuderungsautmg? Das ist die Mehrheit. Dann ist der Hnnptantrag gefallen.
(Zuruf Haas: Es muß aber dami die Konimissionjetzt gleich gewählt werden!) Die Fraktionen
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bitte ich, die Namen der Mitglieder dem Büro mitzuteilen. Es handelt sich um eiue Kommission
von 8 Mitgliedern. Die Verteilung auf die Fraktionen ist bekannt.

Wir kommeuzu Punkt 20:
Antrag der Geschäftsorduuugskommissiou zu dem Bericht der vom Pro-
vinziallandtag gewählten Kommission, betreffend den Entwurf einer
ucueu Geschäftsordnung für den Proviuziallandtag.

Berichterstatter ist Herr Adams.
Abgeordneter Adams: Meine Damen und Herren! Bei der großen Fülle vou Aufgaben

und Anträgen, die dem Proviuziallandtag vorlagen, war es der Geschäftsordnungskommission nicht
möglich, die zahlreichenAnträge, die zu dem Entwurf einer Geschäftsordnungvorlagen, mit der
Nutze und Gründlichkeitzu bearbeite», wie es die Wichtigkeit der Sache erfordert. Die Kommission
schlägt Ihnen deshalb vor, die Beschlußfassungüber den Entwurf der Geschäftsordnungbis zur
nächsten Tagung des Provinziallandtages zn vertagen. Inzwischensoll die jetzige Geschäftsordnungs-
lommiffion die Angelegenheitweiter beraten. Das hat anch den Vorteil, daß wir dann vielleicht
schon wissen, von welchen Grundsätzendie neue Provinzialordnung ausgehe» wird, so daß wir das
berücksichtige,,können.

Die Geschäftsordnuugstommissionbittet Sie, in dem Siuue zu beschließen,wie es iu
Drucksache 65 festgelegtist.

Vorsitzender Giel e n: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich nehme Ihr Einverständnis an.
Wir kämen zum letzten Punkt der Tagesordnung, den wir heute noch auf die Tages-

urdnuug gefetzt habe», dem Antrag Dr. Köttgen und Genossen.
AbgeordneterDr. Köttgeu: Meine Damen uud Herren! Vor einigen Tagen haben wir

beschlossen, die Reichsregierungdringend zu bitte,,, zur Förderung des Wirtschaftslebens und zur
Steuerung der Arbeitslosigkeitin deu davou betroffeuen Gebieten die Bauarbeiten für gewiffe Bahn¬
strecken, die bereits bewilligt waren, schleunigstfortzusetzen. Es ist dabei an eine Strecke nicht
Ledacht worden, die auch bereits genehmigtist. Ich habe Sie daher im Namen vou 20 Abge¬
ordneten aller Fraktionen um folgendenBeschlußzu bitten:

„Der 61, Provinziallaudtag beauftragt den Proviuzialausschuß, bei der Reichsregicrung
dringende Vorstellungen dahin zn erheben, daß zur Förderung des Wirtschaftslebens
und zur Steuer der Arbeitslosigkeitiu den davon betroffenen Gebieten die Bauarbeiteu
für die 1914/15 bereits genehmigteBahn Bergisch-Gladbach—Wipverfürthmit mög¬
lichster Beschleunigungin Angriff genommenwird."

Meine Herren! Das ist nach meiner Auffassung nur eine selbstverständliche Konsequenz
unseres Beschlusses von neulich.

VorsitzenderGielen: Das Wort wird nicht gewünscht. Widerspruch ist nicht erhoben.
Ich stelle die Annahme fest.

Es ist fodann beantragt worden, den Punkt 13 der Tagesordnung noch einmal zu
behandeln. Erhebt sich dagegen Widerspruch? Das ist nicht der Fall. Das Wort hat Herr
AbgeordneterDr. Iarres.

AbgeordneterDr. Iarres: Ich bitte um Entschuldigung, daß ich Sie noch einmal mit
der Sache behelligenmuß. Mir wurde vorhin das Wort abgeschnitten. Ich hatte nicht darauf
geachtet,daß die Abstimmuugschou erfolgt war.

Ich halte es aber für erforderlich, daß wir den Beschluß etwas eindeutiger fasten. Es
heißt jetzt in dem Vefchluß:



400 61. RheinischerPruvinziallnudtag, ?, Sitzung am 18. Inli 1921.

„Der Antrag des AbgeordnetenDr. Saaßen wird dem Provinzialausschuß überwiesen
mit dem Ersuchen, eine nochmaligePrüfung der Angelegenheitvorzunehmenund nach
Anhörung der kommunalenSpitzcuverbäudegegebenenfalls dem nächsten Pruvinzial-
landtag eine Vorlage über einen der Billigkeit entsprechendenAusgleich zwischender
Provinz und den Stadt- uud Landgemeindenbezw. Kreisen zu machen."

In der Sache ist aber vollkommeneEinigkeit sowohl unter den Parteien dieses Hauses
wie auch in der Provinzialverwaltung darüber, daß diese Prüfung nicht mehr das „Ob" der
Erhöhung der Renten betreffen soll, sondern nur das „Wie". (Zustimmung.) Ich möchte deshalb
bitte», damit diese Zweifel ausgeräumt werden, in dein Beschlussedie Worte: „eine nochmalige
Prüfung der Angelegenheitvorzuuehmenund" sowie das Wort „gegebenenfalls"zu streichen. Dann
ist die Beschlußfassungvollständig klar.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Saaßeu: Meine Damen und Herren! Namens der
1. und III. Fachkommissionkann ich nur bestätigen, daß dies die Auffassung der Mehrheit der
Kommissionwar.

Vorsitzender Gielen: Widerspruchwird nicht erhoben. Ich stelle Ihr Einverständnis mit
den vorgeschlagenen Abänderungen fest.

Die Tagesordnung ist damit erledigt.
(Die kommunistischen Abgeordnetenverlassenden Saal.)
Die eigentliche Tagesordnung ist damit erledigt; aber ich glaube doch noch vor Schluß

der Sitzung in besondererAngelegenheitdas Wort ergreifen zu sollen.
HochverehrterHerr Landeshauptmann! Namens des ganzen Proviuziallaudtages darf ich

heute, wo Sie zum letzten Male als Leiter der Provinzialverwaltung in unserer Mitte weilen, den
Dank des Hauses uud der ganzen Provinz für alles das zum Ausdruck bringen, was Sie in den
verflossenen18 Jahren in rastloser, hingebender Arbeit für den Aufschwung unserer rheinischen
Heimatprovinz geleistethaben.

Am 1. April 1903 wurden Sie, nachdemSie in der verhältnismäßig kurzen Zeit von
1883 bis 1903 nacheinanderim Staatsdienst vom Regierungsassessorzum Landrat, zum vortragen¬
den Rat im Kultusministerium, zum Regierungspräsidenten von Arnsberg befördert worden waren,
dnrch einstimmige Wahl znm Landeshauptmann der Rheinprovinz gewählt und 1914, von dem
gleichen Vertrauen getragen, einstimmig wiedergewählt. ,

Die Zeit Ihrer Verwaltung hat sich ausgezeichnetdnrch eine vorsichtige Finanzgebaruug
und dabei doch durch eine ganz außerordentlich große Zahl neuer Einrichtungen auf allen Gebieten
der ausgedehnten Provinzialverwaltung. Die während Ihrer Amtsdauer in unserer Rheinprovinz
errichteten Anstalten und Einrichtungen haben ungeteilte Anerkennung des Inlandes und auch des
Auslandes gefunden. Dieselben sind in ihren Plänen uud Ausführungen ebenso großzügig wie
weit ausschauendaugelegt worden.

Auf dem Gebiete des Blindenwesens darf ich erinnern an den Nenlmu uud Ausbau der
Dürener Anstalt, auf dem Gebiete des Taubstummenwefens an die Neubauten in Neuwied und
Cuskirchen. Ich darf weiter erinnern an die Nenbnuten der Hebammenlehranstaltenin Elberfeld
und Köln-Lindenthal.

Bei Ihrem Dienstantritt steckte die Fürsorgeerziehung noch in den Kinderschuhen, Das
Gesetz war noch keine zwei Jahre in Kraft. Aber gerade auf diesem Gebiete wurden während
Ihrer Amtszeit in unserer Provinz die Anstalten in Fichtenhain, Rheindahlen, Solingen und
Euskirchen errichtet, alles Anstalten, welche von sachkundiger Seite des Inlandes und Auslandes
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als mustergültig bezeichnetwurden uud die den Ruf der Rheinprovinz als auf diefem Gebiete
führend begründet haben.

Auf dem Gebiete des Irrenwefens wurde die Anstalt in Bedburg-Hau 1911 fertiggestellt,
nachdem bereits 1905 die Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal eröffnet worden war.

Eine ganz außerordentlicheEntwickelungnahmen die Landesbank und die Pruvinzial-
Feuerversicherungsanstlllt. Die Landesbankbewältigt mit fast 400 Beamten einen Verkehr, der in
diesem Jahre zwischen 50—60 Milliarden betragen dürfte.

Der Obst- und Weinbau wurde durch die Neubauten der Schulen in Trier und Kreuz-
nach gefördert.

Das ausgedehnteWegenetz der Provinz befand sich im Jahre 1914 in einer vorbildlichen
Verfassung. Daß die folgenden Jahre unsere Straßen so stark mitgenommenhaben und daß der
früher so gute Zustand noch nicht wiedergestelltwerden konnte, ist nicht Schuld der Provinzial-
verwaltung.

Erwähnen möchte ich nur noch, daß auch die Kunst, die Wissenschaft und besondersdie
Denkmalspflegeunter Ihrer Verwaltung nicht zu kurz gekommen sind.

Daß Sie, hochverehrterHerr Landeshauptmann, das WohlergehenIhrer Mitarbeiter in
der Verwaltung stets gefördert haben, werden diese Herren Ihnen nie vergessen.

So darf ich denn der Hoffnung Ausdruckverleihen, daß Sie, hochverehrter Herr Landes¬
hauptmann, mit Stolz und berechtigterBefriedigung auf Ihre 18jährige Tätigkeit zurückblicken
und daß diese Befriedigung Ihnen die hoffentlich recht lange Ruhezeit verschönenwird. (Leb¬
haftes Bravo!)

Des dauernden Dankes der Rheinprovinz — das versichereich Ihnen — können Sie
gewiß sein. (Lauter Beifall.)

Landeshauptmann Dr. von Renvers: Mein hochverehrter Herr Präsident! Meine hoch¬
verehrten Damen und Herren! Ich schaue heute auf eine 46jährige Dienstzeit zurück. Es ist das
eine Dienstzeit, die mir wirklichFreude gemacht und die mir am Herzen gelegen hat. Es war
mir vergönnt, als Staatsanwalt, als Landrat, als vortragender Rat, als Regierungspräsidentund
als Landeshauptmann tätig zu sein. Ich bin immer bei all diesen Aemtern von dem Gedanken
ausgegangen: Deine ganze Kraft hast du in den Dienst zu stellen. Und ich glaube, das ist mir
auch, soviel ich weiß, so ziemlich gelungen.

Es ist nun ein schwerer Entschluß,aus einer derartig liebgewordenen Tätigkeit auszuscheiden.
Aber, meine Herren und Damen, es kommt ein Moment, wo man diesem Gedanken unbedingt
nähertreten muß. Das hohe Alter — und ich glaube, ich bin wohl der Zweitälteste im Hause —,
die schwerenKriegsjahre, die Besatzung, die Staatsumwälzung, die Jahre, in denen ich ohne
Landtag, ohne Ausschuß und ohne Etat die Verwaltung zu führen hatte, sie haben meiner Gesundheit
doch — sagen wir — einen argen Stoß gegeben. Auf der anderen Seite muß ich mir aber auch
sagen: Die Stellung des Landeshauptmanns ist eine derartig umfangreicheund wird es in den
nächsten Jahren noch mehr werden, daß dazu eine volle jugendliche Kraft nötig ist. Diese Momente
haben mich bewogen, jetzt auf meine Stelle zu verzichtenund sie einer jugendlichen Kraft über¬
tragen zu -lassen, zu einer Zeit, ehe man mir sagen kann: Du mußt!

Aber auch noch ein anderes Moment hat mich bewogen, diesen Schritt zeitig zu tun.
Meine Herren, die Verwaltung der Rheinprovinz war stets eine unpolitische, nur eine rein sachliche,
und so war auch die Stellung des Landeshauptmanns. Jetzt ist darin eine kolossale Aenderung
eingetreten. Die Provinz ist politisiert, und die Stellung des Landeshauptmanns ist oder wird in
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den nächstenJahren auch in diesen Kreis hineingezogenwerden. Um das aber voll und ganz
mitzumachen,dazu fehlt mir eine Eigenschaft: die politischeWandlungsfähigkeit.

Ich danke Ihnen, Herr Präsident, für die liebenswürdigen Worte, die Sie an mich
gerichtet, und für die Anerkennung, die Sie mir ausgesprochenhaben. Von dieser Anerkennung
muß ich den größten Teil auf meine Mitarbeiter, die mich immer unterstützt und nie im Stiche
gelassen haben, zurückübertragen. Die Rheinprovinz ist mir immer teuer gewesen. (Beifall.)

VorsitzenderGielen: Herr Landtagskommissar,ich habe Ihnen die Mitteilung zu machen,
daß die Arbeiten des 61. RheinischenProvinziallandtags erledigt sind.

Oberpräsident von Groute: Sehr geehrte Damen und Herren! Sie stehen am Schlüsse
einer außergewöhnlicharbeits- und inhaltsreichenTagung, In dem aufs eingehendste durchberatenen
Haushaltsplan haben Sie für die Provinzialverwaltung eine neue Grundlage geschaffen, die ange¬
sichts der fortdauerndenUnsicherheit der gesamten Wirtschafts- und Finanzlage immerhin eine größere
Klarheit und Stetigkeit gewähren dürfte, als sie in den letzten Jahren geboten waren. Außerdem
haben Sie in einer Reihe von Befchlüfsen neue Richtlinien von weittragender Bedeutung für die
Fortentwicklungder Provinzialverwaltung aufgestellt oder doch angebahnt.

Der Stlllltsregierung haben Sie wertvolle Gutachten erstattet, die für ihre Entschließungen
zweifellos von größtem Gewicht sein werden. Ich denke dabei ganz besonders an Ihre ausführlich
begründeteStellungnahme zu dem Entwürfe eines Gesetzes über die Erweiterung der Selbständigkeits-
rechte der Provinzen.

Es ist mir nicht nur tief empfundenespersönliches Bedürfnis, sondernin diesem Augenblick
an erster Stelle eine freudig geübte Wicht meines Amtes, dem scheidenden Landeshauptmann,
Herrn Dr. von Renvers, den aufrichtigen und wärmsten Dank der Preußischen Staatsregierung
auszuspiechenfür die ganz hervorragendenDienste, die er in dem wichtigen Amte, aus dem er sich
entschlossen hat nunmehr zurückzutreten,nicht nur der Rheinprovinz, sondern der gesamten Staats¬
verwaltung geleistet hat. (Beifall.) Möge das glänzende Vorbild altpreußischerBeamtentreue und
seiner Hingabe an seine Amtspflichten, die nicht selten bis an die Grenzen seiner Kräfte reichte,
auch in den kommenden Zeiten die verdienteAnerkennungund Nacheiferungfinden, und möge Herrn
von Nenvers eine recht lange und ungetrübte Zeit der Amtsruhe beschieden sein. (Lauter Beifall.)

Mit Ihnen allen, meine Damen und Herren, bedauert die Staatsregierung, daß die Wahl
eines neuen Landeshauptmannes nicht zustande gekommen ist. Eine nach allen Richtungen gefestigte
Leitung der Geschäfteder Provinzialverwaltung wäre zweifellos gerade in der nächsten Zeit mit
ihren vielfach erweiterten und neuen Aufgaben dringend erwünscht gewesen. (Zustimmung.) Ich gebe
der Hoffnung Ausdruck, daß es dem Provinzialausschuß trotzdem gelingen möge, mit Hilfe der
übrigen bewährten Beamtenschaftdie Verwaltung ohne wesentliche Stockungenund Beeinträchtigungen
fortzuführen.

Mit dem Wunsche,daß Ihre Beratungen und Beschlüsse unserer Heimatprovinz und dem
Vllterlande zum Segen gereichen, und daß der nächste Provinziallandtag in einer politischund wirt¬
schaftlich weniger trüben Zeit zufammentreten möge, erkläre ich namens der Preußischen Staats-
regierung den 61. Provinziallandtag der Rheinprovinz für geschlossen. (Beifall.)

Vorsitzender Gielen: Meine Damen und Herren! Meinerseits — und ich darf wohl
auch in Ihrer aller Namen sprechen — muh ich noch allen Beamten der Provinzialverwaltung
danken, welche durch ihre Vorarbeit und durch ihre Mitarbeit während unserer Tagung unsere
Arbeit uns so wesentlich erleichtert haben.
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Meine Damen und Herren! Wir haben in den acht Tagen eine außerordentlichumfang¬
reiche Tagesordnung erledigt, und wir hoffen, durch unsere Arbeit nach Kräften die kulturellen und
wirtschaftlichen Interessen unserer rheinischen Heimatprovinz gefördert zu habeu.

Lassen Sie uns, bevor wir auseiuandergehen,den Gefühlen, die wir für uuser Vaterland
und unsere Heimatprovinz hegen, noch einmal offen und freudig Ausdruckverleihendurch deu Ruf:
Unser deutsches Vaterland, unsere schöue Heimat, sie leben hoch! hoch! hoch! (Die Versammlung
stimmt begeistertein.)

(Schluß 5 Uhr 45 Minuten.)

---^--k^«-^^"
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